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Wasser ist für viele Menschen ein selbstverständliches Gut. Gerade weil Wasser allgegenwärtig erscheint, wird es in seiner 
Bedeutung unterschätzt. Expertinnen und Experten konstatieren gar eine „Wasserblindheit“ (Terje Tvedt). 
 Foto: picture alliance/dpa

bis2018_04_inhalt.indd   237bis2018_04_inhalt.indd   237 04.12.18   08:0504.12.18   08:05



Wasser ist für viele Menschen ein selbstverständliches 
Gut. Gerade weil Wasser allgegenwärtig erscheint, wird 
es in seiner Bedeutung unterschätzt. Expertinnen und Ex-
perten konstatieren gar eine „Wasserblindheit“ (Terje 
Tvedt). Prognosen zufolge wird die Nachfrage nach Was-
ser in den kommenden Jahrzehnten in weltweitem Maß-
stab ansteigen. Der Druck auf die knappe Ressource nimmt 
zu. Der lebenswichtige Rohstoff hat eine enorme ökonomi-
sche Bedeutung und birgt erhebliches politisches (Kon-
flikt-)Potential in sich. Neben Bevölkerungswachstum, Ur-
banisierung und ökonomischer Entwicklung bestimmt das 
Klima immer mehr über das zur Verfügung stehende Was-
ser. Der Klimawandel lässt Wasserangebot und Wasser-
nachfrage weiter auseinanderklaffen. Trotz aller Unsicher-
heiten, die Klimaszenarien innewohnen, resultieren aus all 
diesen Prognosen kontroverse Fragen: In welchem Ausmaß 
schmilzt das Wasser an den Polen und Gebirgsregionen 
dieser Erde? Sind massive Überschwemmungen Vorboten 
künftiger Extremwetterlagen? Oder wird es weniger Nie-
derschläge geben? Werden sich Regionen der Erde in eine 
Wüste verwandeln? Wie wird sich die „Macht der Geo-
graphie“ (Tim Marshall) auswirken? Werden Konkurrenz-
denken und Konflikte um das Wasser zunehmen? Oder füh-
ren Interessenkonflikte um die knappe Ressource zu grenz-
überschreitenden und friedlichen Regelungen? Dies führt 
letztlich zu der Frage, wem das Wasser eigentlich gehört. 
Ist es ein öffentliches Gut oder ein unveräußerliches Recht? 
Eine ausreichende Wasserversorgung berührt Fragen der 
Quantität und Qualität. Sucht man nach Wegen aus der 
Wasserkrise, ist nachhaltiges Wassermanagement uner-
lässlich. 2015 haben sich im Rahmen der UN-Generalver-
sammlung 193 Staaten auf 17 „Nachhaltige Entwicklungs-
ziele“ geeinigt. Diese sogenannten Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) justierten die im Jahr 2000 formulierten 
Millenniumsziele neu. Die 2015 vereinbarten Ziele verbin-
den soziale, ökologische und ökonomische Dimensionen 
von Nachhaltigkeit und verknüpfen die Bekämpfung von 
Armut mit dem Schutz natürlicher Lebensgrundlagen. Eines 
dieser Ziele (SDG 6) will die Verfügbarkeit und nachhal-
tige Bewirtschaftung von Wasser sowie die Sanitärversor-
gung für alle Menschen weltweit gewährleisten. Denn 
noch immer haben Millionen Menschen keinen Zugang zu 
einer elementaren Trinkwasserversorgung. Mehr als die 
Hälfte aller Menschen (4,5 Milliarden) müssen ohne eine 
angemessene sanitäre Einrichtung auskommen. 
Das Sustainable Development Goal 6 ist eine Antwort auf 
die globale Wasserkrise und fordert deshalb u. a. die Stei-
gerung der Wasseraufbereitung und Wasserwiederver-
wendung. Bloße Technik reicht allerdings nicht aus. Not-
wendig sind „Investitionen in Köpfe“, d. h. der Norden muss 
für Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in den Ländern 
des globalen Südens Sorge tragen. Thomas Kluge mahnt 
abschließend an, dass die Sustainable Development Goals 
um eine Definition nachhaltiger Grundwasserbewirtschaf-
tung ergänzt werden müssten.
Im vergangenen Jahrhundert hat sich die Weltbevölke-
rung verdreifacht, der Wasserverbrauch hingegen ist um 
das Achtfache gestiegen und wächst weiter. Laut den Ver-
einten Nationen haben 2,1 Milliarden Menschen immer 
noch keinen Zugang zu einer sicheren Trinkwasserversor-
gung. Angesichts dieser Zahlen ist die Vermutung nahelie-

gend, dass gewaltsame Auseinandersetzungen um Was-
ser immer wahrscheinlicher werden. Für das Verständnis 
und letztlich die Lösung von Wasserkonflikten sind neben 
objektiven Daten politische, soziale und auch symbolische 
Aspekte wichtig. Christiane Fröhlich diskutiert zunächst 
den Mythos internationaler Wasserkonflikte und skizziert 
sodann die Problematik auf substaatlicher Ebene am Bei-
spiel der Situation im Jordanbecken. Empfehlungen für den 
zukünftigen Umgang mit Wasserkonflikten runden den 
Beitrag ab. 
Menschen, die vor Umweltkatastrophen ausweichen muss-
ten, kann man als „Wasserflüchtlinge“ oder „Wasserver-
triebene“ bezeichnen. Hierbei lassen sich jedoch regio-
nale Schwerpunkte ausmachen: Betroffen sind vor allem 
Menschen in Asien, zumeist Angehörige armer Gesell-
schaften. Jochen Oltmer diskutiert die Folgen und Auswir-
kungen von Überschwemmungen, Wasserknappheit, Dür-
ren und Staudammprojekten auf das globale Migrations-
geschehen. Bei genauerer Betrachtung wird deutlich, dass 
der reiche Norden der Welt als Hauptverursacher des Kli-
mawandels nur in geringem Maße von der umweltbeding-
ten Migration betroffen ist. Die weitaus größte Zahl der 
„Wasserflüchtlinge“ konzentriert sich auf der südlichen 
Erdhalbkugel. Prognosen von Klimaforschern zufolge ist 
mit einer Zunahme von Katastrophenvertriebenen zu rech-
nen. Insofern ist es nur folgerichtig, dass Hilfsorganisatio-
nen eine Erweiterung der Genfer Flüchtlingskonvention 
fordern. Wenn Überschwemmungen, extreme Wetterer-
eignisse und Dürren Menschen zur Migration veranlassen, 
muss darüber nachgedacht werden, auf welche Art und 
Weise sie von wem Unterstützung benötigen.
Allen internationalen Verpflichtungen und Anstrengungen 
zum Trotz ist die Grundversorgung mit Wasser und sanitä-
ren Standards in weltweitem Maßstab ein weiterhin uner-
fülltes Menschenrecht (vgl. auch den Beitrag von Thomas 
Kluge). Es fehlt schlicht am politischen Willen, notwendige 
Maßnahmen und Investitionen zu tätigen. Auch die von der 
Weltbank seit Mitte der 1990er Jahre verfolgte Entwick-
lungsideologie der Wasserprivatisierung, die – so die libe-
ralisierungsfreudige Annahme – effizienter, letztlich billi-
ger sei und eine bessere Trinkwasserversorgung vor allem 
für Arme garantiere, hat sich als Holzweg erwiesen. Die 
Privatisierung der Wasserversorgung ist vielmehr ein An-
grif f auf die letzte Allmende – das globale Trinkwasser. 
Ernüchterung stellt sich bei den allermeisten Verbrauchern 
in einkommensstarken Ländern allerspätestens dann ein, 
wenn sich die Wasserpreise erhöhen. Petra Dobner ent-
kräftet dieses vorschnelle Argument, indem sie den Vor-
gang der Wassergewinnung und -reinigung und die damit 
verbundenen Auswirkungen auf die Preisbildung erörtert. 
Abschließend werden drei Maßnahmen skizziert, mit de-
nen jeder Verbraucher einen eigenen Beitrag zur Wasser-
politik leisten kann.
Vir tuelles Wasser, das in Produkte und Dienstleistungen 
einfließt, ist nicht unmittelbar zu sehen. Auf dieser Basis 
funktioniert das Konzept des vir tuellen Wasserfußab-
drucks, das eine genaue Bilanzierung des Wasserver-
brauchs für die Herstellung von Gütern und Dienstleistun-
gen ermöglicht. Deutschlands vir tueller Wasserfußab-
druck beträgt etwa 160 Milliarden Kubikmeter pro Jahr. 
Pro Person entspricht dies einem durchschnittlichen Ver-
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brauch von knapp 5.300 Liter Wasser am Tag. Das Kon-
zept des vir tuellen Fußabdrucks liefert uns ein hervorra-
gendes Instrument, um lokale und globale Wasserströme 
zu überwachen und sowohl Ineffizienzen als auch dro-
hende Übernutzungen von Wasserkörpern zu identifizie-
ren. Es macht sichtbar, dass fast alle Länder der Welt als 
Nettoimporteure von vir tuellem Wasser über ihre Verhält-
nisse leben. Deutschland importiert etwa die Hälfte seines 
Wasserverbrauchs als vir tuelles Wasser. Helge Swars 
skizziert die ungleiche Verteilung und Nutzung der endli-
chen Ressource Wasser an zahlreichen Beispielen und dis-
kutiert konkrete Maßnahmen, um dem Wasserstress wirk-
sam begegnen zu können.
Baumwolle und Palmöl sind landwirtschaftliche Importpro-
dukte, die unter hohem Wasseraufwand hergestellt wer-
den. Einige Hersteller dieser Agrarprodukte verpflichten 
sich, Umwelt- und Sozialstandards einzuhalten, um Zu-
gang zu europäischen Märkten zu bekommen und den An-
sprüchen umweltbewusster Verbraucherinnen und Ver-
braucher zu entsprechen. Laura Kemper, Wibke Müller und 
Lena Partzsch gehen der Frage nach, ob solche freiwilligen 
Selbstverpflichtungen zu einem nachhaltigen Umgang mit 
Wasser führen. Mit einem eigens entwickelten Analyseras-
ter werden die Standards mehrerer Initiativen und der EU 
zur Zertifizierung von Baumwolle und Palmöl untersucht. 
Von wenigen Ausnahmen abgesehen, fällt das Ergebnis 
eher ernüchternd aus. Viele Unternehmen sind nicht ge-
willt, Umwelt- und Sozialstandards einzuhalten, die über 
die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehen. Eine Ver-
schärfung der Wasserproblematik ist absehbar; strengere 
Vorgaben durch die EU und Mindeststandards sind nahe-
liegend.
Integriertes Wasserressourcen-Management (IWRM) ist 
ein international anerkanntes Leitbild zur Überwindung 
von Nutzungskonflikten und zeichnet sich durch die ganz-
heitliche Betrachtung von ökologischen und gesellschaftli-
chen Aspekten einer gerechten Wasserbewirtschaftung 
sowie die partizipative Umsetzung von Wasserproblemen 
aus. Doch wie funktioniert dieses komplexe Vorhaben in 
der Praxis? Lena Horlemann und Shahrooz Mohajeri erläu-
tern dies an zwei Umsetzungsbeispielen. Sie diskutieren 
zunächst drei integrative IWRM-Elemente am Beispiel der 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie, die die grenzüber-
schreitende Harmonisierung der europäischen Wasserpo-
litik fokussiert. Die Einzelschrit te des im Iran beheimateten 
Projekts „IWRM Zayandeh Rud“ zeigen Rahmenbedingun-
gen und Erfolgsfaktoren sowie Hemmschuhe bei der Imple-
mentierung von IWRM-Prozessen.
Ist Privatisierung ein Garant für eine effiziente, bessere 
(und billigere) Trinkwasserversorgung? Zwei Beiträge dis-
kutieren am Beispiel Berlins die folgenreiche Entscheidung, 
Wasserbetriebe zu privatisieren. Dem Wasser-Volksent-
scheid des Jahres 2011 (vgl. auch den Beitrag von Ulrike 
von Wiesenau und Karl Goebler) war die (Teil-)Privatisie-
rung der Berliner Wasserbetriebe in den 1990er Jahren 
vorausgegangen. Versuche, die strukturelle Schwäche des 
Berliner Haushalts mit der Veräußerung von Landesvermö-
gen zu sanieren, waren von Beginn an umstrit ten. Gerlinde 
Schermer schildert das intransparente Procedere der (Teil-)
Privatisierung der Wasserbetriebe und die finanziellen 
Details des Public-Private-Partnership-Vertrags. Zu den Fol-

gen der Privatisierung zählen u. a. merklich gestiegene 
Wasserpreise, unzureichende Investitionen sowie eine un-
gleiche Gewinnverteilung zwischen öffentlichen und pri-
vaten Partnern. Der Widerspruch zwischen dem Gewinn-
streben von privaten Unternehmen und einer am Gemein-
wohl orientierten öffentlichen Daseinsvorsorge war das 
ausschlaggebende Motiv für den Wasser-Volksentscheid.
Durch einen Volksentscheid, initiiert von der Bürgerinitia-
tive Berliner Wassertisch, wurde im Februar 2011 ein Ge-
setzentwurf zur Offenlegung der Teilprivatisierungsver-
träge bei den Berliner Wasserbetrieben (BWB) angenom-
men. Der Volksentscheid war ein deutliches Signal für 
demokratische Transparenz und gegen Privatisierungen im 
Bereich der Daseinsvorsorge. Damit sich der Betrieb der 
BWB künftig am Gemeinwohl orientiert statt an privatwirt-
schaftlichen Kriterien, formulierte die Bürgerinitiative Berli-
ner Wassertisch eine Wassercharta und gründete den 
Berliner Wasserrat, ein für interessierte Bürgerinnen und 
Bürger offen stehendes Gremium der Partizipation. Ulrike 
von Wiesenau und Karl Goebler schildern den Weg von 
der Teilprivatisierung der BWB, den Volksentscheid selbst 
und die Rekommunalisierung der BWB bis hin zur Grün-
dung des Berliner Wasserrats und dessen Integration in 
ein aktuelles Partizipationsmodell.
Wasser ist aber weit mehr als ein bloßes Produktionsmittel. 
Wasser hat in jeder Kultur und Religion eine zentrale Be-
deutung. Diese untrennbare Verbindung zwischen Mensch 
und Wasser spiegelt sich in kulturellen Praxen und in der 
Literatur wider. Die literarischen Texte, die Hartmut Böhme 
vorstellt und interpretiert, zeigen die zwei Gesichter des 
Wassers: Es kann lebenssteigernd und frei, doch auch ab-
gründig und gefährlich, gar tödlich sein. Das Verlockende 
und die tödliche Dynamik, das Doppelgesicht von Eros und 
Tod zeigen sich beispielsweise in der Figur der Wasser-
Frau. Die „Eroberung“ des Wassers und die Entdeckung 
der Meere haben literarische Entsprechungen. So spiegelt 
die „Odyssee“ von Homer den stets von Angst begleiteten 
Übergang von territorialen zu marinen Herrschaftsformen 
wider. Angst nicht zuletzt deswegen, weil Schiff fahrt stets 
mit der Gefahr des Schiffbruchs und Untergangs verbun-
den ist. Menschen waren der zerstörerischen Kraft des 
Wassers nicht nur in früheren Zeiten ausgesetzt. Die Flutka-
tastrophen der letzten Jahre sind ein deutlicher Beleg da-
für, dass heutige Generationen weiterhin mit Naturgewal-
ten konfrontiert sind. Das Verderben, das durch Wasser 
über Menschen kommen kann, zeigt sich aber nicht nur in 
Katastrophen. Inmitten des Ozeans werden Individuen auf 
sich selbst zurückgeworfen, indem ihnen „in einer Nuss-
schale auf dem Wasser“ die Gefährlichkeit des Meeres 
und seine gewaltige Raumdimension bewusst werden. 
Allen Autorinnen und Autoren, die mit ihren Beiträgen auf-
schlussreiche Informationen und Einsichten vermitteln, sei 
an dieser Stelle gedankt. Dank gebührt auch dem Schwa-
benverlag und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Druckvorstufe für die stets gute und effiziente Zusammen-
arbeit.
 Siegfried Frech
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WASSER – EINE KNAPPE RESSOURCE

Millenniumsziele und das Thema Wasser
Thomas Kluge

2015 haben sich im Rahmen der UN-Generalversamm-
lung 193 Staaten auf 17 „Nachhaltige Entwicklungs-
ziele“ geeinigt. Diese sogenannten Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) justierten die 2000 formulierten Mil-
lenniumsziele neu. Die 2015 vereinbarten Ziele verbinden 
soziale, ökologische und ökonomische Dimensionen von 
Nachhaltigkeit und verknüpfen die Bekämpfung von Ar-
mut mit dem Schutz natürlicher Lebensgrundlagen. Eines 
dieser Ziele (SDG 6) will die Verfügbarkeit und nachhal-
tige Bewirtschaftung von Wasser sowie die Sanitärver-
sorgung für alle Menschen weltweit gewährleisten. Denn 
noch immer haben Millionen Menschen keinen Zugang 
zu einer elementaren Trinkwasserversorgung. Mehr als 
die Hälfte aller Menschen (4,5 Milliarden) müssen ohne 
eine angemessene sanitäre Einrichtung auskommen. Das 
SDG 6 ist eine Antwort auf die globale Wasserkrise und 
fordert deshalb u. a. die Steigerung der Wasseraufberei-
tung und Wasserwiederverwendung. Bloße Technik 
reicht allerdings nicht aus. Notwendig sind „Investitionen 
in Köpfe“, d. h. der Norden muss für Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen in den Ländern des globalen Südens 
Sorge tragen. Thomas Kluge mahnt in seinem Fazit an, 
dass die Sustainable Development Goals um eine Defini-
tion für nachhaltige Grundwasserbewirtschaftung er-
gänzt werden müssten. 

Millenniums-Entwicklungsziele

Vom 6. bis 8. September 2000 tagte in New York die be-
rühmte Millenniumskonferenz im Rahmen der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen. 189 unabhängige 
Staaten verabschiedeten dabei die sogenannte Millenni-
umserklärung, die die aktuellen Herausforderungen für 
das beginnende 21. Jahrhundert adressierte und Hand-
lungsanweisungen für die Zukunft entwickelte. Die große 
Anzahl von Staats- und Regierungschefs, die bei der Ge-
neralversammlung zugegen waren, macht die Deklaration 
historisch so einmalig. 
Es wurden acht grundsätzliche Millenniums-Entwicklungs-
ziele (Millennium Development Goals/MDGs) formuliert, 
nämlich:
1. Extreme Armut und Hunger bekämpfen;
2. Allgemeine Grundschulbildung verwirklichen;
3. Gleichstellung der Geschlechter fördern und die Rolle 

von Frauen stärken;
4. Die Kindersterblichkeit senken;
5. Die Gesundheit von Müttern verbessern;
6. HIV, Aids, Malaria und andere schwere Krankheiten 

bekämpfen;
7. Ökologische Nachhaltigkeit sichern;
8. Eine weltweite Entwicklungspartnerschaft aufbauen 
(vgl. Millenniums-Entwicklungsziele 2002).

Mit Blick auf die Wasserproblematik ist es interessant, wie 
das Ziel, die ökologische Nachhaltigkeit zu sichern, defi-
niert wurde. Da war zum einen die Vorgabe, der Vernich-
tung von Umweltressourcen entgegenzuwirken, den Ver-
lust der Biodiversität einzudämmen sowie bis 2015 die Hal-
bierung des Anteils der Menschen, die keinen nachhaltig 
gesicherten Zugang zu hygienisch einwandfreiem Trink-
wasser haben, zu erreichen (von 65 Prozent auf 32 Pro-
zent). Außerdem wurde das Ziel gesetzt, bis 2020 die Le-
bensbedingungen von mindestens 100 Millionen Slumbe-
wohnerinnen und Slumbewohnern zu verbessern. Zur 
Erreichung dieser Ziele und deren Messbarkeit wurden In-
dikatoren festgelegt, und das Jahr 1990 wurde als Basis 
und das Jahr 2015 als Zieljahr bestimmt. Im September 
2010 fand in New York ein weiterer MDG-Gipfel statt, auf 
dem eine Zwischenbilanz über die Umsetzung der Millen-
niums-Entwicklungsziele gezogen wurde. Rund 140 Staats- 
und Regierungschefs nahmen an dem auch als „Weltar-
mutskonferenz“ bezeichneten Treffen teil. In einem gemein-
samen Bericht der Vereinten Nationen und der OECD 
wurden beachtliche Fortschrit te in den Bereichen Regie-
rungsführung, Frieden und Sicherheit, Grundschulbildung 
und Reduzierung der extremen Armut festgestellt. Beim 
 Zugang zu Trinkwasser wurden leichte Verbesserungen 
berichtet, die sanitären Anlagen wurden als nach wie vor 
unzureichend beschrieben; Wasserversorgung und -ent-

In Kanistern abgefülltes Was-
ser, das zum Verkauf in einem 
indonesischen Slum bestimmt 
ist. Erklärtes Ziel der UN ist es, 
die Verfügbarkeit und nach-
haltige Bewirtschaftung von 
Wasser sowie die Sanitärver-
sorgung für alle Menschen 
weltweit zu gewährleisten. 
Immer noch haben Millionen 
Menschen keinen Zugang zu 
einer elementaren Wasserver-
sorgung. Mehr als die Hälfte 
aller Menschen (4,5 Milliarden) 
müssen ohne eine angemes-
sene sanitäre Einrichtung aus-
kommen.
 picture alliance/dpa
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sorgung verbleiben nach wie vor eine große Herausforde-
rung. 

Die Sustainable Development Goals

Die Sustainable Development Goals (SDGs) sollten die 
Schwächen und Fehler der Millennium Development Goals 
(MDGs) beheben helfen: Die Komplexität und Dynamik ei-
ner sich durch menschliche und gesellschaftliche Aktivitä-
ten rasch verändernden Welt wurden in den MDGs nicht 
angemessen erfasst. Dies sollte mit der Formulierung der 
SDGs und ihrer Verknüpfung zu den anderen Themen ver-
ändert werden (beispielsweise Wasser, Landwirtschaft, 
Ernährung, Armutsreduktion, Biodiversität). Im Gegensatz 
zu den MDGs, bei denen die soziale Entwicklungsdimen-
sion im Vordergrund stand, betonen die SDGs daher das 
Thema Nachhaltigkeit wesentlich stärker. Neben sozialen 
wurden ökonomische sowie ökologische Aspekte in die 
Entwicklungsagenda aufgenommen (vgl. Sachs 2012). 
Die SDGs sind darauf gerichtet, die Menschenrechte für 
alle zu verwirklichen. So heißt es in der einleitenden Erklä-
rung: „Im Namen der Völker, denen wir dienen, haben wir 
einen historischen Beschluss über einen umfassenden, 
weitreichenden und die Menschen in den Mittelpunkt stel-
lenden Katalog universeller und transformativer Ziele und 
Zielvorgaben gefasst. Wir verpflichten uns, uns unermüd-
lich für die volle Umsetzung dieser Agenda bis 2030 einzu-
setzen. Wir sind uns dessen bewusst, dass die Beseitigung 
der Armut in allen ihren Formen und Dimensionen ein-
schließlich der extremen Armut die größte globale Heraus-
forderung darstellt und eine unabdingbare Voraussetzung 
für eine nachhaltige Entwicklung ist“ (UN 2015: 3).

Fünf allgemeine Ziele sind in der Vision der Sustainable De-
velopment Goals festgehalten:
1.  Die Würde des Menschen steht im Mittelpunkt, eine 

Welt ohne Armut und Hunger ist möglich. Rund zwei 
Milliarden Menschen können kein würdevolles Leben 
derzeit führen, weil nicht genug Nahrung vorhanden 
oder sie zu einseitig ist.

2.  Den Planeten schützen, Klimawandel begrenzen, 
natürliche Lebensgrundlagen bewahren. Der Klima-
wandel bedroht bisherige Entwicklungserfolge und ge-
fährdet die Zukunftsperspektiven aller Länder. Die 
Agenda 2030 verpflichtet uns, den Planeten zu schüt-
zen, damit auch künftige Generationen ein gutes Leben 
in einer intakten Umwelt führen können. Dazu zählen der 
Erhalt von Ökosystemen und der Biodiversität, nachhal-
tiger Umgang mit natürlichen Ressourcen wie Wasser 
und Schutz der Meere und Ozeane.

3.  Wohlstand für alle fördern. Die Wirtschaft ist Wohl-
standstreiber und Entwicklungsmotor. So sieht es die 
Weltgemeinschaft.

4.  Frieden, Menschenrechte und gute Regierungsfüh-
rung fördern. Die Menschen sind auf ein Leben in Frie-
den, ohne Angst und Gewalt angewiesen. Dazu braucht 
es sichere und inklusive Gesellschaften. 

5.  Globale Partnerschaften aufbauen, global gemein-
sam voranschreiten 

(vgl. UN 2015: 2).

Der Erfolg der SDGs, der Agenda 2030, hängt in großem 
Maße davon ab, dass alle mitmachen, nicht nur Staaten 
und Organisationen, sondern auch die Zivilgesellschaft 
und jeder Einzelne.
Die SDGs sind getragen von einer gemeinsamen Sorge um 
den Zustand der Welt. Sie sind Ausdruck eines starken 
Multilateralismus – so wie die Vereinten Nationen selbst 
aus den Trümmern des Zweiten Weltkriegs hervorgegan-
gen sind, und es erklärtes Ziel war, eine Weltgemeinschaft 
zu schaffen, die auf geteilten Werten wie den Menschen-
rechten gründet und damit neue Orientierungsmaßstäbe 
setzt. MDGs und SDGs basieren auf diesen Grundsätzen 
des Multilateralismus. Sie drücken den Konsens einer Welt-
gemeinschaft aus, die es ernst meint mit einem Zustand der 
Welt ohne Hunger und Armut. Es ist eine große politische 
Aufgabe und Herausforderung, dass dieser Konsens der 
Weltgemeinschaft nicht aufgebrochen und an seiner Basis 
zerstört wird durch Nationalismus, durch nationalistische 
Eigeninteressen („America first“), die den Blick auf das 
Ganze, den Globalbezug zerstören und nicht wahrhaben 
wollen. 

Das Thema Wasser im Rahmen der SDGs

Schon vor mehr als 15 Jahren prägte der Chemiker und 
Nobelpreisträger Paul Crutzen den Begriff „Anthropozän“ 
für die erdgeschichtliche Epoche, in dem der Mensch seit 
der Industrialisierung maßgeblich die biologischen, geo-
logischen und atmosphärischen Prozesse beeinflusst hat 
und so zu einer relevanten geologischen Kraft auf dem Pla-
neten geworden ist. Diese tiefgreifenden Veränderungen 

241

MILLENNIUMSZIELE UND DAS THEMA WASSER
 
 

bis2018_04_inhalt.indd   241bis2018_04_inhalt.indd   241 04.12.18   08:0504.12.18   08:05



durch den Menschen selbst gefährden seine Lebensgrund-
lagen, denn es gibt klare planetare Grenzen (planetary 
bounderies). Bevölkerungswachstum, Klimawandel, kriti-
scher Zustand von Ökosystemen, Zerstörung und Ausbeu-
tung von Ressourcen, Biodiversitätsverlust – dies sind nur 
einige Stichworte zur Problembeschreibung der komple-
xen Verflechtung gesellschaftlicher und natürlicher Pro-
zesse (vgl. Jahn et al. 2015). Mit der Formulierung der nach-
haltigen Entwicklungsziele wird erstmals versucht, diese 
Wechselbeziehungen in den Blick zu nehmen und politisch 
zu adressieren. 
Das SDG 6 zum Thema Wasser lautet: „Verfügbarkeit und 
nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärver-
sorgung für alle gewährleisten.“ 

Überblick über die Unterpunkte des SDG 6: 
6.1: Bis 2030 den allgemeinen und gerechten Zugang zu 
einwandfreiem und bezahlbarem Trinkwasser für alle er-
reichen. 
6.2: Bis 2030 den Zugang zu einer angemessenen und ge-
rechten Sanitärversorgung und Hygiene für alle erreichen 
und der Notdurftverrichtung im Freien ein Ende setzen, unter 
besonderer Beachtung der Bedürfnisse von Frauen und 
Mädchen und von Menschen in prekären Situationen. 
6.3: Bis 2030 die Wasserqualität durch Verringerung der 
Verschmutzung, Beendigung des Einbringens und Minimie-
rung der Freisetzung gefährlicher Chemikalien und Stoffe, 
Halbierung des Anteils unbehandelten Abwassers und eine 
beträchtliche Steigerung der Wiederaufbereitung und ge-
fahrlosen Wiederverwendung weltweit verbessern. 
6.4: Bis 2030 die Effizienz der Wassernutzung in allen Sek-
toren wesentlich steigern und eine nachhaltige Entnahme 
und Bereitstellung von Süßwasser gewährleisten, um der 
Wasserknappheit zu begegnen und die Zahl der unter Was-
serknappheit leidenden Menschen erheblich zu verringern 
6.5: Bis 2030 auf allen Ebenen eine integrierte Bewirtschaf-
tung der Wasserressourcen umsetzen, gegebenenfalls auch 
mittels grenzüberschreitender Zusammenarbeit. 
6.6: Bis 2020 wasserverbundene Ökosysteme schützen 
und wiederherstellen, darunter Berge, Wälder, Feuchtge-

biete, Flüsse, Grundwasserleiter und Seen.  
6.a): Bis 2030 die internationale Zusammenarbeit und die 
Unterstützung der Entwicklungsländer beim Kapazitätsauf-
bau für Aktivitäten und Programme im Bereich der Wasser- 
und Sanitärversorgung ausbauen, einschließlich der Was-
sersammlung und -speicherung, Entsalzung, effizienten 
Was  sernutzung, Abwasserbehandlung, Wiederaufberei-
tungs- und Wiederverwendungstechnologien. 
6.b): Die Mitwirkung lokaler Gemeinwesen an der Verbes-
serung der Wasserbewirtschaftung und der Sanitärversor-
gung unterstützen und verstärken.

Diese Differenzierung der Zielsetzung (s. Kasten) und der 
ambitionierte Zeitplan verdeutlichen den Versuch, der zu-
vor benannten Komplexität gerecht zu werden (UN 2015: 
19–20). 
Wie wichtig der umfassende Gestaltungsansatz des SDG 
ist, zeigt sich daran, dass Wasserressourcen verknüpft 
werden mit den unterschiedlichen elementaren Entwick-
lungszielen wie Nahrungssicherheit, Gesundheit und Ar-
mutsbekämpfung. Diese Verknüpfungen machen deutlich, 
welche zentrale Rolle dem Wasser als Wirtschaftsfaktor 
für Wachstum im Agrarsektor, der Industrie, aber auch zur 
Aufrechterhaltung gesunder Ökosysteme zukommt.
Der differenzierte Zielkatalog des wassergebundenen 
SDG 6 soll im Gegensatz zu den MDGs in kürzeren Zeitpe-
rioden einem Monitoring unterworfen sein, um eine bes-
sere Kontrolle und Steuerung, aber auch einen Vergleich 
zwischen den am SDG-Programm beteiligten Ländern zu 
erreichen. Im Juni 2018 ist zu den SDG 6 ein erster verglei-
chender Report veröffentlicht worden (UN 2018). Der Re-
port belegt die gegenwärtige Situation, dass sich die An-
zahl der ohne sicheres Trinkwasser lebenden Menschen 
etwas verbessert hat. Bei Sanitäreinrichtungen gibt es 
ebenfalls leichte Verbesserungen, aber die Gesamtzahlen 
sind nach wie vor völlig unbefriedigend. In dem Bericht 
wird auch Wert auf die bessere Wasserbewirtschaftung in 
den einzelnen Ländern gelegt, insbesondere auf die Instal-
lation von Systemen des Integrierten Wasserressourcen-
Managements (IWRM) (vgl. den Beitrag von Lena Horle-

Abbildung 1: Sustainable 
Development Goal 6: 
Trinkwasser und Sanitär-
versorgung

Quelle: Hamelmann 2016
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mann und Shahrooz Mohajeri in diesem Heft). Im Rahmen 
der von der Bundesregierung verabschiedeten deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie (1. Januar 2017) wird über die 
nationale Umsetzung der SDGs in Deutschland berichtet. 
Auf Wasser bezogen ist hier bis auf die Feststellung der 
Nitratproblematik wenig ablesbar. Viele Grundwasserlei-
ter weisen zu hohe Nitratwerte auf.
Die SDGs sehen vor, dass sicheres Wasser, Sanitärversor-
gung und Hygiene zu Hause bis 2030 weltweit erreicht 
werden. Trotz dieser ehrgeizigen Zielvorgaben schreitet 
die Degradation der Ökosysteme und hier insbesondere 
der Wasserressourcen voran. Einschätzungen besagen, 
dass bei Anhalten des zerstörerischen Drucks auf die glo-
balen Wasserressourcen 50 Prozent des globalen Brutto-
inlandprodukts, 52 Prozent der Weltbevölkerung und 40 
Prozent der Getreideproduktion bis 2050 gefährdet sein 
werden (UN 2018: 2).
In Zahlen drückt sich das nach neuesten Berichten von UN-
Water (UN 2018: 3f.) so aus, dass zwar der Zugang zu 
Trinkwasser sich tatsächlich verbessert hat, aber immer 
noch 844 Millionen Menschen keinen Zugang zu einer ele-
mentaren Trinkwasserversorgung haben und hygienisch 
bedenkliches Wasser konsumieren müssen. Lediglich 2,1 
Milliarden, also etwa ein Viertel der Weltbevölkerung, 
verfügen über einigermaßen sicheres Trinkwasser. Mehr 
als die Hälfte aller Menschen (4,5 Milliarden) müssen ohne 
angemessene sanitäre Einrichtungen auskommen, wobei 
es 2,3 Milliarden Menschen an elementaren Einrichtungen 
der Sanitärversorgung fehlt und 600 Millionen Menschen 
immer noch ihre Notdurft im Freien verrichten müssen (ins-
besondere in den Regionen Subsahara/Afrika und Südost-
asien). Als Konsequenz aus schlechter Hygiene und 
schlechtem Trinkwasser sterben jedes Jahr 361.000 Kinder 
unter fünf Jahren an Durchfallerkrankungen (vgl. WHO 
2017; Weltagrarbericht 2013; UN 2018).
Die umfassende Formulierung der SDGs adressiert alle 
großen Problemkreise, welche die weltweiten Wasserres-
sourcen betreffen: Trinkwasser und Sanitärversorgung für 
alle, Verbesserung der Abwasserreinigung – bislang ge-
hen fast 80 Prozent der Abwässer ungereinigt ins Meer –, 
Steigerung der Nutzungsintensität der Wasserressourcen, 
Integriertes Wasserressourcen-Management, Schutz und 
Entwicklung der wasserverbundenen Ökosyste me. 

Das SDG 6 – eine Antwort auf die globale 
Wasserkrise

Die gegenwärtige Wasserkrise ist durch mehrere unterein-
ander verzahnte Entwicklungen gekennzeichnet: ein ra-
santes Städtewachstum in Afrika und Asien (Lagos, Karat-
schi, Mumbai, Shanghai, New Delhi beispielsweise mit 
700.000 Einwohnerzuwachs jährlich) führt dazu, dass 
heute mehr als 70 Prozent des Abwassers ungeklärt in 
Flüsse und Meere fließen (vgl. Bieker 2009). Der Anstieg 
des Wasserverbrauchs ist bedingt durch Städtewachstum 
und wachsende Weltbevölkerung. Eine gebündelte Ant-
wort auf diese Krisendynamik ist in den SDG 6 versteckt 
enthalten und kann leicht übersehen werden. Sie liegt in 
den Stichworten: beträchtliche Steigerung der Wasserauf-
bereitung, gefahrlose Wasserwiederverwendung (Ziel 
6.3). In Ziel 6a ist festgehalten, dass die interne Zusammen-
arbeit, aber auch Unterstützung durch die Länder des Nor-
dens beim Kapazitätsaufbau effizienter Wassernutzung, 

Abwasserbehandlung, Wiederaufbereitung und Wieder-
verwendungstechnologien zur Erreichung der SDGs not-
wendig sind.

Wasserwiederverwendung in semiariden Gebieten – 
Ein Beispiel

Die Wiederverwendung von Wasser kann einen wesent-
lichen Beitrag zur Schonung knapper Wasserressourcen 
leisten, insbesondere in den ariden und semiariden Ge-
bieten der Erde. Wie dies konkret aussehen kann, wurde 
in dem mehr als zehnjährigen Forschungsprojekt CuveWa-
ters im Norden Namibias in einem Pilotprojekt gezeigt 
(www.cuvewaters.net). Die Region ist geprägt von klima-
tischen Extremen: Dürren und Überflutungen wechseln 
sich jahreszeitlich ab. An vielen Stellen ist zudem das 
Grundwasser so salzhaltig, dass Menschen es nicht trin-
ken können. Verschärft wird die Situation noch durch ein 
starkes Bevölkerungswachstum, eine relativ hohe Sied-
lungsdichte und anhaltende Urbanisierung. Mit dem pas-
senden IWRM-Konzept wird die Versorgungssicherheit 
mit Wasser für die Menschen in der Region auf nachhal-
tige Weise erhöht und damit werden auch die Voraus-
setzungen verbessert, mit den Folgen des Klimawandels 
umzugehen. 
Ein Projektstandort war die Kleinstadt Outapi, die mit ihren 
7.000 Einwohnern derzeit zu den am schnellsten wachsen-
den Städten in Namibia gehört. Hier wurden in einer Slum-
siedlung für je vier Haushalte sogenannte Clustereinheiten 
gebaut: ein Cluster umfasst Dusche, Toilette und Wasch-
becken. Zusätzlich wurde ein kommunales Waschhaus mit 
Toiletten, Duschen und Waschbecken errichtet. Diese Ein-
richtung wird von mehr als 300 Menschen täglich genutzt. 
Insgesamt entstanden so sanitäre Einrichtungen für etwa 
1.000 Menschen. Das Abwasser aus dem Waschhaus, den 
Clustern und 60 kleinen Privathäusern wird gesammelt und 
fließt in eine Anlage, die die Fest- und Flüssigbestandteile 
voneinander trennt. Aus dem hierbei frei werdenden Me-
than wird Strom gewonnen. Der verbleibende Feststoff 
wird so aufbereitet, dass er als gefahrloser Dünger einge-
setzt werden kann. Hernach wird das verbleibende Ab-
wasser weiter gereinigt und anschließend desinfiziert. Die-
ses so gereinigte Abwasser bleibt für etwa 30 bis 100 Tage 
in einem Speicherbecken, bevor es zur Bewässerung ein-
gesetzt wird. Dieses hier nur skizzenhaft beschriebene so-
genannte Multi-Barrieren-System ermöglicht die hygie-
nisch unbedenkliche Bewässerung einer drei Hektar gro-
ßen Gemüseanbaufläche.
In dem aufbereiteten Abwasser bleiben wichtige Pflanzen-
nährstoffe wie Nitrate und Phosphate erhalten, Bakterien 
und Viren werden jedoch eliminiert. Die Bewässerung ist 
geeignet für den Obst- und Gemüseanbau (Paprika, Toma-
ten, Bohnen, Mais, Gurken etc.). Dadurch wird nicht nur die 
Ernährungssituation verbessert, es entstehen auch neue 
Einkommensquellen. Insgesamt wird Abwasser als Res-
source produktiv genutzt. Zudem verbesserten sich die Hy-
gieneverhältnisse deutlich, was etwa dazu führte, dass die 
Durchfallerkrankungen pro Jahr von ca. 60 Prozent auf 15 
Prozent zurückgegangen sind. 
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Die elementare Bedeutung der 
Wasserwiederverwendung im Rahmen des SDG 6

Vor allem in den schnell wachsenden Metropolen in Afrika, 
Südostasien und Lateinamerika zeigt sich, dass die Was-
serversorgung und -entsorgung kaum Schrit t halten kann 
mit dem Wachstum der Einwohnerzahlen. Hier ist es von 
wachsender Bedeutung, den Frischwasserverbrauch zu 
senken oder gar vom Bevölkerungswachstum zu entkop-
peln. Zudem ist aufgrund der schieren Größe dieser soge-
nannte Mega Cities eine Abkehr von dem immer noch domi-
nierenden Denken in zentralen Versorgungs- und Entsor-
gungssystemen unabdingbar. Vielmehr muss es darum 
gehen, dass die Wasserinfrastruktur dieser Städte waben-
weise bzw. quartierbezogen wächst. Die Wiederverwen-
dung von Abwasser ist hier von strategischer Bedeutung – 
zum einen wird das Abwasser als Ressource genutzt und 
zum anderen wird durch Kreislaufführung eine effizientere 
Nutzung des Wassers in ganz entscheidendem Maße be-
wirkt. 
Semi- bis dezentrale Wasserinfrastrukturen könnten bei-
spielsweise so gegliedert sein, dass das Wasser aus Du-
sche, Waschbecken, Waschmaschine dezentral gereinigt 
und der Wiederverwendung zugeführt wird. Fast die 
Hälfte des Frischwassers im Haushaltsbereich könnte ge-
spart werden, wenn das wiederaufbereitete Wasser für 
die Toilettenspülung genutzt würde. Die Wasserverwen-
dung kann aber auch Flüsse wiederbeleben; Brauchwas-
ser kann zur Straßenreinigung oder als Bewässerungswas-
ser für Parks und Bäume genutzt werden. Schließlich kann 
das Brauchwasser auch zur Anreicherung des Grundwas-
sers genutzt werden. Gerade für Megastädte wie Mexico 
City, Peking, New Delhi, die ihren Wasserbedarf oftmals 
mit Grundwasser aus dem Umland decken, könnte dies 
Entlastung bringen, hohe Energiekosten senken und einen 
Beitrag leisten zum Erhalt von Ökosystemen, die von Tro-
ckenheit ohnehin schon bedroht sind. Die SDGs haben in 
diesem Zusammenhang in weiser Voraussicht die zentralen 
Stichworte eingebracht und aus gutem Grunde die inter-
nationale Zusammenarbeit und Unterstützung für die Ent-
wicklungsländer eingefordert, insbesondere beim Kapazi-
tätsaufbau (Ausbildung). 

SDG 6 und Ausbildung (Capacity Development)

Capacity Development, also die Aus- und Weiterbildung, ist 
von übergeordneter Bedeutung für das so relevante Thema 
der Wasserwiederverwendung.
Wasserwiederverwendungstechnologien können sehr un-
terschiedlich angeordnet sein; sie müssen gewartet und 
instandgehalten werden, wozu handwerkliches und tech-
nisches Wissen voraussetzend ist. Gleich, ob es sich zum 
Bespiel um eine Wasserqualität für Bewässerung, für Tier-
futter oder für Gemüse für menschlichen Verzehr handelt, 
immer wird ein bestimmtes Qualitätsniveau an Hygiene 
und Desinfektion und damit verbundenen Techniken not-
wendig sein. Erst diese erweiterten Anforderungen an Ge-
sundheits- und Gewässerschutz ermöglichen es, Abwasser 
als Ressource zu nutzen. Brauch-, Bewässerungswasser, 
Wasser für künstliche Grundwasseranreicherung, evtl. 
Nutzung von Nitrat, Phosphat, Energiegewinnung oder 
Wärmenutzung – all das sind Produkte, die sich aus der 
Wasserwiederverwendung ableiten lassen. Insgesamt 
liegt in der Wasserwiederverwendung eine große Chance 
für die Bewältigung der globalen Wasserkrise. Die Verant-
wortung der ersten Welt betrif f t hier nicht nur das Gebiet 
der möglichen Technologien und den Technologietransfer, 
sondern auch entscheidend die Kapazitätsentwicklung 
(Ausbildung). 
So gibt es kaum eine „one-size-fits-all“-Lösung bei Wasser-
wiederverwendung, vielmehr muss planerisch analysiert 
werden, wie und wo am besten semizentral oder dezentral 
auf eine städtische Wachstumsdynamik reagiert werden 
kann. Dies setzt entsprechende Planungskompetenzen in 
den Gemeinden bzw. bei den Regierungsstellen voraus.
Neben der planerischen Kompetenz ist die technisch-
handwerkliche von besonderer Bedeutung. Die neuarti-
gen Separationstechniken und solche der Desinfektion 
(Membrantechnik, Reverse Osmose, Ozonierung, Aktiv-
kohlefilter, UV-Desinfektion, biologisch belebte Anlagen) 
erfordern neben rein handwerklichen Kenntnissen einen 
Überblick über die systemische Abfolge und Verfahren, 
wann und wie der spezifische Anlagetyp für den gewollten 
Zweck geeignet ist. Verschiedene Anlagetypen erfordern 
unterschiedliche handwerkliche Fähigkeiten und verfah-
renstechnische Kompetenzen. Die Investition in die Köpfe, 

Abbildung 2: 
Überblick über das 
 Sanitär- und Wasser-
wiederverwendungs-
konzept

Quelle: Zimmermann et al. 2015

244

Th
o

m
as

 K
lu

g
e

bis2018_04_inhalt.indd   244bis2018_04_inhalt.indd   244 04.12.18   08:0504.12.18   08:05



in die handwerkliche und planerische Ausbildung ist von 
entscheidender Voraussetzung. Hierfür bedarf es beson-
derer zwischenstaatlicher Abkommen.

Grundwasser als Regelungslücke des SDG 6

Fast die Hälfte der globalen Bewässerungslandwirtschaft 
nutzt Grundwasser. In vielen Teilen der Welt wird Grund-
wasser daher systematisch übernutzt, so zum Beispiel im 
Ogallala-Grundwassergebiet (großes Getreideanbauge-
biet in den USA), aber auch in Südostasien. In Chinas 
Nordosten fällt der Grundwasserspiegel drastisch, ebenso 
in Pakistan, Süd- und Westindien, dem mittleren Osten und 
Südeuropa (z. B. Spanien, Südfrankreich, Bulgarien und 
Griechenland). 
Die Übernutzung des Grundwassers, vor allem in trocke-
nen oder halbtrockenen Gebieten, führt zum Schwinden 
der Ausgleichspuffer, also der Seen, Feuchtgebiete, Flüsse 
und des Grundwassers. Der Klimawandel verschärft zu-
sätzlich dieses Problem. Denn steigende Temperaturen er-
höhen die Verdunstungsrate, was eine geringere Grund-
wasserneubildung bedingt, die wiederum zu einem ver-
minderten Abflussregime der Flüsse führt. Neben der 
Übernutzung des Grundwassers steigt auch aus Gründen 
des Klimawandels grundsätzlich das Risiko für die Welter-
nährung. Immer mehr Menschen müssen, gerade in bevöl-
kerungsreichen Erdteilen wie China, Indien und Pakistan, 
mit immer weniger Wasser, vor allem Grundwasser, aus-
kommen. 
Die Übernutzung des Grundwassers hat im Wesentlichen 
zwei Gründe. Der eine ist eine fehlende Regulation zur 
Handhabung für eine nachhaltige Grundwasserentnahme 
(d. h. nicht mehr zu entnehmen als sich im langfristigen Mit-
tel wieder durch Niederschläge neu bildet). Auch wenn in 
den jeweiligen Ländern Gesetzesgrundlagen zur Grund-
wasserregulierung existieren, so mangelt es systematisch 
an Grundlagen für einen überwachenden Verwaltungs-
vollzug. Es fehlen Daten (Datenmonitoring), die nur in einer 

gewissen Regelmäßigkeit und räumlichen Verteilung Sinn 
machen. Nur dann lassen sich Grundwasserneubildungs-
raten bestimmen. Das Erfassen von Grundwasserdaten er-
fordert eine Kooperation in der Fläche, was oftmals an po-
litischen Strukturen oder Eigentumsgrenzen, Korruption, 
Machtmissbrauch und schwacher Staatlichkeit scheitert. 
So gesehen führen die institutionell-administrativen Zu-
stände zu einem systematischen blinden Fleck in der Regu-
lierung des Grundwassers. Eine wichtige Forderung muss 
daher die Sicherung der Grundlagen für Verwaltungshan-
deln sein: Grundwassermonitoring und Hilfestellung zur 
Modellierung von Grundwasserdynamiken. Hierzu müsste 
ein internationales Programm aufgelegt werden, beispiels-
weise auf Basis der Sustainable Development Goals.
Der andere Grund für die Übernutzung vor allem im bevöl-
kerungsreichen Südostasien, in Iran, Ägypten und im mitt-
leren Osten, ist die Subventionierung der Energie. Der 
Staat unterstützt die Farmer entweder für den Kauf von 
Diesel (Dieselpumpen) oder subventioniert den Strom für 
Elektropumpen. So gibt es keine Anreize zum Energiespa-
ren. Man lässt diese Wasserpumpen „nach Belieben lau-
fen“. Aus diesem regellosen Bewässern durch subventio-
nierte Energie kommt es in trocken-heißen Gebieten nicht 
nur zu Wassermangel, sondern auch zu Versalzungspro-
blemen. Denn durch das Verdunsten des überschüssigen 
Bewässerungswassers steigen vermehrt erdgebundene 
Salze auf und kristallisieren an der Oberfläche aus. Das 
versalzt die Böden anhaltend und macht die Felder auf 
Dauer unbrauchbar für die Landwirtschaft. 
In manchen Regionen werden fossile Grundwasserleiter 
besonders intensiv genutzt. Fossile Grundwasserleiter sind 
sehr alte, tief liegende Grundwässer, die sich nicht durch 
Niederschläge erneuern und die durch Nutzung irreversi-
bel verbraucht werden. Dies gilt vor allem für Ägypten, den 
mittleren Osten, Jordanien und Libyen. Gerade in diesen 

Abbildung 3: 
Globale Grundwasser-
entnahme und -absenkung 
(1960–2000)

Quelle: Wada et al. 2010, S. 4
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Regionen nimmt das Abpumpen fossiler Grundwasser dra-
matisch zu. Um die sich zuspitzende Grundwasserkrise in 
den Griff zu bekommen, sollten die Sustainable Develop-
ment Goals, vor allen Dingen Artikel 6, um eine Definition 
der nachhaltigen Grundwasserbewirtschaftung ergänzt 
werden. Die Weltgemeinschaft hat sich bei der Formulie-
rung der Sustainable Development Goals vor eindeutigen 
Formulierungen zum Grundwassererhalt gedrückt, weil 
nicht nur nationale, sondern auch gebietsübergreifende 
Grundwasserleiter international betroffen sind und 
schwierige Verhandlungen mit den Farmern zu erwarten 
wären (in Indien z. B. die entscheidende Wählergruppe). 
In den SDGs müssten international akzeptierte Grund-
sätze zur Bewirtschaftung nicht erneuerbarer fossiler 
Grundwässer festgelegt werden. Ein Schlüsselinstrument 
wäre hier die Wiederverwendung von Abwasser, um den 
Verbrauch der nicht erneuerbaren Ressource drastisch zu 
mindern. Zudem müssten Maßnahmenpläne zum Schutz 
des Grundwassers erarbeitet und eine Grundwasserbe-
wirtschaftungsplanung festgelegt werden, eventuell ana-
log zu einem Regelwerk wie der EU-Wasserrahmenrichtli-
nie. Grundwassernutzungspläne zur Regulierung der nicht 
sichtbaren Ressource erfordern einen hohen Aufwand. Es 
braucht Messstellen und Monito ring-Einrichtungen, um die 
Dynamik der Grundwasserverhältnisse in Raum und Zeit 
abschätzen zu können: Nur über dieses Wissen können 
auch entsprechend die Entnahmen gesteuert werden.

Positive Ansätze für eine Regulierung des 
Grundwassers

Aber es gibt durchaus positive Ansätze. So verfügt Hessen 
im Hessischen Ried als einzige Region in der EU über einen 
rechtsverbindlichen Grundwasserbewirtschaftungsplan, 
in dem die Entnahmemengen in einem Nutzungskorridor 
(minimaler und maximaler Grundwasserstand) teilräumlich 
geregelt sind. Ein wohl entscheidender Schrit t zu einer 
besseren Regulierung des Grundwassers wären also nicht 
nur rechtsverbindliche Maßnahmen und eine entspre-

chende Governance-Struktur, beispielsweise partizipato-
risch ausgestaltete Grundwasserbewirtschaftungspläne, 
die einen Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Nut-
zungskonkurrenten (Siedlungswasser, Agrikultur, Industrie 
und Naturschutz) ermöglichen. 
Es geht auch um ein verändertes Verhältnis von Grundwas-
ser und Energie und um das Ende der Subventionen, wel-
che die sogenannte „grüne Revolution“ – die sprunghafte 
Ertragssteigerung – in vielen Ländern ermöglichte, wie 
auch das regellose Ausplündern der Grundwasserleiter. 
Ein vielversprechender Ausweg aus der Subventionsfalle 
der Energie (Diesel-/Elektropumpen) könnte das indische 
Beispiel im Umgang mit Solarenergie sein (Shah/Kishore 
2012). Die Solarpumpe arbeitet nur tagsüber (Sonne) – ein 
entscheidender Begrenzungsfaktor, weil die Diesel- und 
Elektropumpen die ganze Nacht durchlaufen. Und der Be-
sitzer hat durchaus Interesse, Strom zu verkaufen (Anreiz-
funktion und Einnahmensicherung). Er kann über den 
Stromverbrauch indirekt die gehobene Wassermenge kor-
relieren und sie bewusst steuern. Hierdurch sieht sich der 
Akteur sowohl als Bewirtschafter von Grundwasser (He-
bung von Grundwasser) wie auch als Verkäufer von Strom. 
Die darin eingeschlossene Feedback-Erfahrung, sich so-
wohl als Verbraucher wie auch als Profiteur zu erfahren 
(human in the loop), ist deswegen von hoher Bedeutung: Es 
wird direkt beim Verhalten des Nutzers angesetzt und 
nicht auf eine übergeordnete staatliche Ebene der Regula-
rien verwiesen. Der überwachende Gesetzesvollzug geht 
so direkt auf den Akteur über und wirkt auch – was bei 
Grundwasser sehr wichtig ist – absolut dezentral. Das Un-
terlaufen der sowieso nicht funktionierenden Hürden einer 
nationalen bzw. regionalen gesetzlichen Regulierung ist 
von besonderem Interesse in Regionen schwacher Staat-
lichkeit und nicht vorhandener Basisdaten für die Grund-
wasserregulierung. Dies ist fast in ganz Südostasien der 
Fall, aber auch in großen Teilen Afrikas. Für die SDGs wäre 
es eine große Chance, hier regulative Grundsätze zu ent-
wickeln.
Ein weiterer positiver Ansatz wäre das sogenannte kon-
junktive Management von Grundwasser, das heißt zum 

Abbildung 4:  
Abnehmende Wasser-
speicher in mehreren 
der größten Aquifere 
der Welt

Quelle: Famiglietti 2014, S. 947
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Beispiel, Oberflächenwasser oder Brauchwasser dem 
Grundwasser zuzuführen, gewonnen aus gereinigtem Ab-
wasser. Die künstliche Grundwasseranreicherung ist wich-
tig als Vorratshaltung beispielsweise für Zeiten hoher An-
forderungen seitens der Pflanzen. Dieses künstlich ange-
reicherte Grundwasser ist geschützt vor Verdunstung, dem 
größten Feind des Wassers in ariden/semiariden Gebie-
ten, und hat daher einen entscheidenden Vorteil gegen-
über Stauseen. Es ist aber auch geschützt vor oberflächen-
nahem Schmutzeintrag. 
Wiedereinspeisung ins Grundwasser hat nicht die promi-
nente Rolle, die ihr eigentlich zukommen müsste. Schließ-
lich birgt auch die Regenwassersammlung großes Poten-
zial zur Entlastung des Grundwassers. Hier gibt es ein im-
mens großes Spektrum von Maßnahmen, das Wasser in 
der Region zu halten und nicht so schnell als möglich aus 
der Landschaft abzuleiten. Auch hier wäre Ergänzungsbe-
darf für das SDG 6-Ziel.

Schlussbetrachtung

Neben diesem Ergänzungsbedarf zu den SDGs muss fest-
gehalten werden, dass das SDG 6 wesentliche Instrumente 
zur Lösung der Wasserkrise versammelt und auch die Ver-
antwortung der ersten Welt festhält, insbesondere was 
den Aufbau von Kapazitäten (Ausbildung) angeht. 
Auch wenn die Weltbank und die Vereinten Nationen klare 
Vorstellungen über die Kostengrößen von Infrastruktur-
maßnahmen zur Zielerreichung haben, z. B. Sanitärversor-
gung für alle, so fehlen doch grundsätzlich Finanzmecha-
nismen, die globale Wasserkrise offensiv zu lösen. 
Wenn drei Milliarden Menschen an Abwasseranlagen in 
den nächsten 15 Jahren angeschlossen würden (SDG 
6-Ziel bis 2030) und man 100 Euro pro Einwohner rechnet, 
wären das für diesen Zeitraum 300 Milliarden Euro. Wie ist 
eine solche Zahl einzuordnen? Gemessen an den Dimensi-
onen beispielsweise der Bankenrettung in der EU zwischen 

2008 und 2012 wurden 5.000 Milliarden EUR gebilligt und 
1.600 Milliarden tatsächlich in Anspruch genommen. Dies 
soll nur verdeutlichen, dass gebündelte Anstrengungen 
möglich und finanziell darstellbar wären, es vielmehr an 
der politischen Willensbildung scheitert (vgl. Cornel 2016). 
Die Investitionskosten für die Zielerreichung der SDGs sind 
demnach möglich zu leisten, nur würden solche Investitio-
nen lediglich die Hardware (technische Ausrüstung, Ar-
beitskosten etc.) beinhalten. Betrieb und Unterhalt sind ge-
rade für die Länder des globalen Südens von entscheiden-
der Bedeutung für ein gutes Funktionieren von Anlagen. 
Hier sind handwerkliche Ausbildung und technisches Wis-
sen wichtig: nur wenn Ausbildung und technische Infra-
struktur Hand in Hand gehen, machen auch Investitionen 
Sinn. Die armen und ärmsten Länder können allenfalls die 
Kosten für Betrieb und Unterhalt tragen, aber nicht die In-
vestitionskosten. Die reichen Länder müssten so gesehen 
für eine Zielerreichung des SDG 6 demnach bereit sein, 
zwei Dinge zu geben: Geld für Investitionen und Geld für 
Ausbildung. Investitionen in diesen Infrastrukturbereichen 
marktgebunden zu realisieren, macht wenig Sinn, weil es 
sich hier um sogenannte nicht rentierliche Investitionen 
handelt. Wenn man z. B. große Slumareale entwässert, 
das Abwasser behandelt und anschließend Gartenpro-
duktion verwirklichen will, so können allenfalls die dorti-
gen Einwohner die Gebühren für den Unterhalt solcher 
Systeme tragen. Daher ist grundsätzlich zu überlegen, ob 
nicht für ein Gutteil der SDG 6-Ziele die Weltgemeinschaft 
jenseits der Marktmechanismen über neuartige Investiti-
onsmechanismen nachzudenken hat. Dies ist insofern auch 
von übergreifender Bedeutung, weil gerade funktionie-
rende sanitäre Einrichtungen nicht nur ganz wesentlich 
Gesundheit zurückgeben (jeder investierte Dollar in Sani-
täreinrichtungen bringt fünf Dollar Wohlfahrt zurück; vgl. 

Das Foto zeigt das Teilstück 
einer Wasserwiederaufberei-
tungsanlage. In der Wasser-
wiederverwendung liegt eine 
große Chance für die Bewälti-
gung der globalen Wasser-
krise. Die Verantwortung der 
ersten Welt betrifft hier nicht 
nur das Gebiet der möglichen 
Technologien, d.h. den Techno-
logietransfer, sondern auch 
entscheidend die Kapazitäts-
entwicklung (Ausbildung). 
Investitionen in die Köpfe, in 
die handwerkliche und planeri-
sche Ausbildung sind eine ent-
scheidende Voraussetzung.
 picture alliance/dpa
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UN 2018: 10), sondern sie geben auch den Menschen 
Würde und eine gewisse Zufriedenheit zurück und stei-
gern grundsätzlich die Arbeitsfähigkeit. Derzeit wird in-
tensiv darüber diskutiert, die Ursachen von Flucht und Mi-
gration vor Ort zu bekämpfen. Gerade in diesem Zusam-
menhang ist es sinnvoll, an dem Thema Wasser als 
Schlüssel zur Lösung anzusetzen. Dazu gehört etwa, in 
entsprechende Infrastrukturen vor Ort zu investieren, um 
die Lebensverhältnisse zu verbessern, Arbeitsmöglichkei-
ten zu schaffen und so langfristig orientierte Lebenspers-
pektiven zu gewährleisten, insbesondere auch in der Ver-
bindung mit Ausbildung. 
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ZWISCHEN- UND INNERSTAATLICHE WASSERKONFLIKTE

Konflikte um eine knappe Ressource
Christiane Fröhlich

Im vergangenen Jahrhundert hat sich die Weltbevölke-
rung verdreifacht, der Wasserverbrauch hingegen ist um 
das Achtfache gestiegen und wächst weiter. Laut den 
Vereinten Nationen haben 2,1 Milliarden Menschen kei-
nen Zugang zu einer sicheren Trinkwasserversorgung. 
Angesichts dieser Zahlen ist die Vermutung naheliegend, 
dass gewaltsame Auseinandersetzungen um Wasser im-
mer wahrscheinlicher werden. Für das Verständnis und 
letztlich für die Lösung von Wasserkonflikten sind neben 
objektiven Daten politische, soziale und auch symboli-
sche Aspekte wichtig. Christiane Fröhlich diskutiert zu-
nächst den Mythos internationaler Wasserkonflikte und 
skizziert im Anschluss die Problematik auf substaatlicher 
Ebene am Beispiel der Situation im Jordanbecken. Emp-
fehlungen für den zukünftigen Umgang mit Wasserkon-
flikten runden den Beitrag ab. 

Vorbemerkung

Wasser ist eine existenziell wichtige Ressource. Es ist es-
senziell für den Erhalt und die Entwicklung jeder Volkswirt-
schaft und damit für den allgemeinen Lebensstandard. Der 
weltweite Wasserverbrauch wird auf ca. 4.000 Kubikkilo-
meter pro Jahr geschätzt, was in etwa einem Drittel der 
globalen Süßwasservorräte (13.000 km3) entspricht, die 
verhältnismäßig leicht erreichbar sind („blaues“ Wasser), 
also nicht in Gletschern, ewigem Eis oder als „grünes Was-
ser“ in Bodenfeuchte und Regen gebunden sind. Während 
sich im vergangenen Jahrhundert die Weltbevölkerung 
verdreifacht hat, ist der Wasserverbrauch laut Wissen-
schaftlichem Beirat der Bundesregierung Globale Umweltver-
änderungen (2007) auf das Achtfache gestiegen und 
wächst weiter mit etwa zehn Prozent pro Jahrzehnt; zudem 
üben Industrialisierung, steigende Übernutzung und Ver-
schmutzung sowie die Folgen der globalen Erderwärmung 
kontinuierlich wachsenden Druck auf die globalen Was-
serressourcen aus.1 Auch die Liste der Regionen, die unter 
einer ungenügenden Wasserversorgung leiden, wächst 
deshalb stetig.2

Der Wasserknappheitsindex von Malin Falkenmark

Malin Falkenmarks Wasserknappheitsindex definiert vier 
verschiedene Stufen von Wasserknappheit: Staaten mit 
mehr als 1.700 Kubikmeter Trinkwasser pro Jahr und Person 
haben relativ ausreichende Wasservorräte . Probleme sind 
selten und regional begrenzt. Zwischen 1.000 und 1.700 
Kubikmeter spricht Falkenmark von Wasserstress, d. h. Was-
serengpässe sind die Regel. Unter 1.000 Kubikmeter wird 
Wassermangel chronisch, sie spricht dann von Wasser-
knappheit. Weniger als 500 Kubikmeter Trinkwasser gelten 
als absolute Wasserknappheit. 

Tabelle 1: Wasserknappheitsindex

Index (m3 pro Kopf) Kategorie/Zustand

>1.700 ausreichend
1.000–1.700 Stress
500–1.000 Knappheit
<500 absolute Knappheit

Im Falle zunehmender Wasserknappheit kann der allge-
meine Lebensstandard einer Gesellschaft in Mitleiden-
schaft gezogen werden, unabhängig von den jeweiligen 
Gründen für den Wassermangel. Laut den Vereinten Nati-
onen haben 2,1 Milliarden Menschen keinen Zugang zu 
einer sicheren Trinkwasserversorgung und 4,5 Milliarden 
verfügen nicht über angemessene Sanitäreinrichtungen. 
Rund vierzig Prozent der Weltbevölkerung seien bereits 
von Wasserknappheit betroffen.3

Angesichts dieser Zahlen liegt die Vermutung nahe, dass 
gewaltsame Konflikte um Wasser immer wahrscheinlicher 
werden, wobei allerdings deutlich zwischen zwischen-
staatlichen und innerstaatlichen Wasserkonflikten zu un-
terscheiden ist. Verkompliziert wird die Gemengelage zu-

Im Falle zunehmender Wasserknappheit kann der allge-
meine Lebensstandard einer Gesellschaft in Mitleidenschaft 
gezogen werden, unabhängig von den jeweiligen Gründen 
für den Wassermangel. Rund vierzig Prozent der Weltbevöl-
kerung – so die Vereinten Nationen – sind bereits von Was-
serknappheit betroffen. picture alliance/dpa

249

bis2018_04_inhalt.indd   249bis2018_04_inhalt.indd   249 04.12.18   08:0504.12.18   08:05



dem durch die Tatsache, dass die Ressource Wasser mehr 
ist als nur das chemische Element H2O; sie steht nicht nur 
für die erwähnten „objektiven“ Daten, sondern hat darüber 
hinaus soziale, materielle und symbolische Bedeutung und 
dient sehr verschiedenen Nutzungsinteressen. Zugang zu 
und Verteilung von Wasser spiegeln gewissermaßen be-
stehende Machtverhältnisse wider. Für das Verständnis 
und die Lösung von Wasserverteilungskonflikten sind des-
halb neben objektiven Daten wie Wassermenge und -qua-
lität auch politische, soziale und symbolische Aspekte 
wichtig, die dafür sorgen, dass Wasserknappheit als Kon-
fliktgrund wahrgenommen wird.4 
Im Folgenden wird zunächst der Mythos internationaler, 
gewaltsamer Wasserkonflikte aufgeklärt, die Problematik 
auf substaatlicher Ebene skizziert und am Beispiel der Situ-
ation im Jordanbecken erläutert. Den Abschluss bilden 
Empfehlungen für den zukünftigen Umgang mit Wasser-
konflikten.5 

Der Mythos vom „Wasserkrieg“

Sinkt die verfügbare Wassermenge signifikant, ob durch 
Übernutzung, Verschmutzung oder aus politischen Grün-
den, kann der gesellschaftliche Lebensstandard teils dra-
matisch abnehmen. Mehr als zwei Milliarden Menschen 
haben bereits keinen Zugang zu Trinkwasser, und bis zum 
Jahr 2025 werden voraussichtlich bis zu 2,4 Milliarden 
Menschen weltweit von intensiven Perioden der Wasser-
knappheit betroffen sein.6 Als potenzielle Folge gelten er-
hebliche innergesellschaftliche Spannungen, die sich in 
Verteilungskonflikten, z. B. zwischen Agrarsektor und In-
dustrie, urbaner und ländlicher Bevölkerung, oder auch 
zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen äußern kön-
nen. 
Die Frage der gewaltsamen Konflikteskalation ist vor allem 
in Bezug auf internationale Wassereinzugsgebiete, die 
etwa die Hälfte der Erdoberfläche bedecken und in denen 
ca. 40 Prozent der Weltbevölkerung leben, ausführlich un-
tersucht worden. Vorhersagen gehen davon aus, dass es in 
diesen Regionen in den kommenden Jahren vermehrt zu 
Kontroversen kommen wird, da die Anrainerstaaten oft-
mals unterschiedliche Interessen in Bezug auf die Wasser-
nutzung und -verteilung verfolgen. Die Ursachen solcher 
Wasserverteilungskonflikte lassen sich entlang territoria-
ler, ökonomischer, militärischer, demographischer und ver-
gleichbarer Faktoren kategorisieren. Es hängt u. a. von der 
Stärke dieser Spannungen, der politischen Verfasstheit 
des betreffenden Staates und den spezifischen klimati-
schen und hydrologischen Bedingungen einer Region ab, 
ob und in welchem Maße solche Wasserverteilungskon-
flikte zu gewaltsamen Auseinandersetzungen führen. 
Das Konfliktrisiko wird in der Regel dort für besonders hoch 
gehalten, wo Wasserknappheit auf bereits bestehende 
Gewaltkonflikte zwischen verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppierungen trif f t, wo die politische Atmosphäre 
also von Konfrontation geprägt ist und wo Wasser(-knapp-
heit) machtpolitisch instrumentalisiert werden kann. Ein 
Beispiel dafür ist die Region des Nahen Ostens. Da in solch 
einem politischen Klima wirtschaftliche Unabhängigkeit 
und Autarkie als Schlüsselfaktoren für nationale Sicherheit 
angesehen werden sowie als Mittel, die Abhängigkeit von 
feindlichen Nachbarn und internationalen Akteuren auf 
ein absolutes Minimum zu reduzieren, erscheint es zu-

nächst plausibel anzunehmen, dass gegensätzliche An-
sprüche auf gemeinsame Wasserressourcen von verschie-
denen Staaten in ein Nullsummenspiel münden, das zu in-
ternationalen Gewaltkonflikten führen könnte. 
Dementsprechend ist es eine übliche und häufig wieder-
holte Behauptung, dass „der nächste Krieg im Nahen Os-
ten um Wasser geführt werde“ (zum Beispiel verbreitet 
durch den ehemaligen UN-Generalsekretär Boutros Bout-
ros-Ghali). Die neo-malthusianische7 Logik hinter dieser 
Sichtweise – wachsende Bevölkerung plus knappe und ab-
nehmende Wasserressourcen ist gleich gewaltsame Aus-
einandersetzungen um die Wasserverteilung – hat sich als 
politisch einflussreich und gleichzeitig als empirisch wenig 
haltbar herausgestellt. 
Es ist eine der wesentlichen Erkenntnisse der internationalen 
Wasserkonfliktforschung der vergangenen Jahrzehnte, dass 
zwischenstaatliche „Wasserkriege“ und daraus resultierende 
globale Folgewirkungen nicht zu erwarten sind.8 
Stellvertretend sei der Befund von Wendy Barnaby zitiert: 
„Countries do not go to war over water, they solve their 
water shortages through trade and international agree-
ments“.9 Ihre Erklärung ist, dass es der Welthandel mit „vir-
tuellem Wasser“ – dem Wasser, das für die Produktion von 
Lebensmitteln und anderen Produkten aufgewendet wurde 
– ariden und semi-ariden Staaten wie denen im Nahen 
und Mittleren Osten erlaube, ihren Wasserbedarf ohne 
Gewaltkonflikte zu lösen. Avraham Tamir fasste es bereits 
1988 wie folgt: „Why go to war over water? For the price of 
a week’s fighting, you could build five desalination plants. 
No loss of life, no internal pressure, and a reliable supply 
you don’t have to defend in hostile territory“.10

Diese Äußerungen werden durch umfangreiche empirische 
Daten belegt. Die International Freshwater Treaties Data-
base listet mehr als 600 internationale Wasserabkommen 
aus dem Zeitraum 1820 bis 2007 auf, davon über 100 nach 
1945.11 Von 1.831 dokumentierten Interaktionen zwischen 

Ein Wassertankwagen in den 
palästinensischen Autonomie-
gebieten. Während die Was-
serversorgung in Israel und 
den israelischen Siedlungen 
westlichen Standards ent-
spricht, müssen viele palästi-
nensische Familien ohne durch-
gehende Wasserversorgung 
leben. Die Bevölkerung muss 
sich deshalb mit Wasser aus 
Lastwagen versorgen, das sehr 
teuer ist. Die Palästinenser zah-
len die höchsten Wasserpreise 
in der Region.
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verschiedenen Anrainern im Zeitraum 1948 bis 2000 war 
die große Mehrheit kooperativer Natur.12 Darüber hinaus 
sind Wasserabkommen tendenziell sehr stabil: Selbst mili-
tärische Konflikte können ihnen oft nichts anhaben. Ein Bei-
spiel dafür ist das Abkommen zwischen Indien und Pa-
kistan über den Indus, das zahlreiche, teils gewaltsame 
Auseinandersetzungen zwischen den beiden Parteien un-
beschadet überstanden hat.13 
Bedeutet dies nun, dass Wasser und Konflikt nichts mitein-
ander zu tun haben? Keinesfalls. Wasserverteilungskon-
flikte erzeugen weltweit Leid und Entbehrungen, vor allem 
auf substaatlicher Ebene. Um nur einige wenige Beispiele 
zu nennen: Südirakische Bauern werden in überbevölkerte 
urbane Zentren gezwungen, da großangelegte Damm-
bauten innerhalb des Irak, Syriens und der Türkei den 
Wasserdurchfluss des Tigris deutlich reduzieren.14 Syrische 
Bauern verloren ihre Lebensgrundlage durch eine anhal-
tende Dürre (2006–2009), die die Menge fruchtbaren Lan-
des reduziert und Druck auf die ohnehin knappen Wasser-
ressourcen aufgebaut hat.15 Die Dürre hat zu einer Land-
flucht beigetragen, die in politischen Diskursen sogar als 
eine Art Vorgeschichte der syrischen Revolution angese-
hen wird.16 In den Palästinensergebieten sind die Bauern 
auf zunehmend schwankende Regenfälle für die Bewässe-
rung ihrer Felder angewiesen, während die industriellen 
Gehöfte der israelischen Siedler in direkter Nachbarschaft 
staatlich subventioniertes Wasser für die künstliche Be-
wässerung erhalten.17 
Die drängendsten Fragen in Bezug auf Wasser zielen da-
her auf innerstaatliche, lokale Wasserkonflikte; die Redu-
zierung der Risiken, die sie hervorrufen; sowie auf mögli-
che Lösungen für bereits ausgebrochene (Gewalt-)Kon-
flikte. Dennoch liegt der Fokus der allgemeinen Debatte 
weiterhin auf der zwischenstaatlichen Ebene. Ein Beispiel 
ist das Missverhältnis zwischen der Beschäftigung mit in-

ternationalen und innerstaatlichen Wasserkonflikten im 
Nahen Osten.

Das Jordanbecken – Wasser als Machtinstrument

Das Gebiet zwischen Mittelmeer und Jordan gehört zu 
den wasserärmsten Regionen der Welt. Klima und Geo-
graphie zusammen mit der politischen Situation in der Re-
gion machen das Jordanbecken zu einem der meistzitier-
ten Beispiele für internationale Wasserressourcen mit Kon-
fliktpotential.18 
Nutzbares Wasser liefern der Jordan mit seinen Quell- 
und Zuflüssen (Hasbani und Banyas in den Golanhöhen, 
Dan in Israel, Jarmuk in Jordanien), der See Genezareth 
und die verschiedenen Grundwasserspeicher, auch Aqui-
fere genannt. In Israel/Palästina handelt es sich vor allem 
um den Bergaquifer unter der Westbank, den Küstenaqui-
fer unter dem Gazastreifen und der israelischen Küste so-
wie weitere, weniger erschlossene Grundwasserleiter. Seit 
dem Sechstagekrieg von 1967 steht ein Großteil der Was-
servorkommen der Region mit Besetzung der Golanhöhen 
und der Westbank unter israelischer Kontrolle. 
Die heutigen Anrainer des Wassereinzugsgebiets sind Is-
rael, Syrien, Jordanien, die palästinensischen Gebiete so-
wie mittelbar der Libanon. Die Wahrscheinlichkeit einer 
bewaffneten Auseinandersetzung um Wasser zwischen 
den Staaten des Jordanbeckens ist gering. Der Konflikt 
zwischen Jordanien und Israel um das Wasser des Jordan 
ist 1994 in rechtliche Bahnen gelenkt worden.19 Der Konflikt 
zwischen Syrien und Israel um die Zuflüsse Banyas und 
Hasbani ist vor allem als Teil der politischen Streitigkeiten 
um die Golanhöhen anzusehen. Die syrische Wasser-
versorgung hängt stärker vom Euphrat als vom Jordanbe-
cken ab, so dass auch hier kein „Wasserkrieg“ zu erwarten 
ist.20 
Innerstaatliche Konflikte um Wasserverteilung und -zu-
gang nehmen allerdings eher zu denn ab. Der Konflikt zwi-
schen Israel und den Palästinensern um die Grundwasser-
ressourcen der Westbank ist weit von einer Lösung ent-
fernt, trotz der vielgepriesenen Oslo-Verhandlungen der 
1990er Jahre. Diese Auseinandersetzungen um den Zu-
gang zu Wasser sind von dem politischen Grundkonflikt 
beider Seiten nicht zu trennen.21 
Die ungleiche Machtverteilung zwischen Israel und den is-
raelisch besetzten bzw. inzwischen zumindest theoretisch 
autonomen palästinensischen Gebieten spiegelt sich auch 
im Zugang zu den Wasserressourcen wider: Während den 
Palästinensern im Schnitt 84 Liter pro Kopf und Tag für den 
Haushaltsgebrauch zur Verfügung stehen, konsumieren is-
raelische Bürger, Siedler eingeschlossen, etwa 250 Liter 
pro Kopf und Tag. Es ist unter anderem auf die schwache 
Verhandlungsposition der palästinensischen Organisatio-
nen und Behörden zurückzuführen, dass die Interessen der 
Palästinenser z. B. im Friedensvertrag von 1994 zwischen 
Israel und Jordanien, in dem die Wasseraufteilung eine 
wichtige Rolle spielt, völlig ausgeklammert werden, ob-
wohl die Palästinenser Anrainer des Jordan sind. 
Während die Wasserversorgung in Israel und den israeli-
schen Siedlungen westlichen Standards entspricht, müs-
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sen viele palästinensische Familien ohne durchgehende 
Wasserversorgung leben; 25 bis 30 Prozent der palästi-
nensischen Bevölkerung sind überhaupt nicht an Wasser-
leitungen angeschlossen. Die Bevölkerung muss sich des-
halb mit Wasser aus Lastwagen versorgen, das sehr teuer 
ist (zwischen 2,35 und 4,91 US-Dollar pro Kubikmeter).22 
Die Palästinenser zahlen damit die höchsten Wasserpreise 
in der Region, denn auch das Leitungswasser kostet für sie 
zwischen einem und anderthalb US-Dollar.
Während der Oslo-Verhandlungen wurden zwar bilate-
rale Gremien eingerichtet, die im Gegensatz zu vielen an-
deren Institutionen auch während der zweiten Intifada ihre 
Zusammenarbeit in Bezug auf Wasser fortgeführt haben. 
Doch diese Joint Water Committees illustrieren die Asymme-
trie des israelisch-palästinensischen Konfliktes: Während 
es den Palästinensern und den Israelis auf dem Papier glei-
che Rechte einräumt, verfügt Israel de facto über Veto-
rechte bezüglich jedes palästinensischen Entwicklungs-
projektes.23 Diese offensichtliche und anhaltende Un-
gleichheit schreibt die Konfliktstrukturen, die sich in den 
letzten 70 Jahren entwickelt haben, immer wieder neu fest. 
Das Problem einer gerechten und angemessenen Wasser-
versorgung ist also noch lange nicht gelöst, da vorhan-
dene Konzepte aus politischen Gründen nicht umgesetzt 
werden. Nationale Interessen und Fragen der politischen 
Identität sind für beide Seiten wichtiger als nachhaltiges, 
kooperatives Wassermanagement. 
Eine Um- bzw. Neuverteilung der von Israel kontrollierten 
natürlichen Ressourcen an die Palästinenser könnte zu ei-
ner Entspannung des Wasserkonfliktes beitragen. Doch 
das würde unter anderem bedeuten, die Wasserversor-
gung bestimmter israelischer Nutzergruppen, etwa der 
Landwirtschaft, zugunsten palästinensischer Wasserkon-
sumenten zu reduzieren. Dies wäre allerdings – einen sol-
chen politischen Willen einmal vorausgesetzt – für jede 
israelische Regierung innenpolitisch höchst schwierig, da 
die einflussreiche landwirtschaftliche Lobby, die aus der 
vorstaatlichen Siedlerbewegung entstanden ist und seit 
Jahrzehnten das israelische Wassermanagement und die 
zugehörigen Institutionen dominiert, einen massiven Preis-
anstieg oder vergleichbare Folgen einer solchen Politik 
kaum akzeptieren würde. Eine Verkleinerung des Agrar-
sektors würde wegen der symbolischen Bedeutung der 
Landwirtschaft gerade für die Siedler politisch auf starken 
innenpolitischen Widerstand treffen.24 Darüber hinaus 
käme die Aufgabe der Wasserressourcen unterhalb der 
Westbank der Aufgabe von Territorialhoheit gleich: Die 
Kontrolle der natürlichen Wasserressourcen wird als nati-
onales Sicherheitsinteresse Israels in einer feindlichen Um-
gebung wahrgenommen. 
Israel bietet statt einer Aufgabe der palästinensischen 
Wasservorkommen an, die palästinensischen Gebiete mit 
entsalztem Wasser von der Mittelmeerküste zu versorgen. 
Die natürlichen Ressourcen, so der israelische Diskurs, blie-
ben so unangetastet, innenpolitische Spannungen würden 
vermieden und die Wasserversorgung der palästinensi-
schen Bevölkerung werde gesichert. Die palästinensische 
Autonomiebehörde lehnt dies ab. Sie besteht darauf, das 
Grund- und Flusswasser unter dem eigenen Gebiet (West-
bank und Gazastreifen) selbst zu kontrollieren, und beruft 
sich dabei auf völkerrechtliche Bestimmungen. Ihr Haupt-
ziel ist der Aufbau eines eigenständigen, unabhängigen 
(und damit über eigene Wasserressourcen verfügenden) 
Staates Palästina; weitere Abhängigkeit von Israel, ob nun 

in Bezug auf Grenzkontrollen, Zollbestimmungen oder 
eben Wasser, wird deshalb zurückgewiesen. Würde man 
eine solche Lösung akzeptieren, bedeutete dies implizit die 
Zustimmung zu der israelischen Besetzung des Westjor-
danlands. Zudem sieht Israel den Verkauf entsalzten Was-
sers an die Palästinenser vor – eine für die palästinensi-
sche Seite politisch und finanziell inakzeptable Lösung. 
Auch im Wasserkonflikt zeigen sich also die verhärteten 
Fronten und die asymmetrischen Machtverhältnisse, die 
den israelisch-palästinensischen Konflikt bestimmen. Zwei 
Charakteristika haben sich als besonders hinderlich für die 
zahlreichen Konfliktlösungsversuche herausgestellt. Ers-
tens (formal bis zum Oslo-Friedensprozess, der 1991 be-
gann, de facto aber bis heute) wurden politische und Um-
weltprobleme weitgehend als voneinander unabhängig 
behandelt. So wurde etwa das Joint Water Committee nicht 
mit politischen Entscheidungsträgern, sondern mit Techno-
kraten und Wissenschaftlern besetzt, die, so die Argumen-
tation, außerhalb des Konfliktes stünden. Während dies 
sicherlich dazu beigetragen hat, dass das Komitee auch 
während der zweiten Intifada seine Arbeit nicht einstellte, 
hat diese Entpolitisierung der Wasserproblematik doch 
auch mitverursacht, dass alle bisherigen Initiativen mehr 
oder weniger gescheitert sind. Bisher fehlt allen involvier-
ten Akteuren der notwendige politische Wille, die vorhan-
denen Lösungsvorschläge umzusetzen. 
Zweitens hat die historisch dominantere bi- oder, noch 
schlimmer, unilaterale Herangehensweise an die Wasser-
frage im Nahen Osten zur fortwährenden Einschreibung 
des Konfliktes beigetragen, indem sie sowohl den grenz-
übergreifenden Charakter der Ressource ignoriert, als 
auch dauerhaft und wiederholt andere Anrainerstaaten 
ausgeschlossen hat. Die Palästinenser haben darunter am 
stärksten gelit ten, da ihre Interessen aufgrund ihrer schwa-
chen Verhandlungsposition häufiger ignoriert wurden. Ein 
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Beispiel dafür ist der israelisch-jordanische Friedensver-
trag von 1994, der extensive Regularien über die Vertei-
lung des Wassers aus Jarmuk und Jordan enthält, dabei 
aber palästinensische Ansprüche auf Wasser aus dem Jor-
danbecken unberücksichtigt lässt.25 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass, obwohl ein 
„Wasserkrieg“ zwischen Israel und seinen Nachbarn un-
wahrscheinlich ist, die Lösung der genannten Hindernisse 
zu den zentralen Herausforderungen für all diejenigen ge-
hört, die den Konflikt um Wasser im Jordanbecken lösen 
wollen – und damit auch den israelisch-palästinensischen 
Kernkonflikt. 

Fazit und Ausblick

Wie gezeigt wurde, sind internationale „Wasserkriege“ 
selbst in einem schwierigen politischen Klima unwahr-
scheinlich. Innerstaatliche Wasserkonflikte dagegen sind 
drängende Probleme, die gelöst werden müssen, um sozi-
ale Unruhen zu vermeiden. Zunächst einmal müssten vor-
sorgende Strategien für Wasserverteilungskonflikte vor 
allem dort umgesetzt werden, wo die Bevölkerung sehr 
schnell wächst und die Wasservorräte bereits knapp sind. 
Dazu gehören Maßnahmen zur Stärkung der Anpassungs-
fähigkeit von Gesellschaften, insbesondere von Frauen, 
sowie solche zur Effizienzsteigerung in der Wassernut-
zung. Bereits in der Rio-Erklärung (1992) heißt es im Punkt 
20: „Women have a vital role in environmental manage-
ment and development. Their full participation is therefore 
essential to achieve sustainable development.“ In vielen 
Regionen der Welt tragen Frauen die Verantwortung für 
Wasserversorgung und Pflanzenbau; basierend auf Tradi-
tion und Erfahrung wählen sie Feldfrüchte und Bewässe-
rungstechniken aus. Sie leiden zudem am stärksten darun-

ter, wenn Brunnen austrocknen und deshalb der Weg zur 
nächsten Wasserstelle immer länger wird: Viele Mädchen 
und Frauen hält das oft sehr zeitintensive Besorgen der fa-
miliären Wasserversorgung davon ab, regelmäßig eine 
Schule zu besuchen. Sie über Strategien der Wassereffizi-
enz- und Produktivitätssteigerung fortzubilden sowie ihr 
Wissen über traditionelle Anbautechniken (die oft nach-
haltiger sind als industrielle Landwirtschaft) zu nutzen, 
könnte helfen, die Folgen von Wasserstress zu mindern. 
Noch dazu verschärft der Mangel an adäquaten rechtli-
chen Instrumenten die ohnehin schwierigen Bedingungen. 
Eine internationale, gemeinsame Anstrengung ist notwen-
dig, um ein rechtliches Rahmenwerk zu etablieren, welches 
das Recht jedes Einzelnen auf eine ausreichende Wasser-
versorgung festschreibt. Die UN Watercourses Convention 
von 1997 ist ein Schrit t in die richtige Richtung; sie ist aller-
dings erst im August 2014 ratifiziert worden. 
Um akute, festgefahrene Wasserkonflikte zu lösen und zu-
künftige Konflikte um Wasser zu vermeiden, ist zudem ein 
besseres Verständnis der Art und Weise notwendig, wie 
Wasser politisch instrumentalisiert wird. Konfliktive Dis-
kursstrukturen sollten aufgedeckt werden, die Wasserkon-
flikte fortschreiben, indem sie Sichtweisen perpetuieren, 
die vor allem nationalen Interessen folgen.26 Weiterhin hy-
dropolitische Entscheidungen auf der Grundlage stati-
scher politischer Grenzen zu fällen, wird nicht ausreichen. 
Verhandlungen über Wasserzuteilungen sollten sich zu-
dem nicht nur auf supply management konzentrieren; de-
mand management ist das Gebot der Stunde. Es wäre be-
sonders wichtig, wenn auch umstrit ten, interne ökonomi-
sche Strukturen zu berücksichtigen, besonders die Größe 
und Struktur der jeweiligen Agrarsektoren. Der Wasser-
Nahrungs-Nexus muss offensiver angegangen werden, 
vor allem, indem den Agrarsektoren geholfen wird, sich an 
eine wärmere, zunehmend wasserknappe Welt anzupas-
sen, und indem erschwingliche, kleinteilige Bewässerungs-
landwirtschaft gefördert und ausgeweitet wird, um grö-
ßere Nahrungsmittelsicherheit zu erreichen. Schließlich ist 
in einer zunehmend wasserknappen Welt eines der poten-
ziell destabilisierendsten wasserbezogenen Risiken das 
von steigenden Nahrungsmittelpreisen und wachsendem 
Hunger. 
Während sich das Risiko für gewaltsame Wasserkonflikte 
zwischen Staaten also als gering bis nicht existent erwie-
sen hat – die Mechanismen von Diplomatie und Verhand-
lung sind offenkundig ausreichend entwickelt und effizient, 
um das Risiko eines Gewaltkonfliktes zu minimieren27 –, 
sind Wasserverteilungskonflikte, auch gewaltsame, auf 
substaatlicher Ebene zur Normalität geworden. Der über-
all wachsende Bedarf trägt dazu bei, dass die Konkurrenz 
zwischen Stadt und Land, zwischen Staat und einzelnen 
Provinzen, zwischen ethnischen Gruppen und ökonomi-
schen Interessen stetig zunimmt. Die Eskalation dieser in-
nergesellschaftlichen Spannungen enthält eine viel grö-
ßere Gefahr von Unruhen, humanitären Krisen und Todes-
fällen als internationale Wasserkriege. Wassermangel 
bedroht bereits die Lebensgrundlage von Millionen von 
Menschen und verdient deshalb die diplomatische, wis-
senschaftliche und finanzielle Aufmerksamkeit der interna-
tionalen Gemeinschaft.

Auf Trinkwasser wartende 
Frauen im indischen Bundes-
staat Rajasthan. Frauen und 
Mädchen leiden am stärksten 
darunter, wenn Brunnen aus-
trocknen und der Weg zur 
nächsten Wasserstelle immer 
länger wird. Vor allem Mäd-
chen hält das oft sehr zeitin-
tensive Besorgen der familiä-
ren Wasserversorgung davon 
ab, regelmäßig eine Schule zu 
besuchen.
 picture alliance/dpa
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UMWELTBEDINGTE MIGRATION

„Wasserflüchtlinge“: Umweltkatastrophen 
und Migration
Jochen Oltmer

Der Umfang der umweltbedingten Migration wird unter-
schiedlich eingeschätzt. Ein Großteil der Menschen je-
doch, die vor Umweltkatastrophen ausweichen mussten, 
kann man als „Wasserflüchtlinge“ oder „Wasservertrie-
bene“ bezeichnen. Hierbei lassen sich regionale Schwer-
punkte ausmachen: Betroffen sind vor allem Menschen in 
Asien. Und 95 Prozent aller Katastrophenvertriebenen 
sind Angehörige armer Gesellschaften. Jochen Oltmer 
diskutiert die Folgen und Auswirkungen von Über-
schwemmungen, Wasserknappheit, Dürren und Stau-
dammprojekten auf das globale Migrationsgeschehen. 
Bei genauerer Betrachtung wird deutlich, dass der reiche 
Norden der Welt als Hauptverursacher des Klimawan-
dels nur in geringem Maße von der umweltbedingten 
Migration betroffen ist. Die weitaus größte Zahl der 
„Wasserflüchtlinge“ konzentriert sich auf der südlichen 
Erdhalbkugel. Prognosen von Klimaforschern zufolge ist 
mit einer Zunahme von Katastrophenvertriebenen zu 
rechnen. Insofern ist es nur folgerichtig, dass Hilfsorga-
nisationen eine Erweiterung der Genfer Flüchtlingskon-
vention fordern. Wenn Überschwemmungen, extreme 
Wettereignisse und Dürren Menschen zur Migration ver-
anlassen, muss vermehrt darüber nachgedacht werden, 
auf welche Art und Weise sie von wem Unterstützung 
benötigen. 

Umweltveränderungen und globale Migration

Unbestreitbar wächst der Umfang ökologisch labiler Regi-
onen aufgrund von Desertifikation (also der Ausbreitung 
von Wüsten), Versalzung, Versteppung, Überschwemmung 
und Verschmutzung Jahr um Jahr.1 Trotz der Aktualität des 
Problems und der vielfältigen Debatten über die Reich-
weite des globalen Klimawandels bleiben die Kenntnisse 
über die Bedeutung umweltbedingter Bestimmungsfakto-
ren im Migrationsgeschehen und, umgekehrt, über den 
Stellenwert des Faktors Migration bei globalen Umwelt-
veränderungen weiterhin relativ gering. Das zeigen bei-
spielsweise allein die ausgesprochen unterschiedlichen 
Einschätzungen über den Umfang der umweltbedingten 
Migration im weltweiten Maßstab. Anfang des 21. Jahr-
hunderts ging der Hochkommissar der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge (UNHCR) von 24 Millionen Menschen aus, 
die aufgrund der wachsenden Belastung der Umwelt mo-
bilisiert wurden. Nach Angaben des Internationalen Komi-
tees vom Roten Kreuz belief sich die Zahl der Betroffenen 
sogar auf 500 Millionen. Neuere Schätzungen des Wissen-
schaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltver-
änderungen sprechen von 25 bis 60 Millionen Menschen, 
die ihre Herkunftsgebiete bislang wegen des Klimawan-
dels verlassen mussten; das UN-Klimabüro (UNFCCC) 

geht davon aus, dass diese Zahl bis ins Jahr 2050 auf 150 
Millionen steigen wird.2

Die große Spannweite der Schätzungen ist insbesondere 
auch auf den geringen Grad definitorischer Klarheit zu-
rückzuführen. Die Verwendung der in den 1980er Jahren 
etablierten Begriffe „Umweltflüchtlinge“ oder „Klimaflücht-
linge“ für die unterschiedlichsten Formen umweltbedingter 
Migration verdeckt eher die Komplexität der zugrundelie-
genden Hintergründe und Bedingungen, weil sie auf eine 
Gewichtung umweltbedingter und anderer Bestimmungs-
faktoren räumlicher Bewegung von Menschen verzichtet. 
Die Überlastung der Umwelt ihrer Herkunftsgebiete ist 
 selten der einzige Hintergrund für die Abwanderung, 
 vielmehr wirkt sie in aller Regel mit ökonomischen und sozi-
alen, aber auch kulturellen und politischen Faktoren zu-
sammen. Deshalb sind Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler sowie internationale Organisationen dazu über-

Mit dem Begriff „Katastrophenvertriebene“ werden Men-
schen bezeichnet, deren Migration unmittelbar auf Extrem-
wetterereignisse (Stürme, Trockenheit, Flutkatastrophen und 
Überschwemmungen) zurückzuführen ist. picture alliance/dpa
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gegangen, die Definitionen enger zu fassen und jene 
räumlichen Bewegungen von Menschen zu ermitteln, die 
unmittelbar durch Umwelt- bzw. Klimakatastrophen aus-
gelöst worden sind. Für diesen Kontext setzt sich aktuell 
der Begriff der „Katastrophenvertriebenen“ durch.3 Ihre 
Zahl betrug laut Internal Displacement Monitoring Centre im 
Jahr 2016 rund 21 Millionen.4 Über 90 Prozent dieser Mig-
rationen ließen sich auf Extremwetterereignisse zurückfüh-
ren (Stürme, Trockenheit, vor allem aber Flutkatastrophen 
und Überschwemmungen), weniger als zehn Prozent wa-
ren durch Veränderungen der Erdkruste (Erdbeben, Vul-
kanausbrüche) ausgelöst worden. Wenn man so will, ließe 
sich mithin ein Großteil der Menschen, die vor Umweltka-
tastrophen ausweichen mussten, als „Wasserflüchtlinge“ 
oder „Wasservertriebene“ bezeichnen.

Überschwemmungen

Katastrophenvertriebene werden gegenwärtig zwar in 
rund 100 Staaten weltweit gezählt, finden sich mithin in 
weiten Teilen der Erde, dennoch lassen sich klare regio-
nale Schwerpunkte ausmachen: 87 Prozent aller Men-
schen, die vor Umweltkatastrophen ausweichen, leben in 
Asien, das 60 Prozent der Weltbevölkerung beherbergt. 95 
Prozent aller seit 2008 gezählten 175 Millionen Katastro-
phenvertriebenen waren Angehörige armer Gesellschaf-
ten. Umweltkatastrophen treten in jenen Zonen der Erde 
gehäuft auf, in denen der Umfang der Bevölkerung steigt. 
Zugleich sind die Menschen und Gesellschaften hier be-
sonders verletzlich – wegen des starken Bevölkerungszu-
wachses, aber auch aufgrund von Armut, schwacher Staa-
ten sowie gesellschaftlicher und zwischenstaatlicher Kon-
flikte.
Die Klimaforschung geht davon aus, dass der Meeresspie-
gel im 20. Jahrhundert insgesamt um 15 bis 20 Zentimeter 
angestiegen ist. Seit Anfang der 1990er Jahre hebt er sich 
um ca. drei Zentimeter pro Jahrzehnt. Aktuelle Modelle 
rechnen gegenwärtig mit einem Anstieg bis zum Jahr 2100 
von rund einem Meter.5 Zu bedenken ist dabei: Von den 50 
größten Städten der Welt finden sich 30 am Meer.6 Ein 
Großteil der Weltbevölkerung ist über die Ränder der Kon-
tinente verteilt: Gegenwärtig leben rund zwei Drit tel aller 
Menschen keine 100 Kilometer vom Meer entfernt. Küsten-
regionen, die als „tief gelegen“ gelten, treten maximal 
zehn Meter über den Meeresspiegel hervor. Das gilt zwar 
für nur 2,2 Prozent der globalen Kontinentalmasse. Hier le-
ben allerdings 10,5 Prozent der Bevölkerung der Erde, ge-
genwärtig mehr als 600 Millionen Menschen.7

Im Pazifischen und im Indischen Ozean leben rund sieben 
Millionen Menschen auf Inseln, die durch den Anstieg des 
Meeresspiegels bedroht sind (als Sinking Islands, wie die 
Malediven, die Marshall-Inseln, Palau und die Salomon-
Inseln).8 Tiefliegende Regionen am Golf von Bengalen, die 
ohnehin schon in der Vergangenheit Jahr um Jahr mit groß-
flächigen Überschwemmungen konfrontiert waren, sind 
neben den Sinking Islands besonders gefährdet. Das gilt 
beispielsweise für die Küstenzone Bangladeschs, wo der 
Anstieg des Meeresspiegels aufgrund des Klimawandels 
im Jahre 2050 zwischen 1,44 und 2,09 Meter betragen 
könnte. Das hätte eine Verringerung der Siedlungsfläche 
um 16 bis 18 Prozent zur Folge, auf der 13 bis 15 Prozent der 
Bevölkerung des Landes leben. Wenngleich der größte Teil 
der Ausweichbewegungen von Menschen wahrscheinlich 

innerhalb des Landes statt finden wird, könnte zukünftig 
die Abwanderung nach Indien steigen, das bereits jetzt 
das wichtigste Ziel der Migration aus Bangladesch ist. Die 
gegenwärtigen Bemühungen Indiens, die Grenzen nach 
Bangladesch für Migranten zu schließen, zeigen trotz ei-
nes hohen Aufwandes – die Errichtung eines stark gesi-
cherten Zauns über eine Länge von fast 3.500 Kilometern 
– bislang nur geringe Wirkung.9 Für Ägypten, und damit 
vor allem für das Nildelta, sprechen Schätzungen für 2050 
von einem Anstieg des Meeresspiegels zwischen 1,01 und 
1,44 Meter, der einen Verlust an besiedlungsfähiger Flä-
che von 15 bis 19 Prozent zur Folge haben und 14 bis 16 
Prozent der Gesamtbevölkerung betreffen könnte.10 Der 
größte Teil der Betroffenen dürfte auch hier innerhalb des 
Landes ausweichen. Vor dem Hintergrund der Langfristig-
keit der Veränderungen durch den Anstieg des Meeres-
spiegels ist davon auszugehen, dass eine wesentliche Re-
aktion zunächst ein möglicherweise immer häufigeres Aus-
weichen auf Zeit in Hochwasserphasen bilden könnte – und 
die Rückkehr nach dem Ende von kürzeren oder längeren 
Abschnitten der Überflutung. Erst auf lange Sicht wäre von 
dauerhaften Abwanderungen auszugehen.11

Der Anstieg des Meeresspiegels führt voraussichtlich län-
ger- und langfristig nicht nur zu einem Verlust besiedlungs-
fähiger Fläche, sondern auch zu einem Verlust von Acker-
land. Dies wiederum hätte Folgen für die Nahrungssicher-
heit. Viele der tiefer gelegenen Küstenregionen Asiens sind 
insofern Kornkammern der Welt, als sich hier ein großer 
Teil der globalen Reisproduktion konzentriert, von der Mil-
lionen Menschen direkt oder indirekt abhängig sind. 
Schätzungen sprechen von einer Gefährdung der Reisver-
sorgung von rund 200 Millionen Menschen durch den An-
stieg des Meeresspiegels auf längere Sicht.
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Staudämme und ihre Folgen

Umweltbedingte Krisen verschlechtern fast immer ohnehin 
prekäre ökonomische Grundlagen, sie bringen häufig kul-
turelle Krisen mit sich, werden nicht selten politisch instru-
mentalisiert oder führen zu politischen Konflikten, die wie-
derum Migration forcieren können. In Regionen, in denen 
geringe politische Stabilität und schwache staatliche Prob-
lemlösungskapazitäten, krisenanfällige Ökonomien und 
gesellschaftlicher Unfrieden herrschen, werden umweltbe-
dingte Krisen die Vulnerabilität, also die soziale und ökono-
mische Verletzlichkeit der Menschen, noch steigern. Hier 
können sie sogar als Katalysator wirken und den Zusam-
menbruch einer ohnehin labilen politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Ordnung anstoßen. Demgegenüber kann 
davon ausgegangen werden, dass stabile politische, sozi-
ale und ökonomische Systeme Reaktionsmuster entwickeln, 
die eine konfliktärmere Bewältigung der Folgen umweltbe-
dingter Krisen erwarten lassen.12

Nur mit Mühe lassen sich in diesen Kontext räumliche Bewe-
gungen von Menschen einordnen, die vor Projekten aus-
weichen müssen, die den Anspruch verfolgen, die Zukunfts-
fähigkeit von Gesellschaften zu erhöhen, aber auch Kata-
strophen verhindern zu können. Meist handelt es sich um 
große Infrastrukturmaßnahmen, neben Hafenanlagen und 
Flughäfen treten hier insbesondere Staudammprojekte her-
vor, die der Wasser- und Elektrizitätsversorgung, aber auch 
dem Schutz vor Überschwemmungen dienen sollen. 
Zwischen 1949 und dem Jahr 2000 sollen an die 20 Millio-
nen Menschen in Indien und mehr als 45 Millionen in China 
vor dem Hintergrund solcher Projekte evakuiert bzw. ver-
trieben worden sein. Schätzungen sprechen für die 1990er 
Jahre sogar von 90 bis 100 Millionen Betroffenen, davon 

allein 40 bis 80 Millionen durch den Bau von großen Stau-
dämmen.13 Im Jahr 2012 sollen in Indien 9,1 Millionen Men-
schen betroffen gewesen sein, in Nigeria 6,1 Millionen und 
in China 5,7 Millionen. Für das Jahr 2013 belaufen sich 
Angaben auf 7,2 Millionen für die Philippinen, 5,9 Millio-
nen in China, 2,1 Millionen für Indien und 1,2 Millionen in 
Bangladesch.

14
 In der Regel betrafen und betreffen sie 

Menschen, die von der Nutzung des Bodens oder anderer 
natürlicher Ressourcen (zum Beispiel Fischerei oder Jagd) 
lebten. Der Verlust der Existenzgrundlage bedeutete selbst 
dann, wenn Entschädigungen gezahlt oder neue Unter-
künfte zur Verfügung gestellt wurden, nicht selten eine er-
hebliche Beschränkung der Handlungsmacht der Betroffe-
nen. Das galt auch für an die zwei Millionen Menschen, die 
im Zuge des Baus der Drei-Schluchten-Talsperre am Jangt-
sekiang seit 1993 ausweichen mussten, weil ein mehr als 
600 Kilometer langer Stausee entstand. Begründet wurde 
der Bau nicht nur mit dem Energiebedarf für eine wach-
sende Ökonomie, sondern auch mit den Erfordernissen des 
Hochwasserschutzes, hatten doch Überschwemmungen 
des Jangtsekiang allein im 20. Jahrhundert Millionen von 
Toten zur Folge gehabt – Umsiedlungen unter Zwang also, 
um Todesopfer und Vertreibungen durch Überschwem-
mungen zu vermeiden.15

Der Blick auf das umweltbedingte Migrationsgeschehen 
wir ft zugleich die Frage nach potenziellen Zuwanderungs-
zielen auf. Eine verschlechterte ökonomische Situation auf-
grund von Umweltveränderungen beschränkt in der Regel 
massiv die Bewegungsfähigkeit der betroffenen Men-
schen. Deshalb wird auch nach Einschätzung des Wissen-
schaftlichen Beirates der Bundesregierung Globale Umwelt-
veränderungen der reiche Norden der Welt als Hauptver-
ursacher des Klimawandels aller Voraussicht nach nicht 
oder nur in geringerem Maße migratorisch von umweltbe-
dingten Veränderungen des Wanderungsgeschehens im 
globalen Süden betroffen sein. Der größte Teil der Bewe-
gungen bleibt kleinräumig. Das zeigen auch die Angaben 
des International Displacement Monitoring Centre über die 
Umweltkatastrophen, die im Jahr 2017 zu den umfang-
reichsten Ausweichbewegungen von Menschen führten: 
Unter den 15 in dieser Hinsicht wichtigsten Ereignissen fin-
den sich acht Taifune bzw. Hurrikane, fünf Flutkatastro-
phen bzw. Überschwemmungen und zwei Dürrekatastro-
phen. Immer blieben die Ausweichenden in der Region und 
kehrten meist nach relativ kurzer Zeit zurück. So flohen in 
der chinesischen Provinz Hunan im Juni 2017 rund 1,6 Mil-
lionen Menschen vor Überschwemmungen, in acht Bun-
desstaaten Indiens handelte es sich, ebenfalls im Juni 2017, 
um 1,3 Millionen und auf den philippinischen Inselgruppen 
der Visayas und Mindanaos um ca. eine halbe Million im 
Januar 2017. Dürren führten zum Ausweichen von 800.000 
Menschen in Somalia sowie 380.000 Menschen in Äthio-
pien im Januar 2017.16

Wasserknappheit und Dürren

Wasserknappheit und Dürren sind, ebenso wie Über-
schwemmungen, keine neue Erfahrung der Menschheit. Für 
das 20. Jahrhundert bildeten die Ereignisse in der Dust 

Menschen suchen im Golf von 
Bengalen Schutz vor einer 
Sturmflut, die durch einen Zyk-
lon ausgelöst wurde. Tieflie-
gende Küstenregionen am 
Golf von Bengalen, die ohne-
hin schon in der Vergangenheit 
Jahr um Jahr mit großen Über-
schwemmungen konfrontiert 
waren, sind durch den Anstieg 
des Meeresspiegels besonders 
gefährdet.

picture alliance/dpa
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Bowl in den 1930er Jahren als Verbindung einer Umwelt-
katastrophe mit einer Wirtschaftskrise einen zentralen Fall 
für massive Abwanderungen: In den östlich der Rocky 
Mountains gelegenen trockenen Präriezonen der USA 
hatte die Verdrängung des Präriegrases durch Weizen im 
Zuge der Urbarmachung seit dem späten 19. Jahrhundert 
langfristig verheerende Auswirkungen für das regionale 
Ökosystem. Während das Präriegras den Boden vor Ero-
sion bewahrt hatte, führten Weizenmonokulturen und 
Dürre in den 1930er Jahren zu gewaltigen Staubstürmen. 
Schwere Ernteschäden und der Preisverfall landwirtschaft-
licher Produkte in der Weltwirtschaftskrise führten zur Ab-
wanderung zahlloser Farmer aus der Dust Bowl. Wohl mehr 
als eine Millionen Menschen aus den besonders betroffe-
nen Gebieten in Oklahoma, Texas, Arkansas und Missouri 
kamen in den 1930er und 1940er Jahren allein nach Kali-
fornien.17 Viele der Okies, deren Schicksal der spätere Lite-
raturnobelpreisträger John Steinbeck eindrücklich in sei-
nem Roman „Früchte des Zorns“ beschrieb, waren genötigt, 
als Tagelöhner Hilfsarbeiten in der kalifornischen Land-
wirtschaft aufzunehmen oder vervielfachten die Zahl der 
obdachlosen Hobos.
Für die Gegenwart und absehbare Zukunft lässt sich Fol-
gendes festhalten: Obwohl der Klimawandel, wie diverse 
Studien zeigen, vermehrt zu Niederschlägen führt – weil 
die Atmosphäre wegen der Erderwärmung vermehrt Was-
ser aufnehmen kann – dürften zugleich auch Dürren wahr-
scheinlicher werden. Aller Voraussicht nach werden in den 
Gebieten, die durch stärkere und starke Regenfälle ge-
kennzeichnet sind, die Niederschläge an Umfang und an 
Heftigkeit zunehmen. So wurden laut einer Studie des Pots-
dam-Instituts für Klimafolgenforschung seit 1980 in Südost-
asien 56 Prozent mehr Extremregenfälle verzeichnet, in 
Nordeuropa 31 Prozent.18

Menschen, wie die weit über eine Million Ostafrikanerin-
nen und Ostafrikaner, die 2017 durch eine Dürre mobili-
siert wurden, könnten ebenfalls als „Wasserflüchtlinge“ 
bzw. „Wasservertriebene“ bezeichnet werden. Nach An-
gaben der Vereinten Nationen lebten 2016/17 mehr als 
zwei Milliarden Menschen weltweit in Ländern, in denen 
extremer „Trockenstress“ oder „Wasserstress“ (water stress) 
auszumachen ist. Trocken- bzw. Wasserstress wird ver-
standen als eine Konstellation, in der Jahr um Jahr ein ho-
her Anteil aller Wasserressourcen entnommen wird. Wer-
den mehr als 40 Prozent der Ressourcen verbraucht, ist von 
einem extremen Wasserstress die Rede.19 Trocken- bzw. 
Wasserstress könnte zukünftig vor allem in den Regionen 
an Bedeutung gewinnen, in denen sich gegenwärtig be-
reits die Wasserversorgung als problematisch herausstellt. 
Das gilt für Teile West- und Mittelasiens, für das nördliche, 
östliche und südliche Afrika, aber auch für Australien und 
Teile Nordamerikas und Südeuropas.20 Einzelne Studien 
gehen davon aus, dass sich bis zur Mitte des 21. Jahrhun-
derts die Zahl der von Wassermangel betroffenen Men-
schen verdoppeln oder gar verdreifachen wird. Verant-
wortlich dafür wird nicht allein der Klimawandel gemacht, 
der in den betroffenen Regionen zu verminderten Nieder-
schlägen oder vermehrter Verdunstung aufgrund höherer 
Durchschnittstemperaturen führt, sondern auch eine ver-
stärkte Nutzung von Wasser aufgrund von Bevölkerungs-
zunahme und Wirtschaftswachstum.
Wie sich Dürren und Wasserknappheit auf die Migrations-
verhältnisse auswirken, ist sehr umstrit ten. Die Vereinten 
Nationen gehen davon aus, dass sich die Zahl der Men-

schen, die vor Wasserknappheit ausweichen müssen, bis 
zum Jahr 2030 auf 700 Millionen summieren wird.21 Aller 
Voraussicht nach gilt hier jene Beobachtung, die für die 
Katastrophenvertriebenen insgesamt auszumachen ist: 
Weil Wasserknappheit und Dürren einen erheblichen Bei-
trag dazu leisten, individuelle, familienwirtschaftliche und 
gesellschaftliche Ressourcen zu vermindern, dürften die 
Möglichkeiten, Migrationen über Grenzen und große Dis-
tanzen zu realisieren, sehr beschränkt bleiben.22 Für ein-
zelne, bereits heute betroffene Regionen ist deshalb sogar 
ein Rückgang der Abwanderung ausgemacht worden.23 
Mithin sind es die Herkunftsstaaten und Herkunftsregio-
nen, deren Verletztlichkeit ohnehin durch die Dürren weiter 
wächst, die vornehmlich die Katastrophenvertriebenen 
der Zukunft werden versorgen müssen.

Schutzrechte für Katastrophenvertriebene?

Verschiedene Hilfsorganisationen fordern eine Erweite-
rung der Genfer Flüchtlingskonvention und die Anerken-
nung der Folgen des Klimawandels als Schutzgrund.24 Das 
ist bislang von den Staaten des globalen Nordens abge-
lehnt worden: Wegen der unterschiedlichen, sich überla-
gernden Migrationsmotive der Betroffenen lasse sich ein 
umweltbedingter Hintergrund kaum eindeutig fassen, nie-
mand könne sagen, ob tatsächlich Umweltveränderungen 
Menschen mobilisierten oder eher Bevölkerungswachs-
tum, Wirtschaftskrisen, schlechte Regierungsführung oder 
soziale Ungleichheit.25 Darüber hinaus könne die Erweite-
rung des Kanons der Fluchtgründe dazu beitragen, restrik-
tive Flüchtlingspolitiken mancher Staaten zu forcieren.
Außerdem überschreite ohnehin ein Großteil der Betroffe-
nen keine nationalen Grenzen, weshalb sie zu der Gruppe 

Verlassene Farm in Oklahoma 
in den 1930er Jahren. In der 
Dust Bowl fanden in den 
1930er Jahren massive 
Abwanderungen statt. Wei-
zenmonokulturen und Dürre 
verursachten gewaltige Staub-
stürme. Ernteschäden und der 
Preisverfall landwirtschaftli-
cher Produkte führten zur Bin-
nenmigration von mehr als 
einer Million Menschen. Viele 
Okies, deren Schicksal John 
Steinbeck in seinem Roman 
„Früchte des Zorns“ beschrieb, 
waren genötigt, als Tagelöhner 
Hilfsarbeiten in der kaliforni-
schen Landwirtschaft anzuneh-
men.
 picture alliance/dpa
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der Binnenvertriebenen zu zählen seien. Sie würden also 
nicht unter die Genfer Flüchtlingskonvention fallen, die nur 
jene Individuen schützt, die „aus der begründeten Furcht 
vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
wegen ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des 
Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, 
und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen 
kann oder wegen dieser Befürchtung nicht in Anspruch 
nehmen will“. Ein Schutzanspruch nach der Genfer Flücht-
lingskonvention wird aus verschiedenen Gründen abge-
lehnt: Die Rechtsprechung verweist darauf, dass „eine be-
gründete Furcht vor Verfolgung“ das Handeln eines staat-
lichen Akteurs voraussetze, der gezielt und schwerwiegend 
die Menschenrechte einer Person oder einer spezifischen 
Gruppe verletze. Im Kontext des Klimawandels bzw. von 
Umweltveränderungen lasse sich in aller Regel ein solcher 
klar identifizierbarer Akteur als Verfolger nicht ausma-
chen, auch die eindeutige Bezugnahme auf einzelne be-
troffene Personen oder Personengruppen selbst könne 
nicht nachgewiesen werden, weil sich die Umweltkatastro-
phe auf alle Menschen in einer Region beziehe.
Bislang haben lediglich Schweden und Finnland einen ge-
setzlichen Rahmen geschaffen, der solchen Menschen ei-
nen Aufenthaltsstatus vermittelt, die im Kontext umweltbe-
dingter Veränderungen mobilisiert wurden. In Finnland 
können Betroffene humanitären Schutz bei einer Umwelt-
katastrophe einfordern und einen befristeten Aufenthalts-
titel erhalten; Asyl oder subsidiärer Schutz wird allerdings 
nicht gewährt. In den USA können Personen um den soge-
nannten Temporary Protected Status (TPS) auch aufgrund 
von Umweltkatastrophen nachsuchen, wenn sie belegen, 
dass eine Rückkehr in ihr Herkunftsland eine Gefahr für 
Leib und Leben bedeutet.

Weil der weitaus überwiegende Teil der Menschen, die 
vor Umweltkatastrophen ausweichen, im Herkunftsland 
bleibt, muss insbesondere nach den Schutzmechanismen 
für Binnenvertriebene gefragt werden. Die Vereinten Nati-
onen haben in ihren 1998 verabschiedeten Guiding Princip-
les on Internal Displacement den Begriff der Binnenvertrie-
benen so definiert, dass er auch „natural or man-made di-
sasters“ als Gründe für eine Abwanderung anerkennt. 
Dennoch bleibt der Effekt bislang gering: Als Leitlinien ha-
ben die Principles keinen rechtsverbindlichen Charakter. 
Den betroffenen Staaten ist es überlassen, ob sie diese in 
das nationale Recht übernehmen bzw. ob sie sie einhalten 
wollen. Demgegenüber handelt es sich bei der Kampala-
Konvention um ein verbindliches Abkommen der afrikani-
schen Staaten. Sie greifen die Definition der Leitlinien auf 
und erklären die dort formulierten Schutzmechanismus für 
Binnenvertriebene für verbindlich, bieten also auch Schutz 
für Katastrophenvertriebene. Ob es allerdings gelingen 
wird, dieses Abkommen in allen Staaten Afrikas umzuset-
zen, lässt sich noch nicht absehen.
So viel kann gesagt werden: Obgleich das internationale 
Flüchtlingsrecht keinen oder nur einen sehr begrenzten 
Schutz für Menschen bietet, die vor Umweltkatastrophen 
ausweichen mussten, lässt sich immerhin ausmachen, dass 
in der internationalen Diskussion zunehmend anerkannt 
wird, dass Überschwemmungen, extreme Wettereignisse 
und Dürren Menschen mobilisieren können und deshalb 
vermehrt darüber nachgedacht werden muss, auf welche 
Art und Weise sie von wem Unterstützung benötigen. Von 
einer globalen Verantwortungsteilung im Blick auf diese 
„Wasserflüchtlinge“ aber kann gegenwärtig gewiss nicht 
die Rede sein.

Schluss

Die Folgen des Klimawandels und Umweltkatastrophen 
betreffen den globalen Süden in höherem Maße als den 
globalen Norden, nicht zuletzt auch wegen des unter-
schiedlichen Ausmaßes der Anpassungskapazitäten. In 
der seit Mitte der 2010er Jahre erheblich an Bedeutung 
gewinnenden entwicklungspolitischen Diskussion um das 
Wechselverhältnis von Migration und Entwicklung (ein-
schließlich der Debatten um Fluchtursachen und Fluchtur-
sachenbekämpfung) sind die Folgen von Klimawandel und 
Umweltveränderung noch nicht sehr präsent. Eine sachge-
rechte Einschätzung des Potentials von Migration für Ent-
wicklungsprozesse ist aber auf die Einbeziehung von um-
weltbedingter Migration angewiesen: Klimawandel und 
Umweltveränderungen können die Handlungsmacht von 
(potentiellen) Migrantinnen und Migranten vermindern. 
Sie sind darüber hinaus geeignet, Entwicklungspotentiale 
(etwa in der Landwirtschaft) zu minimieren, das gilt auch 
angesichts der hohen Kosten für Vorsorgemaßnahmen 
oder für die Beseitigung von Schäden. Ein Szenario ist kei-
neswegs unrealistisch, wonach beispielsweise Rücküber-
weisungen von Migrantinnen und Migranten, die im glo-
balen Norden leben, an ihre Familien in den ärmeren Her-
kunftsgesellschaften immer häufiger für die Steuerung der 
direkten oder indirekten Folgen von Umweltveränderun-
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gen ausgegeben werden müssen und damit nicht mehr im 
bisherigen Maße für Nahrungsmittel, Gesundheitsversor-
gung und Bildung.
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GLOBALE WASSERPROBLEMATIK UND WASSERPOLITIK

Unser tägliches Wasser gib uns … 
Petra Dobner

Allen internationalen Verpflichtungen und Anstrengun-
gen zum Trotz ist die Grundversorgung mit Wasser und 
sanitären Standards in weltweitem Maßstab ein weiter-
hin unerfülltes Menschenrecht. Es fehlt schlicht am politi-
schen Willen, notwendige Maßnahmen und Investitionen 
zu tätigen. Auch die von der Weltbank seit Mitte der 
1990er Jahre verfolgte Entwicklungsideologie der Was-
serprivatisierung, die – so die liberalisierungsfreudige 
Annahme – effizienter, letztlich billiger sei und eine bes-
sere Trinkwasserversorgung vor allem für Arme garan-
tiere, hat sich als Holzweg erwiesen. Die Privatisierung 
der Wasserversorgung ist vielmehr ein Angriff auf die 
letzte Allmende – das globale Trinkwasser. Ernüchte-
rung stellt sich bei den allermeisten Verbrauchern in ein-
kommensstarken Ländern allerspätestens dann ein, wenn 
sich die Wasserpreise erhöhen. Petra Dobner entkräftet 
dieses vorschnelle Argument, indem sie den Vorgang der 
Wassergewinnung und -reinigung und die damit verbun-
denen Auswirkungen auf die Preisbildung erörtert. Ab-
schließend werden drei Maßnahmen skizziert, mit denen 
jeder Verbraucher einen eigenen Beitrag zur Wasserpo-
litik leisten kann. 

Vorbemerkung

Die Sommerhitze 2018 hat Wasserfragen in den Fokus der 
öffentlichen Diskussion gerückt und auch Deutschland ei-
nen Vorgeschmack auf die Folgen einer Verschärfung des 
Klimawandels gegeben. Die Sorge über hiesige Wald-
brände und Dürre, die Frage nach der Sicherheit der Trink-
wasserversorgung und die beruhigenden Antworten der 
Wasserwerke, in Deutschland werde das Wasser so 
schnell nicht knapp, sind zweifellos bedeutend, und doch 
stehen sie immer noch am luxuriösen Randbereich im 
Drama der globalen Wasserproblematik. 

Grundversorgung mit Wasser ist weiterhin ein 
unerfülltes Menschenrecht

In den Millennium-Entwicklungszielen verpflichtete sich 
die Weltgemeinschaft im Jahr 2000, den jeweiligen Anteil 
der Weltbevölkerung zu halbieren, der keinen Zugang zu 
sauberem Trinkwasser und keinen Zugang zu einer men-
schenwürdigen sanitären Versorgung hat. 2006 kritisierte 
die Entwicklungsorganisation der Vereinten Nationen im 
Weltentwicklungsbericht die unzureichenden Fortschrit te 
scharf: „Die Welt verfügt über die Technologie, die finanzi-
ellen Mittel und die menschlichen Kapazitäten, Millionen 
Menschen vom Fluch unsicherer Wasserversorgung zu be-
freien. Was fehlt ist der politische Wille und die nötige 
Weitsicht, diese Ressourcen für das öffentliche Wohl ein-
zusetzen“ (UNDP 2006: 36). Der Bericht zeigt, dass zum 
damaligen Zeitpunkt 1,1 Milliarden Menschen keinen Zu-

gang zu Trinkwasser und 2,6 Milliarden Menschen – etwa 
die Hälfte der damaligen Weltbevölkerung – keinen Zu-
gang zu sanitären Einrichtungen hatten (a. a. O.: 42). De-
tailliert beschreibt er auch die humanitären Katastrophen 
und persönlich verzweifelten Lebenslagen, die damit ver-
bunden sind. In der Agenda 2030, den Sustainable Deve-
lopment Goals (SDGs), die seit 2015 das Projekt der Millen-
nium-Entwicklungsziele weiterführen, werden die Hoffnun-
gen auf eine stete Verbesserung der Trinkwasser- und 
Sanitärversorgung erneut zentral in Ziel 6 der Agenda fest-
gehalten. Wieder geht es darum, einen sicheren Zugang 
herzustellen, doch noch ambitionierter und globaler sollen 
nun alle Menschen erreicht werden. Der soeben veröffent-
lichte Fortschrit tsbericht über die Zielerreichung der SDGs 
hält indessen fest: Heute haben 2,1 Milliarden Menschen 
keinen Zugriff auf sauberes Trinkwasser und inzwischen 
haben 61 Prozent der Weltbevölkerung, 4,5 Milliarden, 
keinen Zugang zu ordentlichen sanitären Anlagen (United 
Nations 2018: 14). Fast eine Milliarde Menschen ist auf 
„open defacation“ angewiesen, was schlicht heißt: Es gibt 
keine Toiletten, kein Wasser zum Händewaschen, keine 
Seife, es gibt nichts. Unsauberes Wasser, schlechte sani-
täre Versorgung und mangelnde Hygiene verursachen 

Unsauberes Wasser, schlechte sanitäre Versorgung und 
mangelnde Hygiene verursachen Durchfall, Unterernährung 
sowie Infektionen, an denen 870.000 Menschen allein im 
Jahr 2016 starben. picture alliance/dpa
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Durchfall, Unterernährung sowie Infektionen, an denen 
870.000 Menschen allein im Jahr 2016 starben. 
Die Grundversorgung mit Wasser und sanitären Standards 
bleibt somit weiterhin ein unerfülltes Menschenrecht und 
allen Versprechungen zum Trotz spitzt sich die Lage sogar 
noch weiter zu. Gleichzeitig verschlechtern sich auch die 
ökologischen Bedingungen der globalen Trinkwasserres-
sourcen weiter. Weltweit ist inzwischen die Hälfte aller 
Feuchtgebiete verschwunden, die als Wasserspeicher und 
Grundwasserfilter, als Rastplatz für Wat- und Wasservö-
gel und als Kohlenstoffspeicher eine fundamentale ökolo-
gische und klimaschützende Funktion haben. Rodungen, 
Industrialisierungen oder schlichtes Austrocknen durch il-
legales Anzapfen der Grundwasserquellen wie an der 
spanischen Doñana, wo unsere frühen Erdbeeren ange-
baut werden, bedrohen ihren Bestand, jeglichem rechtlich 
verankerten Naturschutz oder gar der Auszeichnung als 
Weltkulturerbe zum Trotz. 57.000 Staudämme mit einer 
Höhe von mehr als 15 Metern, sogenannte „Große Dämme“, 
halten jährlich mehr als 6.500 Kubikkilometer Wasser zu-
rück, was etwa 15 Prozent des Wassers in allen Flüssen 
weltweit entspricht. Dieser Befund ist auch deshalb so be-
unruhigend, weil die wegen ihres innovativen Multi-Stake-
holder-Dialogs vielfach gepriesene World Commission on 
Dams bereits in ihrem Abschlussbericht im Jahr 2000 auf 
die dramatischen ökologischen und menschlichen Folgen 
weiteren Dammbaus hingewiesen hatte. Seinerzeit betrug 
die jährliche Extraktion 3.000 Kubikkilometer Wasser bei 
einer Anzahl von bereits 45.000 großen Dämmen (World 
Commission on Dams 2003: 3). Die Hälfte der 500 größten 
Flüsse weltweit werden heute nicht nur von Staudämmen, 
sondern auch durch Überentnahme soweit ausgebeutet, 
dass sie das Meer nicht mehr erreichen, vom Ausmaß ihrer 
Verschmutzung ganz zu schweigen (Bonneuil/Fressoz 
2016: 8). Und bereits heute migrieren 20 bis 30 Millionen 
Menschen weltweit infolge von Klimaveränderungen. Die 
Vereinten Nationen gehen davon aus, dass sich diese Zahl 
bis 2030 auf 50 Millionen erhöhen wird. 
Seit mehr als zwei Jahrzehnten behaupten die Vereinten 
Nationen, Regierungen, Entwicklungsorganisationen und 
private Unternehmen weltweit, die Wasserprobleme ernst-
haft in den Griff nehmen zu wollen. Doch weiterhin fehlt es 
an politischem Willen, die notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen und die entsprechenden Investitionen zu tätigen. 
Die globale Wasserpolitik der letzten Jahrzehnte krankt 
an mangelnden Maßnahmen, falschen Ideologien, einer 
fehlgelagerten Forschung und wenig durchsetzungsfähi-
gen internationalen Institutionen. Das tödliche Amalgam 
aus Inkompetenz, Profitgier und mangelnder Lösungsbe-
reitschaft stellt die deutsche Wasserdiskussion in die Pers-
pektive einer globalen Katastrophe, deren direkte Auswir-
kungen uns glücklicherweise wohl nicht treffen werden – 
was weder bedeutet, dass es hierzulande keine Probleme 
gäbe, noch dass wir von der Verantwortung für die Kata-
strophe, die andernorts ihren Lauf nimmt, frei wären oder 
von deren mittelbaren Folgen verschont bleiben werden. 

Angriff auf die letzte Allmende

Im Oktober 1994 unternahm eine zwanzigköpfige Delega-
tion der Weltbank unter Führung des damaligen Chefs ih-
rer Abteilung für Wasser und Sanitäres, John Briscoe, eine 
fünftägige Tour durch Deutschlands Wasserbetriebe. Ziel 

der Reise war es, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Weltbank einen Eindruck über „die besten Praxen in 
der Wasserversorgung“ (Briscoe 1995: 1) zu vermitteln. 
Diesen Eindruck hätte man in Deutschland, in dem zu die-
sem Zeitpunkt mehr als 6.000 kommunale Wasserversor-
ger flächendeckend eine einwandfreie Trinkwasserversor-
gung garantierten, durchaus gewinnen können. Doch war 
das wissenschaftliche Interesse geringer als die Überzeu-
gung, die man bereits im Vorfeld gewonnen hatte: Zum ei-
nen war Briscoe der Auffassung, dass die Wasserpreise in 
Deutschland viel zu hoch seien. Zum anderen hatte sich die 
Weltbank dem Zeitgeist entsprechend eine liberalisie-
rungsfreudige Agenda auf die Fahnen geschrieben. Nach 
Strom, Telekommunikation, Bahn, Post stand Mitte der 
1990er Jahre auch das Abenteuer Wasserprivatisierung 
auf dem Plan der Weltbank. Briscoe war wie viele andere 
zu dieser Zeit der festen Überzeugung, „dass mehr private 
Firmen um das Geschäft im internationalen Wassermarkt 
konkurrieren sollten“ (a. a. O.: 7), weil private Betreiber ef-
fizienter seien als öffentliche, das Trinkwasser billiger 
werde und insgesamt weltweit besonders die Armen da-
von profitieren würden. 
Jedem Wasserwirtschaftler, jedem Ökonomen, jedem In-
vestor hätten bereits zu dem Zeitpunkt einige, diese Hoff-
nungen zum Scheitern verurteilende Sachverhalte deutlich 
vor Augen stehen müssen. Erstens ist Leitungswasser ein 
Gut, das – anders übrigens auch als Strom und Energie – 
zwangsläufig monopolisiert angeboten werden muss, weil 
es aus biologischen und chemischen Gründen nicht mög-
lich ist, im Wasserleitungsnetz verschiedene Wasserange-
bote zu mischen. Hydraulische Gegebenheiten, korrosi-

57.000 Staudämme mit einer Höhe von mehr als 15 Metern, 
sogenannte „Große Dämme“, halten jährlich mehr als 6.500 
Kubikkilometer Wasser zurück, was etwa 15 Prozent des 
Wassers in allen Flüssen weltweit entspricht. Die Hälfte der 
großen Flüsse weltweit wird heute nicht nur von Staudäm-
men, sondern auch durch Überentnahme soweit ausgebeutet, 
dass sie das Meer nicht mehr erreichen. picture alliance/dpa
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onschemische und mikrobiologische Wassereigenschaf-
ten sowie betriebliche Aspekte, ein komplettes Set von 
technischen Anforderungen also, lassen es „zweifelhaft“ 
erscheinen, ob mit Durchleitungen „das angestrebte Er-
gebnis, Effizienzsteigerung in der Wasserversorgung und 
Kostenentlastung für die Kunden, erreicht werden kann“ 
(DVGW 2001: 16). Wenn Durchleitungen unmöglich sind, 
ist auch die Hoffnung auf sinkende Preise durch Konkur-
renz sachlich unbegründet. Zwar kann es dann im Moment 
der Übernahme von Leitungsnetzen eine Konkurrenz um 
den Markt geben, aber keine Konkurrenz im Markt, die erst 
den Preisdruck seitens der Verbraucher durch eine freie 
Anbieterwahl ermöglichen würde. Eine Konkurrenz nur um 
den Markt wiederum, das haben alle Erfahrungen der letz-
ten Jahrzehnte gezeigt, führt nicht zu sinkenden Preisen, 
sondern zu Abhängigkeiten vom dann eingesetzten priva-
ten Monopolist, der in der Regel mit zahlreichen Geheim-
absprachen seine Rendite sichert, ohne zwangsläufig 
mehr in die Infrastruktur zu investieren oder die Kosten für 
Verbraucher zu senken. Zweitens ist die Wasserwirtschaft 
ein Gebiet mit hohem Investitionsbedarf und vergleichs-
weise schwierig durchzusetzenden Erlösen. Die Behaup-
tung, dass eine Privatisierung des Wassersektors „beson-
ders den Armen“ zugutekäme, ist daher sehr unglaubwür-
dig. Denn jeder Investor wird sich fragen, ob sein Geld gut 
angelegt ist in Projekten, bei denen eine teure Infrastruktur 
geschaffen und erhalten werden muss, die Zahlungsmoral 
und vor allem -fähigkeit aber gering ist. Dies gilt im Was-
serbereich insbesondere dort, wo lange Wege überwun-
den werden müssen, um vergleichsweise wenige Nutzer zu 
versorgen, d. h. insbesondere in ländlichen Regionen mit 
einkommensschwacher Bevölkerung in Entwicklungslän-
dern, die aus genau diesen Gründen bis heute von einer 
funktionierenden Wasserversorgung abgehängt bleiben. 
Bemerkenswerterweise hat das Wissen um diese Grundei-
genheiten des Wassersektors bereits den marktfreundli-
chen Adam Smith zögern lassen, Wasserinfrastruktur für 
marktfähig zu halten. Er folgerte vielmehr, dass der Staat 

sich um solche Einrichtungen von allgemeinem Interesse 
kümmern sollte, die, „obwohl sie für ein Gemeinwesen 
höchst nützlich sind, ihrer ganzen Natur nach niemals ei-
nen Ertrag abwerfen, der hoch genug für eine oder meh-
rere Privatpersonen sein könnte, um die anfallenden Kos-
ten zu decken, weshalb man von ihnen auch nicht erwarten 
kann, daß sie diese Aufgaben übernehmen“ (Smith 
1776/2005: 612). 
All diese sachlichen Gegenargumente in Bezug auf die 
preismindernde und investitionssteigernde Wirkung einer 
Liberalisierung der Wasserversorgen haben es nicht ver-
mocht, die Welle der Privatisierung ab Mitte der 1990er 
Jahre zu stoppen – so wenig wie die zahlreichen Kritiker 
und Gegner weltweit, die in der Übernahme der Trinkwas-
serversorgungsnetze einen Angriff auf die letzte Allmende, 
das globale Trinkwasser, vermuteten. In der Summe lässt 
sich heute festhalten, dass die privaten Investitionen in Ent-
wicklungsländer entweder völlig ausblieben oder auf-
grund der genannten Schwierigkeiten wieder aufgegeben 
wurden. Die Privatisierung im Bereich einkommensstarker 
Länder nahm indessen seinen Lauf – getrieben von der Fi-
nanznot der Kommunen, begleitet von Protesten, in der Re-
gel gefolgt von Preiserhöhungen für die Kunden (vgl. Dob-
ner 2008). Auch wenn Privatisierungen mit voller Eigen-
tumsübertragung die Ausnahme blieben, ließ sich in der 
Vergangenheit „eine starke Tendenz weg vom kommuna-
len Eigenbetrieb hin zu privatrechtlichen Gesellschaftsfor-
men erkennen“ (Wackerbauer 2009: 136). Angesichts aus-
laufender Verträge und manch leidvoller Privatisierungser-
fahrung teilt heute kaum noch einer den Enthusiasmus, von 
dem die Studiengruppe der Weltbank seinerzeit beseelt 
war. Seit mehreren Jahren ist in Deutschland das Wort der 
Stunde „Rekommunalisierung“, wobei vielerorts die Kosten 
des Rückkaufs im Dunkeln bleiben. 
Stellt man den kurzen Abriss zur Privatisierung der Wasser-
versorgung in den Kontext der eingangs genannten Zah-
len einer Verschlechterung des Zugangs zu sauberem 
Trinkwasser, ergibt sich ein ernüchterndes Bild: Mehr als 
zwanzig Jahre lang wurde mit aller Verve versucht, das al-
leinbringende Heil einer besseren Trinkwasserversorgung 
in einem Modell zu suchen, das wissenschaftlich nicht ab-
gesichert, bei näherem Hinsehen bestenfalls unwahr-
scheinlich und in der Praxis tatsächlich untauglich war. Alle 
Verfechter einer vermeintlich effektiveren Wasserversor-
gung durch private Anbieter müssen sich heute vorwerfen 
lassen, die drohende Gefahr einer Verschlechterung der 
Wasserversorgung – gerade für die Ärmsten – mit einer 
grundfalschen Entwicklungsideologie mitverursacht zu ha-
ben. Selbst dort, wo eine grundsätzlich gute Infrastruktur 
und eine hohe Zahlungsfähigkeit der Konsumenten gege-
ben waren, nicht zuletzt in Deutschland, sind unendliche 
Energien darauf verschwendet worden, die unliebsamen 
privaten Anbieter erst ins Boot zu holen, um nun nach Jah-
ren verlorenen Know-hows und zu in der Summe unbe-
kannten Kosten sich mühselig auf kommunaler Ebene wie-
der selbst darum zu kümmern. Diese Bilanz ist nicht der ein-
zige Grund, an Briscoes Reise zu erinnern: Manchem 
Kläger über „zu hohe Wasserpreise“ mag es zu denken 
geben, dass diese Debatte ausgerechnet von dem Mann 
angestoßen wurde, für den bis heute ökologische Nach-
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haltigkeit – „what ever that means“ (Briscoe 2012) – ein 
grundfalscher Leitgedanke für die Wasserwirtschaft ist, 
und der nach wie vor in der Privatisierung der Wasserver-
sorgung den Schlüssel zum Glück für Kunden und Städte 
sieht. Der Schaden bleibt auch nach der Rekommunalisie-
rung groß: Weitgehend vergeblich bemüht sich die öffent-
liche Wasserwirtschaft seither, dem Wettern über „zu 
hohe Wasserpreise“ Einhalt zu gebieten. Wasser ist doch 
genug da, warum ist es also nicht preiswerter? Und Was-
ser ist schließlich Wasser, möchte man meinen, wieso kann 
das im hessischen Kelsterbach viel billiger sein als im hes-
sischen Schwalmtal und in den USA viel billiger als in 
Deutschland? 

Fünf Gründe, warum manche Vergleiche hinken …

Immer wieder wird der Vergleich von internationalen Was-
serpreisen herangezogen, um die vermeintlich schlechte 
ökonomische Bilanz der Wasserwerke anzuprangern. Zu-
dem wird kritisiert, dass die Preise in Deutschland sehr un-
terschiedlich sind. Die Verbraucher fühlen sich betrogen 
und machtlos, weil sie ihren Anbieter nicht wechseln kön-
nen, sie sparen, wo sie können – was allerdings nur kurz-
fristig und im Einzelfall die Preise senkt. Um die Wasser-
preise indessen zu verstehen, ist es sinnvoll, sich den Vor-
gang der Wassergewinnung und -reinigung vor Augen zu 
führen. 
Erstens ist Wasser nicht gleich Wasser. Leitungswasser 
wird an verschiedenen Orten unter völlig unterschiedli-
chen Bedingungen gewonnen, gereinigt, transportiert und 
abtransportiert. Als externe Kostenfaktoren bei der Was-
sergewinnung spielen die „naturräumlichen Gegebenhei-
ten (Topografie, Geologie, Wasserverfügbarkeit), ökolo-
gische Rahmenbedingungen (Aufbereitungsaufwand des 
Rohwassers) und Alter und Zustand der Versorgungsnetze“ 
(Ostwald/Harten 2012: 8) eine wesentliche Rolle. Aus 
Oberflächengewässern hergestelltes Trinkwasser bedarf 
einer anderen Aufbereitung als Trinkwasser, das dem 
Grundwasser entnommen wird. Bei steinigen Böden ist die 
natürliche Selbstreinigung des Wassers gering, weil 
Schadstoffe nicht durch die natürliche Bodenfiltration ge-
mindert werden. Auch starke Regenfälle erhöhen den 
Schadstoffeintrag und damit den Reinigungsaufwand. 
Eine niedrige Ausgangsqualität erfordert mehr Aufwand 
als eine hohe. Eine geringe Besiedlungsdichte führt wiede-
rum zu einem höheren Fixkostenanteil für den Einzelnen, 
während eine große räumliche Ausdehnung längere Lei-
tungen und einen höheren Pflegeanteil beansprucht als in 
einer dichten Besiedelung. Notwendige Wartungsarbei-
ten hängen auch von der früheren Pflege der Anlagen ab. 
Dort, wo Leitungen über Jahrzehnte vernachlässigt wur-
den, müssen hohe Leitungsverluste entweder mitbezahlt 
oder beseitigt werden. Wenn größere Investitionen in 
Netze vonnöten sind, müssen diese durch Gebühren und 
Entgelte finanziert werden. Das erklärt unter anderem die 
vergleichsweise höheren Preise in Ostdeutschland. Regio-
nale Unterschiede in den Wasserpreisen sind daher pri-
mär eine Folge unterschiedlicher Ausgangsvoraussetzun-
gen. 
Zweitens ignoriert der Vergleich von Wasserpreisen oft, 
dass dieser nur unter Berücksichtigung verschiedener kom-
plexer Parameter gezogen werden kann. Schon der inner-
deutsche Vergleich muss verschiedene Aspekte in Rech-

nung stellen. Grundsätzlich unterscheidet die Trinkwasser-
verordnung zunächst zwischen Trink- und Abwasser. 
Trinkwasser wird auch Frischwasser genannt und ist das 
aus jeder Form von Rohwasser aufbereitete Wasser für den 
menschlichen Konsum. Abwasser kann in zwei Formen an-
fallen: Schmutzwasser ist das durch „häuslichen, gewerb-
lichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in 
seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Tro-
ckenheit damit zusammen abfließende Wasser“. Von Nie-
derschlagswasser wird gesprochen, wenn es „aus dem Be-
reich von bebauten oder befestigten Flächen“ stammt 
(WHG 2009, § 54 Abs. 1). Sowohl bei Frisch- als auch bei 
Abwasser fallen mengenunabhängige Grundgebühren 
und verbrauchsabhängige Kosten pro Kubikmeter an. Zu-
dem kommen oftmals Anschlussgebühren hinzu, die aber in 
der Regel beim Vergleich außer Betracht bleiben. Um 
Wasserpreise vernünftig zu vergleichen, kann man folglich 
nicht einfach die Frischwasserpreise gegenüberstellen, 
sondern muss die Abwasserpreise sowie die verbrauchsun-
abhängigen Gebühren und Entgelte einbeziehen. Bezüg-
lich des Abwassers ist der Vergleich noch schwieriger, weil 
hierfür inzwischen unterschiedliche Berechnungsgrundla-
gen verwendet werden: Während Schmutzwasser anhand 
des konsumierten Frischwassers gemessen wird, kommt in 
manchen Kommunen eine weitere Gebühr für das Nieder-
schlagswasser hinzu, die aufgrund der versiegelten Fläche 
im Besitz des Abnehmers ermittelt wird. Der Wasserpreis 
setzt sich also aus folgenden Elementen zusammen: Der 
Grundgebühr für Frischwasser, der Mengengebühr für 
Frischwasser, der Grundgebühr für Abwasser, der Men-
gengebühr für Schmutzwasser und gegebenenfalls auch 
der Mengengebühr für Niederschlagswasser, das an der 

Der Wasserpreis setzt sich aus 
folgenden Elementen zusam-
men: Der Grundgebühr für 
Frischwasser, der Mengenge-
bühr für Frischwasser, der 
Grundgebühr für Abwasser, 
der Mengengebühr für 
Schmutzwasser und gegebe-
nenfalls auch der Mengenge-
bühr für Niederschlagswasser, 
das an der versiegelten Fläche 
gemessen wird.
 picture alliance/dpa
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versiegelten Fläche gemessen wird. Unterschiedliche 
Preisordnungen gestalten nun die Verhältnisse von fixen 
und variablen Anteilen sehr unterschiedlich. Mitunter müs-
sen auch gestaffelte Preise für unterschiedliche Ver-
brauchsmengen bezahlt werden. Angesichts dieser Vari-
anten sind schlichte Vergleiche der verbrauchsabhängi-
gen Kubikmeterpreise für Frischwasser zwar verlockend, 
aber selten aufschlussreich. 
Noch stärker hinkt der Vergleich drit tens im globalen Maß-
stab. Es gibt „eine Vielzahl von Faktoren, die einen interna-
tionalen Vergleich erschweren und deren Einfluss auf die 
Preisbildung nur bei detaillierter Kenntnis der Situation in 
allen zu vergleichenden Einheiten (Versorgungsgebieten, 
Kommunen, Regionen oder Staaten) abgeschätzt und für 
die Zwecke des Vergleichs kontrolliert werden können. 
Dazu gehören unterschiedliche Tarifstrukturen mit festen 
und variablen Komponenten, Behandlung der Kosten von 
Neu- oder Erstanschlüssen, Abrechnungsmodalitäten, 
Steuern und Abgaben, Abschreibungen und ihre Auswir-
kungen auf Steuerlast und Liquidität, Rücklagenbildung, 
Subventionen und Quersubventionen sowie Unterschiede 
in der Qualität der Trinkwasserversorgung“ (Kraemer/Pio-
trowski 1998: 5). Ein wissenschaftlich fundierter Vergleich 
stünde folglich vor der Herausforderung, diese Fülle an In-
formationen systematisch auszuwerten. In der Praxis schei-
tert das Projekt aber bereits, weil die erforderlichen Daten 
gar nicht flächendeckend vorliegen. 
Was die Wissenschaftler zögern lässt, hält jedoch selbst 
seriöse Medien nicht davon ab, immer wieder neu darauf 
hinzuweisen, dass in den USA, in England oder Frankreich 
das Wasser sehr viel billiger sei als in Deutschland. Nicht 
erwähnt wird dann, dass die durch Lecks oder Diebstahl 

verursachten Rohrverluste einen Wasserverbrauch erzeu-
gen, der niemandem in Rechnung gestellt werden kann, 
aber gleichwohl Kosten verursacht, in Deutschland bei nur 
circa sieben Prozent liegen, während in England und 
Wales ein Fünftel, in Frankreich mehr als ein Viertel des 
eingespeisten Wassers auf dem Weg zum Verbraucher 
verschwindet (Wackerbauer 2009: 142). In den USA sind 
inzwischen in großem Maßstab Programme aufgelegt 
worden, um die Orte zu lokalisieren, wo dieses „unaccoun-
ted for water“ oder „non revenue water“ (NRW), sprich das 
Wasser, für das aus verschiedenen Gründen nicht gezahlt 
wird, abhanden kommt und die Verluste zu mindern. Zu 
Recht: Die American Water Workers Association ging bereits 
vor 10 Jahren davon aus, dass pro Jahr 237.600 Rohrbrü-
che einen Gesamtschaden von etwa 2,8 Milliarden US-
Dollar verursachen (American Water Works Association 
2007: 5). Dabei steigen die Schätzungen über die notwen-
digen Investitionen konstant. 1995 schätzte das Wasser-
büro des US-amerikanischen Umweltministeriums, dass 
200 Milliarden US-Dollar notwendig seien, um die gravie-
renden Defizite in der Infrastruktur zu beheben. 2009 
wurde der vermutete Betrag bereits auf 335 Milliarden US-
Dollar erhöht (EPA 2009a: 3 ff.). Seit 2015 nimmt man an, 
dass in den nächsten zwanzig Jahren 472 Milliarden US-
Dollar aufgebracht werden müssen, um die maroden Lei-
tungssysteme des Landes instand zu setzen, darunter 83 
Milliarden Dollar für die Reduktion der Kontamination von 
Wasser (EPA 2017: 10). Auch bei der Reinigung hat Deutsch-
land im Übrigen einen weltweit hervorragenden Stan-
dard: Die Trinkwasserverordnung fordert, dass überall und 
jederzeit tatsächlich trinkbares Wasser aus der häuslichen 
Leitung kommt. Diese Norm wird laut Umweltbundesamt zu 
99 Prozent erfüllt. 2009 wurden 96 Prozent des Abwassers 
in Deutschland auf der höchsten, der sogenannten drit ten 
Reinigungsstufe behandelt, in Frankreich waren es nur 78 
Prozent (EU COM 2011: 30). Deutsches Trinkwasser darf 
keinerlei E. coli-Keime aufweisen, während man sich in den 
USA bislang damit begnügt hat, den maximalen Belas-
tungswert (MCL) auf fünf Prozent aller Proben eines Mo-
nats zu beschränken (EPA 2009: 5). 
Bezüglich der Wasserpreise ist viertens festzuhalten, dass 
sich in Deutschland die Herstellungs- und Verbrauchskos-
ten geradezu paradox zueinander verhalten. Die deutsche 
Wasserwirtschaft unterhält ein 530.000 Kilometer langes 
Leitungsnetz für die Trinkwasserversorgung und ein 
540.000 Kilometer langes Abwassernetzsystem (BMU 
2011: 1). Dessen Pflege und Verwaltung, die Bereitstellung, 
Reinigung von Wasser und Abwasser machen in der Her-
stellung etwa 80 Prozent der Kosten aus. Flexibel, das heißt 
im weitesten Sinne verbrauchsabhängig, sind auf Seiten 
der Versorgungsunternehmen daher überhaupt nur 20 Pro-
zent. Bei den Wasserpreisen und -gebühren für die Ver-
braucher ist es aber genau umgekehrt: Die Verbraucher 
zahlen etwa ein Fünftel an Fixkosten (die Grundgebühren 
für Frisch- und Abwasser), und vier Fünftel werden ver-
brauchsabhängig in Rechnung gestellt. Das Missverhältnis 
zwischen fixen und variablen Anteilen in der Bereitstellung 
und für den Verbraucher stellt insofern ein Problem dar, als 
dass das individuelle Sparverhalten über kurz oder lang 
mit steigenden Wasserpreisen sanktioniert werden muss, 
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um die unveränderten Fixkosten zu decken. Der individu-
elle Gewinn ist zwangsläufig kurzfristig und wird eher frü-
her als später von steigenden Wasserpreisen eingeholt. 
Hinzu kommen aber fünftens auch Kosten, die eine direkte 
Folge des Sparens selbst sind. Wasser, das zu lange in der 
Leitung steht, ist anfällig für Keime und Bakterien. Techni-
sche Anlagen sind daher auf eine kalkulierte Abnahme-
menge abgestimmt, die den Zeitraum zwischen Einspei-
sung und Abnahme so berechnet, dass eine hygienisch ein-
wandfreie Wasserqualität garantiert ist. Wenn die 
Abnahme sinkt, erhöht sich die Verweildauer des Wassers 
in der Leitung – es steht. Angesichts der hohen Standards, 
die fordern, dass jederzeit und überall geschmacklich, 
chemisch und biologisch einwandfreies Trinkwasser aus 
den Leitungen fließt, muss das Wasserwerk bei sinkender 
Abnahme die Leitungen daher mit ungenutztem Frischwas-
ser spülen, um die Verweildauer des Wassers im Rohr zu 
verringern und die hohe Qualität des Trinkwassers zu er-
halten. Bleibt der Verbrauch dauerhaft niedrig, so können 
zwar technische Maßnahmen ergrif fen werden, etwa eine 
Verringerung der Rohrdicke, aber auch das verursacht 
Kosten, die letztlich wieder auf die Verbraucher umgelegt 
werden.

Individuelle Beiträge zur Wasserpolitik

Wassersparen, so lässt sich festhalten, ist kein an sich sinn-
voller Beitrag zur Sicherung der Wasserressourcen, auch 
wenn das Schließen des Wasserhahns beim Zähneputzen 
und der Einsatz wassersparender Armaturen und Geräte 
sich als Beitrag zur Wasserpolitik aufzudrängen scheinen 
(vgl. hierzu ausführlich Dobner 2013). Die eigentlichen Pro-
bleme sind vielmehr komplexer, und die Anforderungen 
daran, einen sinnvollen Beitrag zu leisten, entsprechend 
anspruchsvoller. Drei Maßnahmen, einen individuellen 
Beitrag zur Lösung der tatsächlichen Wasserprobleme in 
Deutschland zu leisten, sind aber denkbar: Erstens ist 
Deutschland mit 144 Litern pro Kopf und Jahr immer noch 
ein hoher Verbraucher an Flaschenwasser, bemerkenswer-

terweise in einem Land, wo an nahezu jeder Stelle gesund-
heitlich einwandfreies Trinkwasser aus der Leitung kommt, 
das mitunter mehr Mineralien und definitiv weniger schäd-
liche Nebenstoffe enthält als das nach EU-Verordnung gar 
nicht auf Mineralien angewiesene Mineralwasser (Stif-
tung Warentest 2011; Stiftung Warentest 2012). Ein Liter 
Flaschenwasser benötigt zudem für die Befüllung, Reini-
gung, Transport, Herstellung der Flaschen, Entsorgung 
oder Wiederverwendung etwa einen Viertelliter Öl und 
kostet im statistischen Durchschnitt nur 0,2 Cent pro Liter 
Mineralwasser, also hundertmal weniger als das billigste 
Flaschenwasser. Nimmt man die dieser Tage prominent in 
der Öffentlichkeit diskutierte Belastung der Weltmeere 
durch Mikroplastik hinzu, wäre ein denkbar einfacher Bei-
trag zur Wasserpolitik, den Konsum an Flaschenwasser 
drastisch zu senken. 
Zweitens ist die seit Jahren bemängelte Nitratbelastung 
deutscher Gewässer zwar vordergründig vor allem eine 
Folge landwirtschaftlicher Intensivwirtschaft, aber dahin-
ter stehen Konsummuster, insbesondere des Energiever-
brauchs und des Fleischkonsums. Der oftmals belächelte 
„Veggie-Day“ ist so albern gar nicht, denn der weltweit 
steigende Wasserverbrauch einerseits und die Nitratbe-
lastung deutscher Gewässer andererseits sind auch Fol-
gen eines überzogenen Fleischkonsums. 
Besorgniserregend ist drit tens die wachsende Belastung 
deutscher Gewässer mit Rückständen von Arzneimitteln: 
Mehrere Tonnen von Arzneimittelwirkstoffen gelangen je-
den Tag in die Umwelt. Die Haupteintragspfade sind 
menschliche und tierische Ausscheidungen, eine unsach-
gemäße Entsorgung von Altmedikamenten über die Toi-
lette, industrielle Abwässer von Pharmaunternehmen und 
Hausmülldeponien sowie Gülle, Mist und Geflügelkot 
(Bergmann u. a. 2011; UBA 2012). In einer Untersuchung 
des Umweltbundesamtes von 2010 wurde deutlich, dass 
sich der Verkauf von Arzneistoffen innerhalb von nur sechs 
Jahren um fast ein Drit tel erhöhte. Vor allem der Anteil an 
verkauften Schmerzmitteln stieg um 545.064 Kilogramm 
(26 Prozent), der Verkauf von Antidiabetika nahm sogar um 
120 Prozent bzw. 714.265 Kilogramm und von verkauften 

Deutschland ist mit 144 Litern 
pro Kopf und Jahr immer noch 
ein hoher Verbraucher von 
Flaschenwasser, bemerkens-
werterweise in einem Land, wo 
an nahezu jeder Stelle gesund-
heitlich einwandfreies Trink-
wasser aus der Leitung kommt. 
Ein denkbar einfacher Beitrag 
zur Wasserpolitik ist es, den 
Konsum an Flaschenwasser 
drastisch zu senken.
 picture alliance/dpa
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Antibiotika um etwa 30 Prozent zu. Neben den genannten 
Arzneistoffen weisen besonders Antiepileptika, Betablo-
cker, Lipidsenker und Röntgenkontrastmittel deutlich ge-
stiegene Absatzzahlen auf. Ebenfalls in diesem Zeitraum 
nahm die Verbrauchsmenge der Hormone um elf Prozent 
zu. Die gute Nachricht ist, dass die in der Umwelt gemesse-
nen Konzentrationen der Stoffe „in der Regel deutlich un-
terhalb der therapeutischen Dosen der Medikamente“ 
(UBA 2010: 92) liegen. Die schlechte Nachricht ist, dass es 
bislang unerforscht ist, wie sich diese dauerhaften, wenn 
auch geringen Belastungen auf die Organismen und die 
Umwelt auswirken. Auch hier liegt ein Potential für jeden 
Verbraucher, einen eigenen Beitrag zur Wasserpolitik zu 
leisten – wenn es schon nicht der (oftmals nicht mögliche) 
Verzicht auf Arzneimittel ist, dann doch das Ablassen von 
schädlichen Gewohnheiten: 16 Prozent der Deutschen ent-
sorgen nicht verbrauchte Tabletten über die Toilette. 43 
Prozent schütten flüssige Arzneimittel in die häuslichen Ab-
wässer. Wenigstens das ließe sich leicht und ohne Not ab-
stellen. 
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UNGLEICHE NUTZUNG EINER ENDLICHEN RESSOURCE

Virtuelles Wasser und Wasserstress
Helge Swars

Virtuelles Wasser, das in Produkte und Dienstleistungen ein-
fließt, ist nicht unmittelbar zu sehen. Auf dieser Basis funkti-
oniert das Konzept des virtuellen Wasserfußabdrucks, das 
eine genaue Bilanzierung des Wasserverbrauchs für die 
Herstellung von Gütern und Dienstleistungen ermöglicht. 
Deutschlands virtueller Wasserfußabdruck beträgt etwa 
160 Milliarden Kubikmeter pro Jahr. Pro Person entspricht 
dies einem durchschnittlichen Verbrauch von knapp 5.300 
Liter Wasser am Tag. Das Konzept des virtuellen Fußab-
drucks liefert uns ein hervorragendes Instrument, um lokale 
und globale Wasserströme zu überwachen und sowohl In-
effizienzen als auch drohende Übernutzungen von Wasser-
körpern zu identifizieren. Es macht sichtbar, dass fast alle 
Länder der Welt als Nettoimporteure von virtuellem Wasser 
über ihre Verhältnisse leben. Deutschland importiert etwa 
die Hälfte seines Wasserverbrauchs als virtuelles Wasser. 
Helge Swars skizziert die ungleiche Verteilung und Nut-
zung der endlichen Ressource Wasser an zahlreichen Bei-
spielen und diskutiert konkrete Maßnahmen, um dem Was-
serstress wirksam begegnen zu können. 

Was ist virtuelles Wasser?

In einer 50 Gramm schweren Tomate stecken im globalen 
Durchschnitt zehn Liter Wasser, in einem Baumwollshir t 
2.500 Liter und in 200 Gramm Rindersteak 3.100 Liter Was-
ser. Jedes Produkt, das wir benutzen oder konsumieren, 
verbraucht bei seiner Herstellung eine bestimmte Menge 
Wasser. Und das ist in der Regel ein Vielfaches der im fer-
tigen Produkt enthaltenen Menge. Dies gilt für Nahrungs-
mittel wie für Industrieprodukte und auch für Dienstleistun-
gen. Um dieses versteckte Wasser sichtbar zu machen, 
stellte der britische Wissenschaftler John Anthony Allan 
1993 das Konzept des vir tuellen Wassers vor.
Dabei wird zwischen drei Formen vir tuellen Wassers unter-
schieden: (1) Als grünes vir tuelles Wasser werden Regen-
wasser und im Boden gespeicherte Feuchtigkeit bezeich-
net, die im Laufe des Wachstumsprozesses von Pflanzen 
aufgenommen werden. (2) Blaues vir tuelles Wasser be-
zeichnet die Menge an Grund- oder Oberflächenwasser, 
die zur Bewässerung von Feldern genutzt und dort entwe-
der von den Pflanzen aufgenommen wird oder verdunstet. 
Bei industriellen Produkten und im häuslichen Gebrauch 
definiert es die Menge vir tuellen Wassers, die zur Herstel-
lung eines Produktes genutzt wird, aber nicht mehr zurück-
geleitet werden kann. (3) Graues vir tuelles Wasser meint 
die Wassermenge, die während der Herstellung ver-
schmutzt wird, z. B. durch Pestizide oder Chemikalien.

Virtueller Wasserfußabdruck

Auf dieser Basis legten Arjen Y. Hoekstra und Mesfin M. 
Mekonnen 2002 das Konzept des vir tuellen Wasserfußab-

druckes vor. Der Wasserfußabdruck ermöglicht eine ge-
naue Bilanzierung des Wasserverbrauchs für die Herstel-
lung von Gütern und Dienstleistungen. Er stellt so eine Ver-
bindung her zwischen menschlichem Konsum und dem 
Zustand von wasserbezogenen Ökosystemen. Konkret be-
rechnet werden können der grüne, blaue und graue Was-
serfußabdruck für einen einzigen Prozess, wie den Anbau 
von Tomaten, für ein verarbeitetes Produkt, wie ein Baum-
wollshir t, für ein einzelnes Unternehmen oder ein ganzes 
Land. Dabei kann zwischen externem und internem Was-
serfußabdruck unterschieden und berechnet werden, wie 
viel des verbrauchten vir tuellen Wassers aus eigenen 
Quellen stammt und wieviel importiert wird. Diese Betrach-
tung von Produktions- und Lieferketten macht Probleme wie 
Wasserknappheit und Umweltverschmutzung besser ver-
ständlich, und Ansätze zur Lösung werden greifbar.
Deutschlands Wasserfußabdruck beträgt etwa 160 Milli-
arden Kubikmeter pro Jahr. Das entspricht einem durch-
schnittlichen Verbrauch von knapp 5.300 Liter Wasser am 
Tag pro Person. Auf Agrarprodukte entfallen dabei mit 117 
Milliarden Kubikmeter pro Jahr 80 Prozent des gesamten 
Verbrauchs. Mehr als die Hälfte davon importiert Deutsch-
land als relativ wasserreiches Land. Dabei machen Kaffee, 
Kakao, Ölfrüchte, tierische Produkte und Baumwolle den 
größten Anteil am externen Wasserfußabdruck Deutsch-
lands aus. Diese importierte Wassersicherheit schont die 
Vorkommen hierzulande, vermindert aber auch den Hand-
lungsdruck für ein nachhaltiges Wassermanagement und 
politische Reformen.

In 200 Gramm Rindersteak 
 stecken im globalen Durch-
schnitt 3.100 Liter Wasser. 
Jedes Produkt, das wir konsu-
mieren oder benutzen, ver-
braucht bei seiner Herstellung 
eine bestimmte Menge Wasser. 
Und das ist in der Regel ein 
Vielfaches der im fertigen Pro-
dukt enthaltenen Menge. Dies 
gilt für Nahrungsmittel, Indust-
rieprodukte und auch für 
Dienstleistungen.
 picture alliance/dpa
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Verteilung einer endlichen Ressource 

Nur etwa drei Prozent der globalen Wasservorkommen 
sind Süß- oder Trinkwasser. Davon wiederum sind weniger 
als ein Prozent, etwa 200 Billionen Kubikmeter, für die 
Menschen leicht zugänglich. Das übrige Wasser ist in 
Gletschern, Schnee, Eis und (fossilem) Grundwasser ge-
bunden. 
Die weltweiten Grundwasservorkommen und ihre Vertei-
lung wurden 2015 zum ersten Mal von einem internationa-
len Forscherinnen- und Forscherteam erfasst.1 94 Prozent 
des Grundwassers ist demnach fossil. Es erneuert sich nicht 
von selbst und ist durch Anreicherung mit Metallen und ra-
dioaktiven Elementen weitgehend für die Nutzung durch 
den Menschen ungeeignet. Die Verteilung des übrigen 
jüngeren und damit nutzbaren Grundwassers ist extrem 
ungleich. Einige Regionen können aus dem Vollen schöp-
fen, wie zum Beispiel Mitteleuropa. Große Reserven nutz-
baren Grundwassers liegen z. B. im Kongo, dem Amazo-
nasbecken, den Anden oder in den Rocky Mountains. Auch 
das niederschlagsarme Nordafrika verfügt über enorme, 
jedoch sich nicht erneuernde Vorkommen. Die meisten 
Trockenregionen der Welt haben hingegen nur wenige Re-
serven. In der Sahelzone, dem Mittelmeerraum und dem 
mittleren Westen der USA würde eine gleichmäßige Ver-
teilung des verfügbaren Grundwassers einen See von ge-
rade einmal einem Meter Tiefe ergeben.
Der Anteil des jungen Grundwassers übersteigt den Anteil 
aller anderen Elemente des aktiven hydrologischen Kreis-
laufs, wie etwa des Wassers in Flüssen, Seen und der At-
mosphäre. Der gesamte Wasserfußabdruck der Mensch-
heit besteht mit 74 Prozent dennoch überwiegend aus dem 
in der Atmosphäre zirkulierenden grünen Wasser. Elf Pro-
zent entfallen auf blaues und 15 Prozent auf graues Was-
ser. Nach 2011 veröffentlichten Berechnungen von Hoek-
stra und Mekonnen2 betrug der Anteil der Landwirtschaft 

am globalen Wasserfußabdruck zwischen 1996 und 2005 
92 Prozent. Ihr Anteil am Verbrauch blauen Wassers liegt 
bei 69 Prozent. Die übrigen Anteile entfallen auf Industrie 
und häuslichen Gebrauch.
Wieviel Luft nach oben gibt es da angesichts einer wach-
senden Weltbevölkerung? Eine ebenfalls wachsende glo-
bale Mittelschicht vergrößert ihren Wasserfußabdruck mit 
sich ändernden Ernährungs- und Konsumgewohnheiten. 
Und das bei stetig abnehmenden landwirtschaftlich nutz-
baren Flächen. Weltweit sind bereits ein Drit tel dieser Flä-
chen von Degradation betroffen. Darunter ist die Ver-
schlechterung der Bodenfruchtbarkeit als Folge von Bo-
denerosion, Versalzung, Eintrag von Schadstoffen und 
Flächenversiegelung, einhergehend mit der Verschlechte-
rung des Wasserhaushalts, zu verstehen. Jährlich gehen 
auf diese Weise weitere zwölf Millionen Hektar Fläche ver-
loren.

Auf die Herkunft kommt es an

Wasser geht im globalen Kreislauf aus Verdunstung und 
Niederschlag nicht verloren. Entscheidend ist jedoch, ob 
die in einer Region über landwirtschaftliche Nutzpflanzen 
verdunstete Menge Wasser durch lokale Niederschläge 
oder Wasserströme verfügbar ist. In den immerfeuchten 
Tropen, Herkunftsgebiet von Kulturpflanzen wie Kaffee 
und Kakao, ist dies zum Beispiel der Fall. Der Wasserkreis-
lauf ist hier weitgehend geschlossen. Der große Wasser-
bedarf der Pflanzen von 18.900 Liter je Kilogramm Kaffee-
bohnen bzw. 17.000 Liter je Kilogramm Schokolade wird 
ausschließlich durch Niederschläge, also grünes Wasser, 
gedeckt und ist daher nicht problematisch. 
In vielen tropischen und subtropischen Gebieten mit gerin-
gen jährlichen Niederschlagsmengen fallen Verdunstung 
und Niederschläge jedoch zeitlich und räumlich auseinan-
der. Viele davon stehen daher zumindest in Teilen des Jah-
res unter Wasserstress, d. h. die Wassernutzung über-
schreitet den kritischen Wert von 40 Prozent der Wasser-
verfügbarkeit. In Regionen unter Wasserstress leben aktu-
ell etwa 2,3 Milliarden Menschen. Sie stellen drei Viertel 
der weltweit ärmsten Menschen und machen den Großteil 
der weltweit Hungernden aus, obwohl sie zum Beispiel als 
Kleinbäuerinnen und -bauern und Hirten selbst Nahrungs-
mittel produzieren. Dafür ist jedoch unter anderem die Ver-
fügbarkeit von Wasser entscheidend. Dieses wird in vielen 
Regionen, die ohnehin schon saisonal oder ganzjährig mit 
geringen Niederschlagsmengen auskommen müssen, zu-
sehends knapper. Da es hier viel Sonne und keine bzw. 
sehr milde Winter gibt, sind diese Gebiete für die landwirt-
schaftliche Nutzung attraktiv. Viele Nahrungsmittel und 
Industrierohstoffe können nur hier angebaut werden. Sie 
sind daher Ziel von großen Agrarinvestitionsprojekten, die 
durch ihren hohen Wasserbedarf zunehmend Druck auf 
die Wasserverfügbarkeit für Mensch und Ökosysteme vor 
Ort ausüben. 
Die intensive landwirtschaftliche Nutzung von Trockenre-
gionen stellt eine problematische Kombination dar aus ho-
hem Wasserbedarf, geringen Grundwasservorkommen 
und wenig Niederschlägen, um die Reserven wieder auf-
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zufüllen. Es gibt bedeutende Agrarregionen, in denen der 
Wasserverbrauch höher liegt, als dem Ökosystem durch 
lokale und regionale Niederschläge und über Grundwas-
serströme und Flüsse wieder zugeführt wird. In der Folge 
sinken Grundwasserspiegel, versalzen Seen und trocknen 
Flüsse aus. Dabei werden wasserbezogene Ökosysteme 
als Lebensräume und Grundlage wirtschaftlicher Aktivität 
destabilisiert und langfristig zerstört. Ein Beispiel: Das nie-
derschlagsarme, sonst aber klimatisch begünstigte Anda-
lusien in Spanien ist der Gemüsegarten Europas. Der Was-
serbedarf für die Produktion von einem Kilogramm Toma-
ten beträgt hier dank effizienter Bewässerungstechnik 89 
Liter, davon 29 Liter blaues und 25 Liter graues Wasser. 
Das ist weit unter dem globalen Durchschnitt von 214 Li-
tern, aber auch deutlich über den 38 Litern, die in Deutsch-
land benötigt werden. Schätzungsweise entnehmen an-
dalusische Gemüsebauern Jahr für Jahr zur Bewässerung 
ihrer Felder fünfmal so viel Grund- und Oberflächenwas-
ser, wie sich neu bildet. Eine tickende Zeitbombe, die Ver-
antwortliche auf allen Ebenen ignorieren. Denn der groß-
flächige Anbau ist für fast ein Viertel der regionalen Wirt-
schaftsleistung zuständig. Im spanischen Durchschnitt sind 
es nicht einmal vier Prozent.
Ein ähnlicher Fall ist Baumwolle. Allein Deutschland impor-
tiert jedes Jahr über fünf Milliarden Kubikmeter vir tuelles 
Wasser in Gestalt von Baumwollprodukten. Baumwolle 
wächst überwiegend in Regionen, die unter Wasserknapp-
heit leiden und muss intensiv bewässert werden. Im globa-
len Durchschnitt macht der blaue Anteil des Wasserfußab-
drucks von Baumwolle 42 Prozent aus. Da auf Baumwollfel-
dern zehn Prozent aller weltweit eingesetzten Pestizide 
ausgebracht werden, ist auch der Anteil des grauen vir tu-
ellen Wasser mit 19 Prozent sehr hoch. Wohin das führen 
kann, führt uns das Schicksal des Aralsees zwischen Ka-
sachstan und Usbekistan vor Augen. Durch die jahrzehnte-
lange Bewässerung riesiger Baumwollplantagen aus sei-
nen Hauptzuflüssen wurde der Wasserkreislauf des einst 
viertgrößten Binnengewässers der Welt unterbrochen. In-
zwischen ist der See fast vollständig ausgetrocknet. Etwa 
20 Prozent des Wassers seiner Zuflüsse wurde vir tuell in 
die EU exportiert.
Das Konzept des Wasserfußabdrucks kann heute auch zei-
gen, wie viel Wasser von einem bestimmten Grundwasser-
vorkommen oder in einem Flussgebiet verbraucht wird und 
ob dieser Verbrauch durch Neubildung ausgeglichen 
wird. Dabei wird einerseits deutlich, dass viele unter Was-
serstress leidende Länder und Regionen vir tuelles Wasser 
exportieren. Andererseits kann auch belegt werden, dass 
der Handel mit vir tuellem Wasser vier Prozent der globa-
len Wasserressourcen einspart, da ein und dasselbe Pro-
dukt je nach geografischer Herkunft unterschiedlich hohe 
Wasserfußabdrücke haben kann.

(K)eine Wertschöpfungskette – die Grenzen des 
virtuellen Wasserfußabdrucks

Der Aufstieg Deutschlands zu einem der europaweit größ-
ten Exporteure von Billigfleisch mit einem Exportwachstum 
von 250 Prozent allein im letzten Jahrzehnt ist nach gängi-
gen wirtschaftlichen Maßstäben eine Erfolgsgeschichte. 
Deutsche Landwirte sind durch die Kombination aus Import 
von stickstoffhaltigen Futtermitteln wie Soja und die Ver-
wendung von chemischen Düngern nicht mehr an geschlos-

sene Stickstoffkreisläufe gebunden. Sie können Viehzucht 
und Ackerbau unabhängig voneinander betreiben. Das 
hat einer Massentierhaltung den Weg geebnet, in der 
viele Tiere auf kleinem Raum dann auch entsprechend viel 
Gülle produzieren. Damit ist der interne graue Wasserfuß-
abdruck der Tierhaltung in Deutschland zu einem Problem 
geworden. Die Böden sind vielerorts nicht mehr in der 
Lage, die 160 Millionen Kubikmeter Gülle aufzunehmen, 
die jährlich anfallen. Das in der Gülle enthaltene Nitrat si-
ckert somit in tiefe Grundwasserschichten ein, die für die 
Trinkwasserversorgung in Deutschland wichtig sind.
2018 urteilte der Europäische Gerichtshof, dass Deutsch-
land gegen EU-Auflagen zum Schutz von Gewässern ver-
stoße und nicht genug für die Reduzierung oder Prävention 
der Nitratbelastung von Gewässern unternehme. Vielmehr 
hat die deutsche Agrarpolitik mit ihrer Exportstrategie und 
durch Subventionen zur Verschärfung des Gülleproblems 
beigetragen. In einer nachhaltigen und ökologischen Land-
wirtschaft befinden sich Pflanzen- und Tierproduktion in 
einem Gleichgewicht. Es werden regional nicht mehr Tiere 
gehalten als vom Weide- und Ackerland ernährt werden 
können. Sie produzieren dann auch nicht mehr Gülle als 
die Böden aufnehmen können.
Dass sich Deutschland durch die Massentierhaltung auch 
bei den wasserbezogenen Ökosystemen anderer Länder 
verschuldet, wird durch den vir tuellen Wasserfußabdruck 
transparent, taucht jedoch in keiner Handelsbilanz auf. 
Der externe Wasserfußabdruck von Deutschland für den 
Import von Sojabohnen beträgt knapp fünf Milliarden Ku-
bikmeter Wasser. Davon entfallen allein zwei Milliarden 
Kubikmeter auf Brasilien. Nur so ist die genannte Produkti-
onssteigerung möglich geworden.
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Der vir tuelle Wasserfußabdruck stößt jedoch an seine 
Grenzen, wenn es um die weitergehenden Auswirkungen 
auf wasserbezogene Ökosysteme geht. Sojabohnen wer-
den überwiegend im Regenfeldbau, also mit unbedenkli-
chem grünem Wasser produziert. Für die darauf aufbau-
ende industrielle Rinderhaltung in Deutschland errechne-
ten Hoekstra und Mekonnen für den Zeitraum 1996 bis 
2005 einen überraschend niedrigen Wasserfußabdruck 
pro Kilogramm Rindfleisch. In Deutschland und anderen In-
dustrieländern liegt er bei einem Drittel oder noch weniger 
des globalen Durchschnitts von etwa 15.000 Liter pro Kilo-
gramm. Durch die dargestellte Gülleproblematik dürften 
sich die Zahlen inzwischen verändert haben. Dennoch 
spiegeln sie nicht wider, dass sich in ganz Zentralsüdame-
rika eine Katastrophe anbahnt. Sie droht die Austrocknung 
des Aralsees weit in den Schatten zu stellen.
In der brasilianischen Amazonasregion und in der im Sü-
den angrenzenden Trockensavanne, dem Cerrado, wächst 
Soja auf einer Fläche sechsmal so groß wie die Ackerflä-
che Deutschlands. Für die Ausdehnung der Anbaufläche 
wird mehr und mehr Weideland umgebrochen. Ein Gesetz 
verbietet das direkte Abholzen von Regenwald zur Gewin-
nung von Ackerflächen. Für Weideland gilt dies jedoch 
nicht. Um an den Sojaanbau verlorene Weideflächen zu 
ersetzen und den Sojaanbau in Zukunft dann wieder auf 
diese Flächen ausdehnen zu können, werden Jahr für Jahr 
1,4 Millionen Hektar Regenwald gerodet. Damit wird der 
für das ganze Südamerika zentrale natürliche Wasser-
kreislauf schon am Anfang unterbrochen. Über dem Ama-
zonasregenwald bilden sich sogenannte fliegende Flüsse. 
Millionen Urwaldbäume geben täglich bis zu 1.000 Liter 
Wasser pro Baum durch Verdunstung an die Atmosphäre 

ab. Die gewaltigen Massen an Wasserdampf werden 
durch Luftströme an den Anden entlang nach Süden trans-
portiert. Sie versorgen das zentrale Südamerika bis nach 
Argentinien und Paraguay hinein mit Regen. Ohne die flie-
genden Flüsse würde es dort keinen Niederschlag geben. 
Eine von Menschen gemachte Wüstenbildung bisher un-
gekannten Ausmaßes wäre die Folge der fortgesetzten 
Zerstörung des Amazonas. Um den zunehmenden globa-
len Hunger nach tierischen Produkten zu befriedigen, wird 
darauf jedoch keine Rücksicht genommen. Große Infra-
strukturprojekte sollen das zentrale Südamerika erschlie-
ßen und so die Ausdehnung der Produktion von Sojaboh-
nen und Fleisch ermöglichen. Auf den Niederschlag der 
fliegenden Flüsse kann dabei verzichtet werden, liegen 
doch die weltweit größten Grundwasservorkommen unter 
dem Kontinent bereit zur Ausbeutung.
Einen Vorgeschmack auf die Folgen gibt heute schon der 
Cerrado. Er ist als Einzugsgebiet zahlreicher Flüsse wich-
tig. Als Folge der Ausdehnung des Sojaanbaus, verbunden 
mit der Abholzung der Baumvegetation, standen in den 
letzten Jahren im wasserreichsten Land der Erde Flüsse und 
Staudämme auf einem historischen Tiefstand. Auch die 
Grundwasserstände sacken bisweilen auf ein Niveau ab, 
das unterhalb des brasilianischen Notstandspegels liegt. 
Millionen Menschen, die dort seit Generationen ihr Aus-
kommen hatten, fliehen in die Slumgebiete von über 300 
brasilianischen Großstädten. Dort verschärfen sie neben 
sozialen Problemen auch die ohnehin prekäre Abwassersi-
tuation und Trinkwasserversorgung.

Wasserraub

Lyla Metha, Jennifer Franco und Gert Jan Veldwisch mach-
ten durch ihre Arbeit im Zusammenhang mit Agrarinvestiti-
onsprojekten den Begriff des Wasserraubes bekannt. Sie 
stellten fest, dass hinter dem bekannteren Phänomen des 
landgrabbings oder Landraubs meist die lokale Verfügbar-
keit von Wasser steht. Investorinnen und Investoren erwer-
ben in der Regel nach modernem Bodenrecht (und damit 
legal) Landtitel oder Lizenzen zur Wasserentnahme. Tradi-
tionelle, nicht verbriefte Rechte der Menschen in Entwick-
lungs- und Schwellenländern werden damit ausgehebelt. 
Wer das Land kontrolliert, kontrolliert gleichzeitig Ober-
flächengewässer und Grundwasserschichten. Aufgrund 
der flüchtigen Natur des Wassers reichen die Auswirkun-
gen über das kontrollierte Land hinaus. Erweitert werden 
kann der Begriff des Wasserraubs auch auf die darge-
stellte Störung natürlicher Wasserkreisläufe ohne direkte 
Aneignung von Wasserressourcen. Denn daraus folgt 
ebenfalls eine Verknappung von verfügbarem Wasser für 
die lokale Bevölkerung. Hinzu kommen oft Verschmutzun-
gen von Wasserreserven durch Düngemittel und Pestizide, 
aber auch durch Industrieabfälle und Bergbau. Nationale 
Regierungen, internationale Geber und Investorinnen bzw. 
Investoren rechtfertigen Land- und Wasserraub mit an-
geblichen positiven Effekten der Investitionen in das Land. 
Aufgezählt werden die Modernisierung der lokalen Land-
wirtschaft, die Entwicklung der Infrastruktur, ein Technolo-
gietransfer und Jobmöglichkeiten für die lokale Bevölke-

Massentierhaltung produziert 
entsprechend viel Gülle. Die 
Böden sind vielerorts nicht 
mehr in der Lage, die 160 Milli-
onen Kubikmeter Gülle aufzu-
nehmen, die in Deutschland 
jährlich anfallen. Das in der 
Gülle enthaltene Nitrat sickert 
in tiefere Grundwasserschich-
ten ein, die für die Trinkwas-
serversorgung wichtig sind.
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rung. Diese Versprechen erfüllen sich für die Menschen vor 
Ort in der Regel nicht – im Gegenteil. In einer 2016 veröf-
fentlichten Studie3 wurde das exemplarisch für Agrarinves-
titionsprojekte in Afrika nachgewiesen. In 35 Prozent der 
Projekte verbrauchen die für den Export angebauten Kultu-
ren eine kritische Masse des verfügbaren Wassers und 
verschärfen damit die Wasserknappheit. In den meisten 
der betroffenen Länder gibt es weder Regeln zum Schutz 
vor Wasserverschmutzung noch Regeln, wie viel Wasser 
wann und von wem genutzt werden darf. Oder beste-
hende Regeln werden nicht durchgesetzt. In Ländern ohne 
funktionierende demokratische Kontrolle ist die Bevölke-
rung somit der Ausbeutung und der Verschmutzung ihrer 
lebenswichtigen Wasserressourcen schutzlos ausgelie-
fert. Besonders betroffen sind Menschen in den ärmeren 
Regionen der Welt. Die Lebensgrundlage von Milliarden 
Menschen in den Ländern des Südens hängen vom Zu-
gang zu Wasser ab.

Offene Wasserkreisläufe schließen

Mit Blick auf die Ernährungssicherheit müssen die Rechte 
von Menschen in den Regionen, die unter zum Teil zuneh-
mender Wasserknappheit leiden, Priorität haben. Not-
wendige Produktions- und damit Lebensbedingungen für 
sie sind einerseits der freie Zugang zu lokalen Wasserres-
sourcen, andererseits stabile Ökosysteme mit intakten 
Wasserkreisläufen. Ansätze dafür sind das Menschen-
recht auf Zugang zu Wasser und eine UN-Deklaration der 
Rechte von Menschen im ländlichen Raum.4 
Die UN5 gehen nach neuesten Schätzungen davon aus, 
dass zur Jahrhundertmitte jeder zweite Mensch von Was-
serstress bedroht sein wird. Unverhältnismäßig stark tref-
fen wird der Wassermangel demnach wirtschaftlich be-
nachteiligte und marginalisierte Menschen. Es sei denn, es 
gelingt, den Druck auf die globalen Wasserressourcen zu 
verringern und die Degradation der natürlichen Umwelt 
aufzuhalten. Überall auf der Welt jedoch beuten private 

Akteure Ökosysteme bis zur Übernutzung aus. Deren Fä-
higkeit, Ökosystemleistungen wie sauberes Grundwasser 
oder ausreichend Niederschläge zur Verfügung zu stellen, 
nimmt dabei ab. Während die Gewinne aus der Übernut-
zung kurzfristig Einzelnen zu Gute kommen, tragen lokale 
Gemeinschaften die Kosten.
Dahinter stehen nicht nur große industrielle Agrarprojekte. 
Vielerorts ist auch eine unangepasste Landnutzung durch 
die lokale Bevölkerung selbst verantwortlich für die Ver-
knappung von Wasserressourcen und Zerstörung von 
Ökosystemen, die für lokales Klima und Wasserhaushalt 
eine wichtige Rolle spielen. Das geschieht oft vor dem Hin-
tergrund eines Bevölkerungswachstums, oft aus schierer 
Not.
80 Prozent der weltweiten Anbaufläche werden im Regen-
feldbau bewirtschaftet. Darauf werden 60 Prozent der 
Nahrung produziert. Die aktuelle Effizienz der Regenwas-
sernutzung beträgt nur 35 bis 45 Prozent des eigentlich 
Möglichen. Mit einer agrarökologischen Intensivierung 
könnten die Erträge doppelt bis fünfmal so hoch sein.6 Hier 
gilt es anzusetzen. Mit Aufklärung, Bildung und Weiterbil-
dung von Kleinbäuerinnen und -bauern, bei Betreiberin-
nen und Betreibern von Großbetrieben, in Universitäten, 
bei wirtschaftlichen und politischen Entscheidungsträge-
rinnen und -trägern wie auch Verbraucherinnen und Ver-
brauchern überall auf der Welt.
Zwischen 2003 und 2007 wurde mit dem im Auftrag von 
den Vereinten Nationen und der Weltbank erstellten Welt-
agrarbericht7 (International Assessment of Agricultural Know-
ledge, Science and Technology for Development, kurz 
IAASTD) dafür eine wichtige Grundlage geschaffen. Der 
Bericht weist dabei nach, dass eine kleinbäuerliche Wirt-
schaftsweise oft besser aufgestellt ist für ein nachhaltiges 
Wassermanagement und die Rehabilitierung von lokalen 
wasserbezogenen Ökosystemen. Die 450 Millionen Haus-
halte von Kleinbäuerinnen, Kleinbauern und Familienbe-
trieben weltweit produzieren überwiegend im Regenfeld-
bau heute mehr als die Hälfte der Nahrung und haben das 
Potenzial, einen höheren Nährwert pro Hektar zu produ-

Jahr für Jahr werden in der 
Amazonasregion 1,4 Millionen 
Hektar Regenwald gerodet. 
Damit wird der für das ganze 
Südamerika zentrale natürliche 
Wasserkreislauf schon am 
Anfang unterbrochen. Das von 
Millionen Urwaldbäumen in 
Form von Verdunstung abge-
gebene Wasser versorgte bis-
her das zentrale Südameri ka 
bis nach Argentinien und Para-
guay mit Regen. Diese Zirkula-
tion ist ernsthaft gefährdet und 
leistet der Wüstenbildung Vor-
schub.
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zieren als die industrielle Landwirtschaft. Mit vergleichs-
weise hohem Arbeits- und wenig Kapitaleinsatz auf klei-
nen Flächen können sie besser in Ernte, Speicherung und 
Nutzung von grünem Wasser und agrarökologische Pro-
duktionsmethoden investieren. Dazu zählen die Sammlung 
und Rückhaltung von Regenwasser, der Erhalt und die Stei-
gerung der natürlichen Bodenfruchtbarkeit und Wasser-
haltefähigkeit von Böden. Hinzu kommt die Nutzung der 
positiven Effekte von kleinen Flächen, Mischkulturen und 
Agroforstsystemen auf Mikroklima und Wasserhaushalt 
sowie Systeme zur Minimalbewässerung. Bäuerliches 
Wirtschaften wird so in ein funktionierendes Ökosystem 
eingebettet. Auch in Trockenregionen ist auf diese Weise 
eine nachhaltige ertragreiche Landwirtschaft möglich.
Eine wichtige Rolle zur Verbesserung der lokalen Wasser-
verfügbarkeit spielt die Landschaftsplanung. An vielen Or-
ten der Welt gelingt es kleinbäuerlichen Gemeinschaften, 
degradierte wasserbezogene Ökosysteme zu rehabilitie-
ren. Dabei erhöht sich nicht nur ihre Leistungsfähigkeit in 
Bezug auf die Lieferung von Wasser, Nährstoffen und Bio-
diversität. Durch die Verbesserung des lokalen Mikrokli-
mas können auch Effekte des Klimawandels abgemildert 
werden.
Eine zentrale Rolle kommt dabei einer nachhaltigen Be-
wirtschaftung von Grasland zu. Natürliches Grasland 
macht etwa ein Drit tel der Landfläche der Welt aus. Die 
Menschheit hat überall auf der Welt den Bestand der gras-
fressenden Wildtiere stark reduziert. Deren Funktion bei 
Pflege aber auch Rehabilitation von Grasland könnten do-
mestizierte Grasfresser übernehmen. Hoekstra und Me-
konnen haben für Rindfleisch aus Weidehaltung zwar ei-
nen vielfach höheren Wasserfußabdruck als für Rindfleisch 
aus industrieller Massentierhaltung errechnet. Die positi-
ven Effekte eines ganzheitlichen Weidemanagements auf 
den Wasserkreislauf werden dabei jedoch nicht erfasst. 
Durch die Fähigkeit von Böden, Kohlenstoff aus der Atmo-
sphäre zu binden, können damit sogar effizient Ursachen 
des globalen Klimawandels bekämpft werden.
Deutschland und die EU müssen Verantwortung überneh-
men, sowohl ihren internen als auch externen Wasserfuß-
abdruck nachhaltig zu gestalten. 

Auch als Verbraucherinnen und Verbraucher haben wir die 
Möglichkeit, durch unser Konsumverhalten unseren Wasser-
fußabdruck zu reduzieren. Dabei ist nicht die absolute 
Höhe, sondern vielmehr die Herkunft des vir tuellen Wassers 
entscheidend. Der Weltfriedensdienst hat daher für 26 Pro-
duktgruppen eine digitale Wasserampel entwickelt, um den 
eigenen Wasserfußabdruck einzuordnen und Möglichkei-
ten zu finden, ihn zu reduzieren.8

Neue Anreizsysteme sollten dazu führen, dass Landwirt-
schaft und andere Wasserverbraucher von einem solchen 
Politikwechsel profitieren. Entsprechend müssen insbeson-
dere Subventionen gestaltet werden. Aktuell subventio-
niert ein Großteil der 58 Milliarden Euro, mit denen die EU 
z. B. jährlich ihre Landwirtschaft fördert, den Raubbau an 
der Ressource Wasser. Ganz klassisch werden in Bezug 
auf das öffentliche Gut Wasser Gewinne privatisiert und 
Kosten vergesellschaftet. Nur ein Bruchteil der Mittel für 
Entwicklungszusammenarbeit fließt in die Förderung von 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern. Diese Mittel zu erhöhen 
und damit gezielt partizipative und dezentrale Ansätze für 
ein nachhaltiges Wassermanagement und die Anpassung 

an den Klimawandel zu fördern, bekämpft langfristig den 
Hunger an seiner Basis und sichert Lebensräume für Milli-
arden Menschen. Der Weltagrarbericht liefert hierfür den 
neuesten Stand der Forschung.
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GARANTIEREN SELBSTVERPFLICHTUNGEN NACHHALTIGKEIT?

Selbstverpflichtungen der Landwirtschaft – 
Weg aus der Krise?
Laura Kemper, Wibke Müller, Lena Partzsch

Baumwolle und Palmöl sind landwirtschaftliche Import-
produkte, die unter hohem Wasseraufwand hergestellt 
werden. Einige Hersteller dieser Agrarprodukte ver-
pflichten sich, Umwelt- und Sozialstandards einzuhalten, 
um Zugang zu europäischen Märkten zu bekommen und 
den Ansprüchen umweltbewusster Verbraucherinnen 
und Verbraucher zu entsprechen. Laura Kemper, Wibke 
Müller und Lena Partzsch gehen der Frage nach, ob sol-
che freiwilligen Selbstverpflichtungen zu einem nachhal-
tigen Umgang mit Wasser führen. Mit einem eigens ent-
wickelten Analyseraster werden die Standards mehrerer 
Initiativen und der EU zur Zertifizierung von Baumwolle 
und Palmöl untersucht. Von wenigen Ausnahmen abge-
sehen, fällt das Ergebnis eher ernüchternd aus. Viele 
Unternehmen sind nicht gewillt, Umwelt- und Sozialstan-
dards einzuhalten, die über die gesetzlichen Bestimmun-
gen hinausgehen. Es ist absehbar, dass es zu einer Ver-
schärfung der Wasserproblematik kommen wird. Die 
Autorinnen mahnen daher strengere Vorgaben durch 
die EU sowie Mindeststandards für Zertifizierungsinitia-
tiven an. 

Vorbemerkung

Das meiste Wasser weltweit wird in der Landwirtschaft ge-
nutzt. Gerade Importprodukte aus dem globalen Süden 
werden oft unter hohem Wasseraufwand hergestellt, z. B. 
ein Liter Diesel aus Palmöl mit über 5.000 Litern Wasser 
(Mekonnen/Hoekstra 2011). Einige Hersteller etwa von 
Bioprodukten verpflichten sich, strengere Umwelt- und So-
zialstandards einzuhalten, als im jeweiligen Land gesetz-
lich vorgeschrieben. In diesem Artikel gehen wir der Frage 
nach, ob solche freiwilligen Selbstverpflichtungen in der 
Landwirtschaft zu einem nachhaltigen Umgang mit Was-
ser beitragen und somit ein Weg aus der Krise sein können.
Bisher wurde vor allem die wichtige Rolle von Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) für Selbstverpflichtungen 
durch Zertifizierung hervorgehoben. Multi-Stakeholder-
Initiativen, an denen sich NGOs beteiligen, gelten als be-
sonders ambitioniert (O’Rourke 2003). Wir haben festge-
stellt, dass NGOs bei der Zertifizierung von Palmöl für Die-
sel tatsächlich einen Unterschied machen. Sie sorgen hier 
für deutlich strengere Wasserstandards. Bei Baumwolle 
jedoch ist es anders. Hier sind Selbstverpflichtungen, die 
von Unternehmen allein auf den Weg gebracht wurden, 
am ambitioniertesten. Diese haben allerdings nur sehr ge-
ringe Marktanteile.

Hintergrund: Zertifizierung von Baumwolle 
und Palmöl

Der Handel sowohl mit Textilien (Baumwolle) als auch Ag-
rartreibstoffen (Palmöl) unterliegt den normalen Regeln 
der Welthandelsorganisation (WTO). Sie setzt sich für ei-
nen liberalisierten Markt ein – oftmals zu Lasten verbindli-
cher Umwelt- und Sozialstandards. So wäre es beispiels-
weise nicht möglich, den Import von Baumwolle aus ökolo-
gisch oder sozial bedenklicher Produktion in die EU zu 
verbieten. Ähnlich sieht es beim Palmöl aus. Palmöl wird 
von der EU in steigendem Maße importiert, vorwiegend 
aus Indonesien und Malaysia. Die EU fördert nämlich die 
Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energieträger, 
u. a. auf Basis von Palmöl. Bis 2020 soll es einen Anteil von 
zehn Prozent Agrartreibstoffen im gesamten europäischen 
Verkehrssektor geben.
Nach der im Jahr 2009 verabschiedeten Erneuerbare-
Energien-Richtlinie (EG) (2009/28/EC) müssen Agrartreib-
stoffe wie Diesel aus Palmöl nachhaltig zertifiziert sein, um 
zu diesem Ziel beizutragen. Da es ökonomisch sonst nicht 
sinnvoll ist, Palmöl für Diesel zu importieren, ist eine Nach-
haltigkeits-Zertifizierung deshalb verbindlich. Die Zertifi-
zierung muss mehrere Mindestkriterien erfüllen. Dazu ge-
hört die Einsparung von Treibhausgasen (THG) von 50 Pro-

In Indonesien protestieren 
Kleinbauern und -bäuerinnen. 
Sie zeigen den Behörden die 
„rote Karte“ und fordern einen 
besseren Zugang zur Förder-
möglichkeiten.

From left to right:
1. Farmers are giving red-card 
(soccer) to BPDP. 
2. BPDP - KS (kelapa sawit aka 
palm oil) is without the stan-
dard. 
3. Give 80% of BPDP fund to 
farmers. 
4. BPDP is corrupted by elitists 
and corporations. 
5. Subsidy for biodiesel increa-
ses conflict in palm. 
6. Give better access for fund 
to small farmers. 
BPDP (Badan Pen gelola Dana 
Perkebunan, aka: Management 
Agency for Plantation Fund)

  Sabarudin, Serikat Petani Kelapa 

Sawit (SPKS), 2018
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zent gegenüber fossilen Treibstoffen, seit Januar 2018 
sogar 60 Prozent bei neuen Anlagen. Agrartreibstoffe dür-
fen zudem nicht produziert werden auf Land, das einen ho-
hen Biodiversitätswert hat (z. B. tropische Regenwälder) 
und viel Kohlenstoff bindet (z. B. Feuchtgebiete) – oder auf 
Torfmooren, es sei denn, es konnte nachgewiesen werden, 
dass der Anbau und die Ernte der Biomasse den Boden 
nicht entwässern; dies gilt aber nur für vor 2008 ausgewie-
sene Flächen. 
Bei Baumwolle ist es anders als bei Palmöl. Hier bestimmt 
zwar die EU-Bio-Verordnung (837/2007), wie Produkte, die 
das EU-Bio-Siegel tragen, hergestellt werden müssen; für an-
dere Siegel gibt es jedoch keine gesetzlichen Mindeststan-
dards. Zudem ist die EU-Bio-Verordnung komplett freiwillig; 
es gibt keine verbindlichen Ziele zum Anteil zertifizierter 
Baumwolle in der EU. Stattdessen hängt es allein von den 
Verbraucherinnen und Verbrauchern ab, ob sie Textilien aus 
zertifizierter Baumwolle nachfragen oder nicht.
Es lassen sich grundsätzlich drei Arten von Zertifizierung 
als Form der Selbstverpflichtung durch Unternehmen un-
terscheiden. Diese bestehen unabhängig vom zertifizier-
ten Produkt und der Gesetzgebung (Raynolds et al. 2007):
 l Zertifizierung nur durch Unternehmen selbst: Aufgrund 

ihres Eigeninteresses wird diesen Initiativen wenig 
Glaubwürdigkeit zugesprochen. Allerdings fasst diese 
Kategorie, wie wir festgestellt haben, eine breite Palette 
unterschiedlich motivierter Unternehmen zusammen und 
muss differenzierter betrachtet werden. So sind im 
Baumwollsektor die Fair trade Labelling Organization mit 
Fair Trade- und Naturland mit Bio-Zertifizierung Bei-
spiele für Zertifizierungen nur durch Unternehmen 
selbst. Fair for Life verbindet Bio- und Fair-Trade-Zertifi-
zierung. Diese Initiativen sind aus den entsprechenden 
sozialen Bewegungen seit den 1970er Jahren hervorge-
gangen. Im Fall von Palmöl dagegen entstanden Zertifi-

zierungen nur durch Unternehmen erst nach Inkrafttre-
ten der EU-EG-Richtlinie aus dem Jahr 2009, z. B. Red 
Bioenergy Sustainabilty Assurance Scheme (RBSA), Grain 
and Feed Trade Association Trade Assurance Scheme 
(GTAS) und HVO Renewable Diesel Scheme (HVO RD).
 l Multi-Stakeholder-Initiativen mit Beteiligung von NGOs: 

Im Baumwollsektor sind die Better Cotton Initiative (BCI) 
und Cotton made in Africa (CmiA) solche Initiativen. Bei 
der Nachhaltigkeits-Zertifizierung von Palmöl für Ag-
rartreibstoffe sind Multi-Stakeholder-Initiativen Interna-
tional Sustainability and Carbon Certification (ISCC), 
Roundtable on Sustainable Biomaterials (RSB) und Round-
table on Sustainable Palm Oil (RSPO). An allen ist der in-
ternationale World Wildlife Fund (WWF) als NGO betei-
ligt, am RSPO beispielsweise aber mit Sawit Watch auch 
eine indonesische NGO. In beiden Sektoren entstan-
den die Multi-Stakeholder-Initiativen erst nach 2005.
 l Staatlich regulierte Zertifizierung: Ein Beispiel ist die EU-

Bio-Verordnung, die definiert, wie u. a. Baumwolle auch 
außerhalb der EU produziert werden muss, um als „bio“ 
gekennzeichnet zu werden. Wir vergleichen sie im Folgen-
den hinsichtlich ihrer Wassernachhaltigkeit mit dem 
Meta-Standard der EU-EG-Richtlinie für Diesel aus Palmöl.

Analyseraster: Nachhaltiger Umgang mit Wasser?

Um zu untersuchen, inwieweit ein nachhaltiger Umgang 
mit Wasser in der Baumwoll- und Palmöl-Zertifizierung bei 
den drei Arten von Zertifizierung berücksichtigt wird, ha-
ben wir, basierend auf der wissenschaftlichen Literatur und 
UN-Quellen, ein Analyseraster entwickelt (siehe auch 
Kemper/Partzsch 2018). Dieses umfasst eine soziale und 
eine ökologische Dimension (vgl. erste Spalte in Tabelle 1 
bzw. 2). Zudem gehen wir davon aus, dass die wirtschaftli-
che Dimension der Nachhaltigkeit erfüllt wird, da Unter-
nehmen die Standards sonst nicht anwenden würden. 
Die soziale Dimension beinhaltet zwei Kriterien mit jeweils 
zwei Indikatoren:
 l Die Kommunale Kapazität bezieht sich auf a) Wissen und 

Fähigkeiten sowie b) Zugang zu Informationen lokaler 
Gemeinden. Akteure, die über Kapazitäten und Wissen 
zur Wassernutzung verfügen, verhalten sich mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nachhaltiger. Schulungen und Trai-
nings zum nachhaltigen Wassermanagement können 
Akteure unterstützen, Wasserprobleme wie Pestizidab-
fluss zu mildern. Ohne Zugang zu Information über den 
Status von Wasserressourcen ist es für Nutzende nahezu 
unmöglich, einen nachhaltigen Umgang sicherzustellen.
 l Des Weiteren ist der Zugang zu Wasser von grundlegen-

der Bedeutung für das menschliche Leben und daher 
hinsichtlich a) Wasserquantität und -qualität und b) 
Wasserrechten ein wesentlicher Bestandteil sozialer 
Nachhaltigkeit. Die EU importiert das meiste Palmöl aus 
Indonesien. Dort haben Ölpalmplantagen dazu beige-
tragen, dass Brunnen und andere Wasserquellen aus-
trocknen und dass Wasserquellen durch Palmölabwäs-
ser (POME) und andere Schadstoffe kontaminiert wer-
den. So können lokale Wassernutzerinnen und -nutzer 
ihre Grundbedürfnisse oft nicht mehr erfüllen. Teilweise 
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sind zudem Land- und Wasserrechte nicht geklärt oder 
werden nicht respektiert oder durchgesetzt.

Die ökologische Dimension der Wassernutzung zielt auf das 
Verständnis und den Erhalt natürlicher Wasserhaushalts-
systeme ab. Wir beziehen hier vier Kriterien ein:
 l Die Verfügbarkeit von Oberflächen- und Grundwasser be-

zieht sich auf a) Wassernutzung und -effizienz und b) 
die generelle Wasserverfügbarkeit. Obwohl Süßwas-
serressourcen erneuerbar sind, können Misswirtschaft 
und Übernutzung zu deren Erschöpfung führen. Es sollte 
deshalb nicht mehr Oberflächen- und Grundwasser 
entnommen werden, als Ökosysteme in der Lage sind zu 
regenerieren. Die Anforderungen verschiedener Nutze-
rinnen und Nutzer müssen berücksichtigt werden. 
 l Zudem geht es um Wasserqualität und durch den Men-

schen verursachte Verschmutzung (z. B. durch Pestizide, 
Herbizide, Düngemittel).
 l Beim Wasserbedarf für den Erhalt gesunder Ökosysteme 

müssen Biodiversität und Ökosystemleistungen erhalten 
und so die ökologische Integrität aquatischer Ökosys-
teme sichergestellt werden. Dies ist besonders wichtig, 
um die Ökosystemkapazität für zukünftige Generatio-
nen zu gewährleisten.
 l Die wasserbezogene Katastrophenvorsorge spielt eine wich-

tige Rolle für die Wassernachhaltigkeit hinsichtlich Maß-
nahmen a) zur Vermeidung von Dürre/Hochwasser und bei 
Palmöl hinsichtlich b) des Schutzes von Torfmooren.

Berücksichtigung von Wasser bei der Zertifizierung 
von Baumwolle

Mit Hilfe des vorgestellten Analyserasters haben wir die 
Standards zur Zertifizierung von Baumwolle durch sechs 
Initiativen untersucht: Fair for Life (FFL), Fair trade Labelling 

Organization (FLO) und Naturland (NL) als Selbstverpflich-
tungen nur der Unternehmen selbst, Better Cotton Initiative 
(BCI) und Cotton made in Africa (CmiA) als Multi-Stakehol-
der-Initiativen und die EU-Bio-Verordnung als staatliche 
Regulierung. Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Er-
gebnisse. Indikatoren, die vorbildlich adressiert wurden, 
sind grün markiert. Jene, die schwach adressiert wurden, 
indem sie z. B. nicht notwendig implementiert werden müs-
sen oder offensichtliche Schlupflöcher beinhalten, sind 
gelb markiert. Schließlich haben wir alle Indikatoren, die 
bei der Zertifizierung nicht adressiert wurden, rot markiert 
(siehe auch Kemper/ Partzsch; im Erscheinen).
Bei der Bewertung der sozialen Dimension des nachhaltigen 
Umgangs mit Wasser fällt zunächst eine Spaltung zwischen 
den vorrangig sozial orientierten Zertifizierern FFL und FLO 
und allen anderen, nur an Umweltverträglichkeit interes-
sierten auf. FFL adressiert alle Indikatoren. BCI berücksich-
tigt ambitioniert den Zugang zu Wasser, während CmiA 
wenig konkret bleibt. Naturland erkennt immerhin das Recht 
auf Wasser an, während die EU-Bio-Verordnung die sozi-
ale Dimension von Wasser überhaupt nicht berücksichtigt.
Bei der ökologischen Dimension wird die ausreichende Ver-
fügbarkeit von Oberflächen- und Grundwasser von allen Zer-
tifizierern mit Ausnahme der EU-Bio-Verordnung berück-
sichtigt. CmiA verbietet sogar künstliche Bewässerung. Da 
die Initiative aber nur mit Kleinbauern zusammenarbeitet, 
die nicht über entsprechende Technik verfügen, wurde ein 
Standard gewählt, den die Partner ohnehin einhalten. FLO 
verlangt Schulungen für Kleinbauern, um einen effiziente-
ren Wassergebrauch anzuregen. BCI und FFL fordern eine 
optimierte Wassernutzung zur Bekämpfung von Wasser-
verschwendung, ohne sie näher zu benennen.
In Bezug auf die Wasserqualität werden Verunreinigungen 
durch landwirtschaftliche Praktiken von BCI, der EU-Bio-
Verordnung FFL, FLO und Naturland vorbildlich und von 
CmiA schwach berücksichtigt.

 Tabelle 1: Nachhaltiger Umgang mit Wasser in der Baumwoll-Zertifizierung
Kriterium Indikator FFL FLO NL BCI CmiA EU-Bio
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1 Kommunale Kapazität a) Wissen und Fähigkeiten
b) Zugang zu Information

2 Zugang zu Wasser a)  Quantität und Qualität 
von Wasser

b) Recht auf Wasser
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3 Verfügbarkeit von 
Oberflächen- und 
Grundwasser

a)  Wassernutzung und 
Wassereffizienz

b) Wasserverfügbarkeit 
4 Wasserqualität Verschmutzung durch 

landwirtschaftliche Praktiken
5 Wasserbedarf für den 

Erhalt gesunder 
 Ökosysteme

Biodiversität und 
Ökosystem leistungen 

6 Wasserbezogene 
 Katastrophenvorsorge 

Maßnahmen zum Dürre-/ 
Hochwasserschutz

Die Zertifizierungen werden in der Reihenfolge von vorbildlich bis am wenigsten ambitioniert dargestellt. Die Berücksich-
tigung der Analyseindikatoren wird anhand der folgenden Klassifizierung dargestellt: 
Indikator ist klar und robust adressiert: 
Indikator ist adressiert, aber nicht stark oder konkret: 
Indikator wird nicht adressiert: 
Quelle: Eigene Darstellung
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Der Wasserbedarf für den Erhalt der Biodiversität und Ökosys-
temleistungen wird von FFL, FLO und BCI vorbildlich berück-
sichtigt. BCI verweist in seinen Standards explizit auf den 
Schutz von Gewässerufern und den Erhalt der Biodiversität 
in der Umgebung des landwirtschaftlichen Betriebs. Da-
gegen wird das Kriterium von der EU-Bio-Verordnung und 
Naturland nur schwach und von CmiA gar nicht angespro-
chen.
Naturland ist der einzige Zertifizierer, der, wenn auch nur 
indirekt, Maßnahmen zum Dürre- und Hochwasserschutz an-
spricht, indem es Bewirtschaftungspläne für Gebiete mit 
knappen Ressourcen fordert. Sie sollen neben Risikomini-
mierung auch einen Aktionsplan zur Verringerung oder 
Vermeidung wasserbezogener Risiken umfassen.
Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse im Baumwollsek-
tor, dass die Zertifizierung durch Unternehmen selbst (FFL, 
FLO und Naturland) am stärksten einen nachhaltigen Um-
gang mit Wasser berücksichtigt. Der ambitionierteste Zer-
tifizierer unserer Analyse ist FFL. Erst nach FLO und Natur-
land folgen die Multi-Stakeholder-Initiativen BCI und 
CmiA. Die Zertifizierer mit Beteiligung von NGOs sind so-
mit, anders als in der wissenschaftlichen Literatur bisher 
angenommen, nicht die ambitioniertesten. Einige Indikato-
ren werden von BCI und CmiA gar nicht berücksichtigt. Die 
EU-Bio-Verordnung als staatliche Regulierung jedoch hat 
die schwächsten Wasserstandards.

Berücksichtigung von Wasser in der Zertifizierung 
von Palmöl für Diesel

Beim Palmöl haben wir die Standards zur Zertifizierung 
ebenfalls anhand des vorgestellten Analyserasters unter-
sucht. Darunter sind drei Selbstverpflichtungen nur durch 

Unternehmen: RBSA, GTAS und HVO RD. Hinzu kommen 
drei Multi-Stakeholder-Initiativen unter Beteiligung von 
NGOs: ISCC, RSB und RSPO. Zudem haben wir den ver-
bindlichen Meta-Standard der EU-Erneuerbare-Energien 
(EG)-Richtlinie als staatlichen Regulierungsrahmen in der 
Analyse berücksichtigt. Die Ergebnisse sind in Tabelle 2 
dargestellt.
Hinsichtlich der sozialen Dimension der Wassernachhaltig-
keit lässt sich feststellen, dass das Kriterium kommunaler Ka-
pazität von ISCC und RSPO nur indirekt adressiert wird, 
indem sie von zertifizierten Unternehmen Schulungen für 
den Einsatz von Pestiziden fordern. Die anderen vier Initia-
tiven berücksichtigen den Indikator nicht. Den Zugang zu 
wasserbezogenen Informationen berücksichtigen nur RSB 
und RSPO, wobei letzterer explizit die Einbeziehung lokal 
Betroffener fordert, um die Auswirkungen des Ölpalman-
baus auch auf Flüsse und Feuchtgebiete zu ermessen. RSB 
benennt zudem das Recht lokaler und indigener Gemein-
den auf Wasser. ISCC berücksichtigt den Zugang zu Was-
ser nur im Hinblick auf Bewässerung. Die drei Zertifizierer 
nur mit Unternehmensbeteiligung und der EU-Meta-Stan-
dard bedenken die soziale Dimension von Wasser über-
haupt nicht.
Bezüglich der ökologischen Dimension tut sich RSB beson-
ders vorbildlich hervor hinsichtlich der ausreichenden Ver-
fügbarkeit von Oberflächen- und Grundwasser und Was-
sereffizienz durch die Verpflichtung zu Management-
plänen. ISCC und RSPO berücksichtigen diese Punkte 
schwächer, indem z. B. ISCC ein nicht verbindliches Krite-
rium formuliert, wonach Bewässerung wasserschonend 

 Tabelle 2: Nachhaltiger Umgang mit Wasser in der Zertifi zierung von Palmöl (für Diesel)

Kriterium Indikator RSB RSPO ISCC GTAS HVO-
RD
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1 Kommunale Kapazität a) Wissen und Fähigkeiten
b) Zugang zu Information

2 Zugang zu Wasser a)  Quantität und Qualität von 
Wasser

b) Recht auf Wasser

Ö
ko

lo
gi

sc
he

 D
im

en
si

on

3 Verfügbarkeit von 
Oberflächen- und 
Grundwasser 

a)  Wassernutzung und Was-
sereffizienz

b) Wasserverfügbarkeit 
4 Wasserqualität Verschmutzung durch land-

wirtschaftliche Praktiken
5 Wasserbedarf für den 

Erhalt gesunder Öko-
systeme

Biodiversität und Ökosystem-
leistungen 

6 Wasserbezogene 
 Katastrophenvorsorge 

a)  Maßnahmen zum Dürre-/
Hochwasser-schutz

b) Schutz von Torfmooren

Die Zertifizierungen werden in der Reihenfolge von vorbildlich bis am wenigsten ambitioniert dargestellt. Die Berücksich-
tigung der Analyseindikatoren wird anhand der folgenden Klassifizierung dargestellt:
Indikator ist klar und robust adressiert: 
Indikator ist adressiert, aber nicht stark oder konkret: 
Indikator wird nicht adressiert: 
Quelle: Eigene Darstellung
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und effizient erfolgen soll. Die Standards der Unterneh-
men berücksichtigen diese beiden Indikatoren nicht.
Alle Multi-Stakeholder-Initiativen beziehen die Wasser-
qualität in Hinblick auf verursachte Verunreinigungen ein 
und betonen den Gewässerschutz vor eingesetzten Che-
mikalien, während die Zertifizierung durch Unternehmen 
dieses Kriterium nicht adressiert. Den Wasserbedarf für den 
Erhalt gesunder Ökosysteme berücksichtigen RSB und RSPO 
am stärksten, indem sie eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung zum Erhalt der Biodiversität fordern. Auch der Meta-
Standard der EU-Verordnung verlangt den Erhalt der Bio-
diversität. Trotzdem berücksichtigen ISCC und die drei Un-
ternehmenszertifizierungen dieses Kriterium nur vage, 
wobei der an ISCC beteiligte WWF dies auch selbst kriti-
siert (Schlamann et al. 2013: 40).
Wasserbezogene Katastrophenvorsorge wird durch die 
Verpflichtung zum Moorschutz als einer von zwei Indikato-
ren des Analyserasters beim Meta-Standard der EU-EG-
Richtlinie berücksichtigt. Deswegen wird er auch von allen 
sechs privaten Initiativen berücksichtigt (sonst würde der 
jeweilige Standard nicht durch die Europäische Kommis-
sion anerkannt). Die Interviewten wiesen jedoch darauf 
hin, dass es unrealistisch sei, eine Entwässerung von Torf-
mooren für die Ölpalmproduktion zu verhindern. Darüber 
hinaus erwähnt ISCC als einziger Zertifizierer, dass es 
möglich ist, zusätzlich Risikominimierungsstrategien gegen 
Dürre in Bewirtschaftungspläne einzubeziehen.
Zusammenfassend zeigt die Untersuchung zur Nachhaltig-
keits-Zertifizierung von Palmöl für Diesel, dass die Multi-
Stakeholder-Initiativen unter Beteiligung von NGOs deut-
lich ambitionierter sind. Die Standards, die die Unterneh-
men allein formuliert haben, erfüllen dagegen nur die 
durch die EU-EG-Richtlinie gesetzten Minimalkriterien. 
Diese geben wiederum einen wenig ambitionierten Zertifi-
zierungsrahmen vor.

Diskussion und Vergleich von Baumwoll- und 
Palmöl-Zertifizierung

Im Baumwollsektor gibt es deutlich ambitioniertere Stan-
dards in Bezug auf den nachhaltigen Umgang mit Wasser-
ressourcen als für Palmöl zur Weiterverarbeitung zu Diesel. 
Dabei erwiesen sich im Bereich zertifizierter Baumwolle, 
anders als erwartet, die Selbstverpflichtungen allein durch 
Unternehmen als ambitionierter als die Multi-Stakeholder-
Initiativen mit Beteiligung von NGOs. Im Bereich der 
palmölbasierten Agrartreibstoffe sind die Multi-Stakehol-
der-Initiativen zwar, wie erwartet, diejenigen mit den 
strengsten Standards. Es fällt jedoch im Vergleich auf, dass 
Fair for Life (FFL) trotz fehlender NGO-Beteiligung insge-
samt am besten hinsichtlich eines nachhaltigen Umgangs 
mit Wasser sowohl in der sozialen als auch ökologischen 
Dimension abschneidet.
FFL geht wie Naturland aus der Bio- und wie FLO aus der Fair 
Trade-Bewegung hervor. Im Vergleich zu diesen beiden Zer-
tifizierern verbindet FFL soziale und ökologische Standards 
umfassender. Alle drei bedienen jedoch nur Nischenmärkte. 
Fair Trade hat einen Anteil von nur drei Prozent des weltwei-
ten Baumwollanbaus (FLO 2015) bei einem Anteil zertifizier-
ter Baumwolle von inzwischen insgesamt rund 20 Prozent 
am Markt (BCI 2018). Die große Mehrheit der Textilunter-
nehmen verarbeitet Baumwolle, die in Bezug auf Wasser un-
ter nicht-nachhaltigen Umständen produziert wird.

Immer mehr Unternehmen engagieren sich jenseits des Fair 
Trade-/Bio-Nischenmarktes in Multi-Stakeholder-Initiati-
ven (BCI und CmiA bzw. ISCC, RSB und RSPO), die erst in 
den letzten Jahren entstanden sind und deutlich schwä-
chere Standards haben. Im Bereich der Agrartreibstoffe, 
wo die Nachhaltigkeits-Zertifizierung von Palmöl, das in 
die EU importiert wird, de facto verbindlich ist, verschärft 
sich diese Entwicklung noch. Hier gibt es immer mehr Stan-
dards, die tatsächlich nur die von der EU vorgegebenen 
Minimalkriterien erfüllen und keinerlei weitergehende so-
ziale oder ökologische Ambitionen zeigen. Dabei handelt 
es sich um Zertifizierung allein durch Unternehmen selbst 
(GTAS, HVO RD und RBSA).
Im Bereich Baumwolle sind die Multi-Stakeholder-Initiati-
ven entstanden, als die Unternehmensstandards der Bio- 
und Fair-Trade-Bewegungen bereits etabliert waren. An-
ders als zu erwarten, konnten die NGOs in den neuen Zer-
tifizierungsinitiativen jedoch nicht darauf aufbauen und 
noch strengere Standards durchsetzen. Daraus ließe sich 
schließen, dass NGOs nicht der ihnen zugesprochenen 
Rolle in Multi-Stakeholder-Initiativen gerecht werden. Dem 
widerspricht allerdings die Palmöl-Zertifizierung für Ag-
rartreibstoffe, weil die Initiativen mit NGO-Beteiligung 
hier – wie auch in der wissenschaftlichen Literatur bisher 
angenommen – deutlich ambitionierter sind. Im Vergleich 
überrascht die schwache Rolle von NGOs im Baumwoll-
sektor besonders angesichts dessen, dass Unternehmen in 
diesem Sektor, wo die Gesetzgebung freiwillig ist, viel 
stärker von der Reputation unter Verbraucherinnen und 
Verbrauchern abhängen als beim Palmöl, wo die Zertifizie-
rung fürs Agrartreibstoff-Ziel in der EU verbindlich ist. 
NGOs scheinen ihr Drohpotential durch „name and 
shame“-Kampagnen in den Multi-Stakeholder-Initiativen 
zu Baumwolle nicht oder nur bedingt zu nutzen.
Gerade beim Palmöl fällt die maßgebliche Rolle staatli-
cher Regulierung für Zertifizierung auf. Der von der EU-EG-
Richtlinie vorgegebene Meta-Standard berücksichtigt 
Wasser-Nachhaltigkeit nur indirekt durch den Biodiversi-
täts- und Moorschutz und auch die Bio-Verordnung ist in 
Bezug auf Wasser nicht sehr ambitioniert. Entsprechend 
schwach sind auch alle privaten Initiativen, die erst nach 
Verabschiedung der jeweiligen Gesetzgebung entstan-
den sind.

Fazit

Baumwolle und Palmöl sind zwei im Anbau besonders was-
serintensive Agrarprodukte. Kann Zertifizierung als Form 
der Selbstverpflichtung den Weg aus der Wasserkrise 
weisen? Zunächst muss festgestellt werden, dass es freiwil-
lige Standards durch Unternehmen gibt, die diesem An-
spruch tatsächlich gerecht werden. Das Gros der Unter-
nehmen ist jedoch nicht gewillt, Umwelt- und Sozialstan-
dards einzuhalten, die über die gesetzlichen Bestimmungen 
hinausgehen. Unsere Untersuchung zeigt zudem, dass 
wichtige Aspekte eines nachhaltigen Umgangs mit Wasser 
in der Landwirtschaft auch bei zertifizierten Produkten oft 
keine Rolle spielen. Das betrif ft vor allem die soziale Di-
mension der Wassernachhaltigkeit. Mit anderen Worten: 
Trotz zunehmender Selbstverpflichtungen in der Landwirt-
schaft wird es absehbar zu einer Verschärfung der Was-
serproblematik kommen. Es findet eine massive Verschie-
bung von Umweltbelastungen von der EU, die immer mehr 
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Baumwolle und Palmöl importiert, in die Länder des globa-
len Südens statt. 
Die staatlichen Vorgaben durch die EU bezüglich Wasser 
müssen deutlich verschärft werden. Zudem sollte die EU 
angesichts offensichtlich divergierender Ambitionen unter 
den Zertifizierungen erwägen, in Zukunft nur noch die bei-
spielsweise drei ambitioniertesten Standards für das Errei-
chen des verbindlichen Agrartreibstoff-Ziels anzuerken-
nen. Dadurch könnte verhindert werden, dass neue schwä-
chere Standards geschaffen und verbreitet werden.
Bei Baumwolle müssen die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher besser über verschiedene Standards informiert und 
eventuell irreführende Siegel, die mit der Bio-Zertifizierung 
konkurrieren, gesetzlich unterbunden werden. Denkbar ist 
auch, die EU-Bio-Verordnung zunächst auf das Niveau von 
FFL und Naturland anzuheben und dann – ähnlich dem 
Meta-Standard bei Agrartreibstoffen – als Mindeststan-
dard für alle Zertifizierungsinitiativen festzulegen. Die EU 
könnte zudem ein verbindliches Ziel für den Anteil von Bio-
Baumwolle im Textilsektor verabschieden, das nach und 
nach steigt. Denn, das zeigt unsere Studie, Selbstverpflich-
tungen können staatliche Regulierung nur ergänzen.
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GERECHTE UND PARTIZIPATIVE WASSERBEWIRTSCHAFTUNG

Integriertes Wasserressourcen-Management – 
Die Quadratur des Kreises?
Lena Horlemann, Shahrooz Mohajeri

Integriertes Wasserressourcen-Management (IWRM) ist 
ein international anerkanntes Leitbild zur Überwindung 
von Nutzungskonflikten und zeichnet sich durch die 
ganzheitliche Betrachtung von ökologischen und gesell-
schaftlichen Aspekten einer gerechten Wasserbewirt-
schaftung sowie die partizipative Umsetzung von Was-
serproblemen aus. Doch wie funktioniert dieses kom-
plexe Vorhaben in der Praxis? Lena Horlemann und 
Shahrooz Mohajeri erläutern dies an zwei Umsetzungs-
beispielen. Sie diskutieren zunächst drei integrative 
IWRM-Elemente am Beispiel der Europäischen Wasser-
rahmenrichtlinie, die die grenzüberschreitende Harmo-
nisierung der europäischen Wasserpolitik fokussiert. Die 
Einzelschritte des im Iran beheimateten Projekts „IWRM 
Zayandeh Rud“ zeigen Rahmenbedingungen und Er-
folgsfaktoren sowie Hemmschuhe bei der Implementie-
rung von IWRM-Prozessen. 

Kurze Geschichte des IWRM-Leitbilds

Die Bedeutung von Wasser für das Überleben von Mensch 
und Umwelt, die verschiedenen Facetten der globalen Was-
serkrise und auch aktuelle Lösungsansätze sind in den Bei-
trägen dieses Heftes detailliert beschrieben. Das Thema in-
des beschäftigt Wissenschaftler wie Praktiker seit langem.
Der dramatisch zunehmende Mangel an qualitativ hinrei-
chendem Frischwasser war schon 1977 Gegenstand der 
ersten internationalen Wasserkonferenz in Mar del Plata, 
auf der bereits Ansätze für ein holistisches Herangehen 
diskutiert wurden. Allgemein gilt jedoch die internationale 
Wasser- und Umweltkonferenz, die im Januar 1992 in Dub-
lin statt fand, als Geburtsstunde von integriertem Wasser-
ressourcen-Management (IWRM). Hier formulierten die 
Teilnehmer verschiedene Handlungsempfehlungen, und in 
einer gemeinsamen Deklaration bekräftigte man (1) die 
Anerkennung von Frischwasser als endliche und gefähr-
dete Ressource, (2) die Notwendigkeit partizipativer An-
sätze in der Wasserbewirtschaftung, (3) die zentrale Rolle 
von Frauen bei der Bereitstellung, Bewirtschaftung und 
dem Schutz von Wasser und (4) den ökonomischen Wert 
von Wasser in all seinen konkurrierenden Nutzen.
Diese so genannten Dublin-Prinzipien wurden im Juni des 
gleichen Jahres auf dem Erdgipfel in Rio de Janeiro aufge-
grif fen. Die Konferenz gilt als wichtiger Meilenstein für die 
Zusammenführung von Umweltthemen mit Fragen der sozi-
alen und ökonomischen Entwicklung (Dreiklang der Nach-
haltigkeit), die bis dato vorwiegend separat behandelt 
worden waren. Mit der Empfehlung zu integrierten Ansät-
zen der Wasserbewirtschaftung in der in Rio verabschie-
deten Agenda 21 wurde IWRM schließlich als internatio-
nales Leitbild verankert. 

Versuch einer Annäherung

„IWRM ist ein Prozess, der die koordinierte Entwicklung 
und Bewirtschaftung von Wasser, Land und zugehöriger 
Ressourcen fördert, um wirtschaftlichen und sozialen 
Wohlstand auf gerechte Art zu maximieren, ohne dabei 
die Funktionsfähigkeit lebenswichtiger Ökosysteme zu ge-
fährden.“ – So liest sich die immer wieder zitierte IWRM-
Definition des internationalen Aktionsnetzwerks Global 
Water Partnership (GWP 2000). In diesem einen Satz wird 
bereits deutlich, dass die Antwort darauf, was IWRM ist, 
mindestens so komplex ist wie die Wasserprobleme selbst. 
Wasser ist ständig in Bewegung, im Wasserkreislauf än-
dert es seinen Aggregatzustand und überschreitet Gren-
zen, oft ist es zur falschen Zeit am falschen Ort und führt 
hier zu Überschwemmungen, dort zu Dürren. Es ist offen-
sichtlich, dass Wasser schwieriger zu bewirtschaften ist 
als beispielsweise Wald. 
Zentral ist dem IWRM-Gedanken, dass es um eine integ-
rierte Betrachtungsweise des gesamten Einzugsgebiets 
geht, also um Oberflächen- und Grundwasser, Zuflüsse, 
aber auch Küstengewässer sowie das zugehörige Land 
mitsamt seiner Flora und Fauna, unabhängig von administ-
rativen Grenzen. Außerdem geht es darum, die Interessen 

Die internationale Wasser- 
und Umweltkonferenz im 
Januar 1992 in Dublin gilt als 
die Geburtsstunde des Inte-
grierten Wasserressourcen-
Managements (IWRM). Erst-
mals wurde Frischwasser als 
endliche und gefährdete Res-
source anerkannt.
 picture alliance/dpa
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der verschiedenen Wassernutzer möglichst nachhaltig 
auszugleichen, also die Bereiche Trinkwasser, Wasser für 
Landwirtschaft und Industrie, Fischerei oder die Umwelt 
gleichmäßig zu berücksichtigen. In einem Flussgebiet kann 
es auch zu Konflikten zwischen Ober- und Unterlauf kom-
men, etwa wenn es am Oberlauf zu Verschmutzung oder 
Übernutzung kommt, was sich dann negativ auf die Was-
sernutzung am Unterlauf auswirkt. Der Ausgleich von Inte-
ressen soll „koordiniert“ erfolgen, etwa im Zusammenspiel 
der verschiedenen verantwortlichen Akteure wie z. B. ein-
zelner Behörden oder Länder, aber auch der Wassernut-
zer und Umweltschutzorganisationen. Partizipation spielt 
daher eine zentrale Rolle, denn sie soll garantieren, dass 
alle Betroffenen zu Wort kommen, an der Entwicklung von 
Lösungen beteiligt werden und folglich die Ergebnisse 
möglichst allseits akzeptiert und vor allem nachhaltig sind.

IWRM umsetzen – Wer, wie was?

IWRM ist der Versuch, die Komplexität eines Einzugsge-
biets so gut wie möglich zu erfassen. Einige Betrachter, wie 
der oft zitierte kanadische Hydrologe Asit Biswas (2004), 
sehen hier schon das Problem: Was soll eigentlich alles 
integriert werden? Und von wem genau? Was sind alles 
„zugehörige Ressourcen“ und wer definiert, wo ein Ein-
zugsgebiet anfängt und aufhört? Wer legt fest, was ge-
recht ist? Muss der Versuch, alles und alle zu berücksichti-
gen – sämtliche Wassernutzer, über Grenzen und Instituti-
onen hinweg, auf lokaler, nationaler und mitunter 
internationaler Ebene, Grundwasserleiter, Küsten, Auen 
und weitere dazugehörige Ressourcen – nicht zwangsläu-
fig scheitern? Wer soll da noch den Überblick behalten, 

das Ganze koordinieren und, vielleicht noch wichtiger, die 
Verantwortung übernehmen?
Man kann es aber auch so sehen: Ist nicht ein ökosystema-
rer Ansatz, also die Einsicht, dass z. B. in einem Flussgebiet 
alles mit allem zusammenhängt, der einzige vernünftige 
Weg?
Als großer Fehler hat sich herausgestellt, Wasserressour-
cen rein technisch und sektorbezogen zu betrachten und 
zu bewirtschaften. In vielen Ländern ist dies leider auch 
heute noch der Fall. Wohl eines der bekanntesten Nega-
tivbeispiele ist der Drei-Schluchten-Staudamm in China, 
erbaut vorwiegend zum Betrieb von Wasserkraftwerken. 
Das Bauwerk wurde 2008 fertiggestellt, der Stausee hat 
mit 663 Kilometer Länge und einem Fassungsvermögen von 
rund 39 Kubikkilometern Wasser (das entspricht etwa 260 
Milliarden Badewannen) gigantische Ausmaße. Bis zu 
zwei Millionen Menschen wurden für das Projekt umgesie-
delt. In dem entstandenen Stausee verschwanden ganze 
Städte – aber auch ganze Ökosysteme sind zerstört wor-
den; mehr als 2.800 Pflanzen- und 300 Fischarten gelten 
als bedroht oder bereits ausgestorben.
Vielfach wird auch immer noch unterschätzt, dass Wasser 
eine endliche Ressource ist. Bestes Beispiel ist wohl der 
Aralsee in Zentralasien, einst der viertgrößte Binnensee 
der Welt, dessen Wasser für die Baumwollproduktion so 
intensiv genutzt wurde, als wäre es unerschöpflich, bis der 
See auf ein Fünftel seiner Fläche geschrumpft war. Heute 
besteht er aus mehreren kleinen, stark versalzten Seen. 
In vielen, vor allem ariden Regionen der Welt, hat die Sub-
stituierung von Oberflächen- durch Grundwasser dazu 
geführt, dass Aquifere im wahrsten Sinne leergepumpt 
wurden. Zum Mangel an Trinkwasser und Wasser zur Be-
wässerung der Felder gesellen sich das Austrocknen der 
Vegetation, die Ausbreitung von Wüsten und Bodenset-
zungen.

IWRM als Leitbild für individuelle Lösungen

IWRM soll also dazu beitragen, genau solche Fehler zu 
vermeiden, eben das große Ganze im Blick zu haben, (un-
erwünschte) Nebeneffekte von Maßnahmen zu bedenken 
und nachhaltige Lösungen zu finden. Es gibt kein einheitli-
ches Vorgehen, keine Blaupause für die Umsetzung von 
IWRM, denn je nach Region und Rahmenbedingungen se-
hen Herausforderungen und Ausgestaltung der Wasser-
politik immer anders aus.
Global Water Partnership stellt auf seiner Webseite eine 
umfassende Toolbox zur Verfügung, die alle wichtigen As-
pekte für eine erfolgreiche Umsetzung erläutert und Um-
setzungsbeispiele liefert. Die rund 60 einzelnen Werk-
zeuge sind modular verwendbar in drei große Themenbe-
reiche untergliedert. Die Bereiche sind (1) unterstützende 
Rahmenbedingungen wie politische Leitlinien, rechtlicher 
Rahmen sowie Investitions- und Finanzierungsstrukturen, 
(2) institutionelle Arrangements wie Verordnungen (inkl. Si-
cherstellung ihrer Befolgung), die Einrichtung von Diensten 
zur Wasserversorgung und -entsorgung, die Etablierung 
von Koordinations- und Umsetzungsorganen sowie der 
Aufbau entsprechender Kapazitäten, und (3) Manage-
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mentwerkzeuge wie eine Datenbasis zum Status quo der 
Wasserressourcen, Analyseinstrumente, Entscheidungsun-
terstützungssysteme, ökonomische Instrumente oder Kom-
munikationsmittel.
Aus Platzgründen kann hier nicht auf alle Aspekte im Detail 
eingegangen werden. Im Folgenden werden zwei Umset-
zungsbeispiele von IWRM vorgestellt und gezeigt, wie 
dort die Integration der jeweils wichtigsten Gesichts-
punkte vorgenommen wird. Erstens die Europäische Was-
serrahmenrichtlinie, die insbesondere der grenzüber-
schreitenden Harmonisierung der europäischen Wasser-
politik und ihrer Institutionen dient. Zweitens ein Projekt, 
das die Einführung von IWRM im Einzugsgebiet des Zayan-
deh Rud im Iran zum Ziel hat. Hier liegt der Fokus auf dem 
Ausgleich der verschiedenen Nutzerinteressen in einem 
von extremem Wassermangel betroffenen Land.

IWRM in der Praxis (1): die Europäische 
Wasserrahmenrichtlinie

Eins der wohl wichtigsten Modelle für ein integriertes Was-
serressourcen-Management stellt die Europäische Was-
serrahmenrichtlinie (EU-WRRL) dar, die im Dezember 2000 
in Kraft getreten ist. Sie hat eine grundlegende Reform der 
Wasserpolitik der europäischen Länder eingeleitet. Das 
Hauptanliegen der WRRL ist es, insbesondere durch die 
Vereinheitlichung des rechtlichen Rahmens sowie durch 
die Kooperation der Mitgliedstaaten einen „guten ökolo-
gischen Zustand“ der europäischen Gewässer bis zum 
Jahr 2027 zu erreichen. Für die Einführung der WRRL gibt 
es exakte Vorgaben, die durch die Europäische Union fest-
gelegt wurden. Dazu zählt ein Zeitplan mit drei jeweils 
sechs Jahre langen Bewirtschaftungszyklen, nach deren 
Ablauf jeweils eine Überprüfung der gesteckten Ziele 
statt findet. Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenpa-
kete dienen dafür als Grundlage. In ihnen werden der Sta-
tus quo der Gewässer, die jeweiligen Ziele der Maßnah-
men sowie die konkreten Strategien und geplanten Aktivi-
täten beschrieben. Für den aktuellen 2. Zyklus wurden die 
Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenpakete in Abstim-
mung mit den relevanten Anrainerstaaten, nationalen Be-
hörden, Wassernutzern, Interessenverbänden und der 
breiten Öffentlichkeit beschlossen und 2016 an die Euro-
päische Kommission übergeben. Über den Stand der Um-
setzung der Maßnahmenprogramme ist 2018 zu berichten.
Drei integrative Elemente sollen hier im Zusammenhang mit 
der Wasserrahmenrichtlinie besonders herausgestellt 
werden (vgl. Dworak/Kranz 2005): der Flussgebietsan-

satz, die Umweltziele und die Beteiligung der Öffentlich-
keit.

Der Flussgebietsansatz 
Die Betrachtung und Bewirtschaftung von Wasserressour-
cen auf Ebene eines Einzugsgebietes zielt vor allem darauf 
ab, Maßnahmen nicht mehr entlang administrativer Zu-
ständigkeiten (z. B. Landesgrenzen), sondern natürlicher 
Grenzen zu planen und umzusetzen. Betrachtet werden 
außerdem nicht einzelne Gewässer, sondern alle Gewäs-
ser einer Flussgebietseinheit, also auch z. B. Zuflüsse oder 
Seen. Erstreckt sich diese über mehrere Länder, sind die 
Behörden dieser Staaten aufgefordert, das Einzugsgebiet 
in abgestimmter Weise und gemeinsam zu bewirtschaften 
sowie zu schützen. Das bedeutet, sie müssen gemeinsame 
Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenpakete erarbei-
ten, die Gesetzgebung, Vorschriften, Mess- und Analyse-
methoden oder Grenzwerte harmonisieren, Daten austau-
schen und Aktivitäten koordiniert umsetzen. 
In Deutschland gibt es zehn Flussgebietseinheiten, davon 
sind acht grenzüberschreitend. Hier ergibt sich also ein ho-
her Koordinierungsbedarf. Für einige große Flüsse gibt es 
bereits eigens eingerichtete Flussgebietsorganisationen, 
diese müssen nun ihre Arbeit an der WRRL orientieren. Die 
Internationale Kommission zum Schutz des Rheins bei-
spielsweise wurde bereits 1950 von den Anrainerstaaten 
Deutschland, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden 
und der Schweiz gegründet. Basis der internationalen Zu-
sammenarbeit ist das Übereinkommen zum Schutz des 
Rheins.

Integrierte Umweltziele
Die Harmonisierung von Datenerhebung und -erfassung 
ist auch ein wichtiger Punkt im Zusammenhang mit den Um-
weltzielen der Wasserrahmenrichtlinie. Diese sind sowohl 
qualitativer als auch quantitativer Natur, und so müssen 
Informationen zum jeweils aktuellen Stand international 
vergleichbar sein. Die WRRL betont, dass der Schutz aqua-
tischer Ökosysteme im Vordergrund steht. Übersetzt heißt 
das, dass nicht mehr nur der chemische Zustand eines Ge-
wässers relevant ist, sondern auch Tiere und Pflanzen so-
wie die Gewässerstruktur (Morphologie) in die Beurtei-
lung des Zustands einfließen. 
Das wiederum bedeutet, dass dem Naturschutz insgesamt 
eine größere Bedeutung zukommt. Dementsprechend sind 
Schutzgebiete bei der Planung und Umsetzung der WRRL 
besonders zu beachten (s. BMUB/UBA 2016), und das be-
trif f t in Deutschland allein rund 20.000 Trinkwasser-, EU-
Vogelschutz- und Fauna-Flora-Habitat-Gebiete, bedeu-

Abbildung 1: Zeitplan für die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie

Quelle: Eigene Darstellung Lena Horlemann, Shahrooz Mohajeri.
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tende Muschel- und Fischgewässer sowie Erholungs- und 
Badegewässer. Oft bedeutet das in der Praxis, dass z. B. 
Auen renaturiert werden, denn dies trägt nicht nur zum Ar-
tenschutz bei, sondern hat auch gleichzeitig positive Aus-
wirkungen auf Klima- und Hochwasserschutz, wenn dabei 
Retentionsräume bzw. natürliche Rückhalteflächen entste-
hen.

Beteiligung der Öffentlichkeit
Partizipation ist eine weitere zentrale Anforderung der 
WRRL an die EU-Mitgliedstaaten, insbesondere bei der 
Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung der Bewirt-
schaftungspläne für die Einzugsgebiete.1 Das schließt z. B. 
direkt betroffene Bürger, die breite Öffentlichkeit oder 
auch Organisationen wie etwa Umweltverbände ein. 
Durch die Beteiligung soll erreicht werden, „dass in die Ent-
scheidungen die Ansichten und Erfahrungen der jeweils 
Betroffenen einfließen, dass innovative und kreative Alter-
nativen berücksichtigt werden und dass neue Regelungen 
durchführbar sowie für die Öffentlichkeit akzeptabel 
sind.“2 
Die Informationsbereitstellung für die Öffentlichkeit erfolgt 
z. B. auf Webseiten wie der Platt form „WasserBLIcK.net“. 
Anhörungen zu den vorläufigen Bewirtschaftungsplänen 
können schriftlich (z. B. über Internetportale) oder münd-
lich (etwa in Informationsveranstaltungen) durchgeführt 
werden, die Öffentlichkeit hat dann jeweils etwa sechs 
Monate Zeit sich zu äußern.
Die Möglichkeiten für die aktive Beteiligung (als durchlau-
fende Maßnahme) sind sehr frei interpretierbar und rei-
chen von der aktiven Mitgestaltung und Umsetzung von 
Projekten bis zur vollständigen Übernahme von Entschei-
dungen und Verantwortung. Der Umfang der Beteiligung 
hängt letztlich davon ab, wie viel Einsatz die zuständigen 
Stellen zeigen und wie viel Beteiligung von den „interes-
sierten Stellen“ selbst eingefordert wird. 

Wie läuft die Umsetzung in Deutschland?
In der praktischen Umsetzung der WRRL zeigen sich ver-
schiedenste Herausforderungen und Hemmschuhe. Dies 
spiegelt sich auch in den bisherigen Erfolgen wider. 
In ihrem aktuellen Gutachten zum Status der europäischen 
Gewässer stellt die Europäische Umweltagentur insbeson-
dere Deutschland ein vernichtendes Zeugnis aus (vgl. EEA 
2018). Lediglich 8,4 Prozent der Oberflächengewässer 
weisen demnach einen guten oder sehr guten ökologi-
schen Zustand auf (EU-Vergleich: 40,6 Prozent), und keines 
erreicht einen guten chemischen Zustand (EU-Vergleich: 
38 Prozent). In vielen Gewässern findet sich eine hohe 
Quecksilberbelastung. Und gerade erst hat der Europäi-
sche Gerichtshof Deutschland wegen der zu hohen Nitrat-
belastung verklagt, die auf Einträge aus der Landwirt-
schaft zurückzuführen ist. Der Bund für Umwelt und Natur-
schutz (BUND 2018) beschreibt zum Beispiel in seinem 
Gewässerreport, wie vor allem Kunstdünger und Gülle in 
Nord- und Ostsee zu massenhaftem Algenwachstum und 
schließlich – durch den hohen Sauerstoffverbrauch – zu 
Todeszonen im Meer führen. Auch baulich ist noch einiges 
zu tun: durchschnittlich alle zwei Kilometer befindet sich in 
deutschen Flüssen immer noch ein Wehr oder eine Schleuse 
und verhindert die Wanderung von Fischen zu ihren Laich-
gewässern.
Dennoch muss auch gesagt werden, dass die Vorgaben 
der WRRL ambitioniert sind, viele Maßnahmen noch in der 

Umsetzung befindlich, und dass bestimmte Eingrif fe Zeit 
brauchen, bis positive Wirkungen einsetzen und erkenn-
bar werden. Gleichzeitig entstehen jedoch auch neue He-
rausforderungen, die möglichst schnell angegangen wer-
den sollten, um positive Effekte nicht zu nivellieren, wie 
etwa das Problem von Mikroplastik in Gewässern und Bö-
den.
Bis zum Jahr 2021 sind bundesweit über 100.000 Einzel-
maßnahmen geplant und in Umsetzung (vgl. BMUB/UBA 
2016). An runden Tischen diskutieren Vertreter von Indust-
rie, Verbänden, Kommunen, der einzelnen Sektoren wie 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Umweltschutzor-
ganisationen. Viele verschiedene zivilgesellschaftliche Ak-
teure sind in Aktivitäten eingebunden, so etwa Bürgeriniti-
ativen, einzelne Organisationen oder Verbünde wie das 
Wassernetz NRW3, ein Zusammenschluss von BUND, 
NABU und LNU. 
Dennoch scheint die Institutionalisierung der Beteiligung 
von Akteuren auf verschiedenen Ebenen (lokal bis interna-
tional) und Bereichen wie Verwaltung, Zivilgesellschaft 
und Privatwirtschaft häufig – z. B. aufgrund der föderalen 
Strukturen – schwer zu koordinieren. (GoverNat 2010). 
Auch zeigt sich, dass unterschiedliche oder starre Verwal-
tungsstrukturen und Verfahren, ungleiche gesetzliche und 
politische Aufträge, ein Mangel an qualifiziertem Personal 
und finanziellen Ressourcen in der Verwaltung oft dazu 
führen, dass die Beteiligung der Bevölkerung eher unkrea-
tiv abgehandelt wird (Lange 2008).

IWRM in der Praxis (2): Projektbeispiel aus dem Iran

Die iranische Wasserwirtschaft entspricht einer Bankrott-
erklärung. Viele Seen wie z. B. der Urmiasee und über 80 
Prozent der iranischen Feuchtgebiete sind ganz oder weit-
gehend ausgetrocknet. Auch viele Flüsse und deren Öko-
systeme leiden unter zunehmender Wasserknappheit. 
Jährlich werden ca. 86 Prozent der erneuerbaren Wasser-
ressourcen (weitgehend unkontrolliert) vor allem für die 
Landwirtschaft, aber auch für die Trinkwasserversorgung 
und Industrie entnommen.4 Konflikte zwischen den Sekto-
ren um Wasserentnahmerechte sowie zwischen Provinzen 
und Regionen, Proteste gegen Wassertransfers, Unterbre-
chungen in der Trinkwasserversorgung, fehlendes Bewäs-
serungswasser oder Umweltprobleme nehmen an Häufig-
keit und Intensität zu.

Blick in die Vergangenheit 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wurden die ersten fatalen 
politischen Entscheidungen nach der iranischen Revolution 
1979 und während des Iran-Irak-Kriegs getroffen. Sich von 
Importen landwirtschaftlicher Erzeugnissen unabhängig 
zu machen, gehört zu den schwerwiegendsten Fehlent-
scheidungen, die bis heute nicht rückgängig gemacht wur-
den. Die Weizenanbauflächen im Zentraliran oder die Zu-
ckerrohrplantagen im Westen verursachen heute massive 
wasserwirtschaftliche und ökologische Probleme.
Um die politischen Entwicklungsziele zu erreichen, wan-
delte sich Iran zum Ende des letzten Jahrtausends zum El-
dorado für Staudamm- und Bewässerungskanalbauer. 
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Doch waren gestern die rund 650 Staudämme noch der 
Stolz des Landes, stehen sie heute in der Kritik. Mit extre-
men Eingrif fen in natürliche Regime der Fließgewässer und 
wachsendem Wasserbedarf stieg letztlich die kaum von 
der Regierung zu regulierende Grundwasserentnahme. 
Von rund 800.000 Brunnen sind schätzungsweise 320.000 
illegal, und pro Jahr werden etwa fünf Milliarden Kubikme-
ter mehr Grundwasser entnommen, als sich regenerieren 
kann.
Zu diesen Entwicklungen gesellen sich in immer deutliche-
rem Ausmaß auch die Folgen des Klimawandels wie Tem-
peraturanstieg und fehlende Niederschläge, die das oh-
nehin geschwächte Ökosystem nicht kompensieren kann.
Das Thema Wasser ist daher in den vergangenen Jahren 
immer höher auf der politischen Agenda geklettert. Bereits 
auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung 2002 in 
Johannesburg hatte auch der Iran sich zu IWRM als Leit-
bild bekannt und ein Jahr später ein Strategiepapier her-
ausgebracht. Einige Geberländer sowie die UNESCO ha-
ben seither den Iran bei der Umsetzung von IWRM unter-
stützt.

Zayandeh Rud, der Lebensspender
Obwohl der einzige Hauptfluss im Zentraliran Zayandeh 
Rud, der „Lebensspender“, heißt, ist er heute auf weiten 
Strecken trocken und tot. Auch das reiche Grundwasser im 
Einzugsgebiet ist übernutzt und stark versalzen. So steht 
der Zayandeh Rud sinnbildlich für die heutige Situation der 
iranischen Wasserwirtschaft mit allen ökologischen, öko-
nomischen und gesellschaftlichen Problemen. 
Auf einer Länge von rund 400 Kilometern versorgt der Fluss 
über vier Millionen Menschen mit Wasser für Landwirt-
schaft, Industrie und Haushalte, an seiner Mündung liegt 
der UNESCO-geschützte Gavkhuni-Salzsee. Um die Was-
sermenge des Flusses zu erhöhen, wurden bereits in den 
Jahren 1954 und 1985 zwei künstliche Zuflüsse aus einer 
Nachbarprovinz angelegt. Ein Staudamm, erbaut 1972, 
soll die Wasserversorgung bzw. die landwirtschaftliche 
Bewässerung sicherstellen.
Das Einzugsgebiet beherbergt das zweitgrößte Industrie-
gebiet im Iran mit einem jährlichen Wasserbedarf von rund 
150 Millionen Kubikmeter, mit steigender Tendenz. Über 
85 Prozent der Oberflächen- und Grundwasserressourcen 
werden zur landwirtschaftlichen Bewässerung verwendet. 
Aufgrund der extremen Trockenheitsperioden in den letz-
ten Jahren konnten weite Teile der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche kaum bzw. überhaupt nicht bewirtschaftet 
werden. Die Folgen sind nicht nur gestiegene soziale Unru-
hen, sondern auch die Versandung der landwirtschaftli-
chen Flächen und die Intensivierung von Sandstürmen, die 
bis in die historische Stadt Isfahan hinein wirken.

Das Projekt „IWRM Zayandeh Rud“
Um die Ursachen dieser oben beschriebenen Situation zu 
verstehen und Gegenmaßnahmen zu entwickeln, fördert 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
seit 2010 im Rahmen des Förderschwerpunkts Integriertes 
Wasserressourcen-Management das Projekt „IWRM Za-
yandeh Rud“ als eins von weltweit 16 Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekten. Übergeordnete Ziele sind, Erkennt-
nisse zu Umsetzungsmöglichkeiten von IWRM in verschie-
denen Weltregionen zu gewinnen, einen Beitrag zu den 
Nachhaltigkeitszielen zu leisten, aber auch neue Investiti-
onsmärkte zu erschließen. 

Das Projekt „IWRM Zayandeh Rud“ zielt auf die Erarbei-
tung und Umsetzung eines IWRM-Prozesses für das Ein-
zugsgebiet und der Entwicklung dafür notwendiger Instru-
mente ab (Horlemann et al 2018; Mohajeri/Horlemann 
2017; Mohajeri et al. 2016). Im Vergleich zum IWRM-An-
satz in der EU-Wasserrahmenrichtlinie, in der es in erster 
Linie um qualitative Ziele („guter ökologischer Zustand“) 
und die Harmonisierung der Wasserpolitik der EU-Staaten 
geht, geht es hier in erster Linie (wenn auch nicht aus-
schließlich) darum, Lösungen für das Problem eines zuneh-
menden Wasserbedarfs bei gleichzeitig abnehmenden 
Ressourcen zu finden, Interessenkonflikte auszugleichen 
und wasserwirtschaftliche Fehlentscheidungen zu korri-
gieren.

Alle in einem Boot 
Zunächst mussten dafür die „Stakeholder“, also Entschei-
dungsträger, Wassernutzer und andere Betroffene, davon 
überzeugt werden, dass sie nicht nur alle in einem Boot 
sitzen, sondern auch in dieselbe Richtung rudern müssen. 
Um solch eine Kooperation anzuregen und einen IWRM-
Prozess zu skizzieren, wurde eine Reihe von Beteiligungs-
prozessen durchgeführt. 
Doch wie können wir die Leute in einem Land wie dem Iran 
mit einer starken „Chefkultur“ dazu bringen, ihre eigene 
Meinung und Ideen zu äußern und ihre Funktion nicht dar-
auf zu beschränken, ihren Vorgesetzen zuzustimmen? Die 
Erfahrung zeigt, dass mit entsprechender Sensibilität und 
Methodenkenntnis eine Beteiligung nicht nur möglich ist, 
sondern auch fruchtbare Ergebnisse liefert. 
Für die Umsetzung und Steuerung des IWRM-Prozesses 
müssen zusätzlich eine Reihe von Werkzeugen entwickelt 

Anwohner in Isfahan begrüßen das erste Wasser nach der 
Staudammöffnung im Herbst.
 Foto: Lena Horlemann, Sharooz Mohajeri
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werden, wie z. B. computergestützte Oberflächen- und 
Grundwassermodelle, die eine Visualisierung der Folgen 
von wasserwirtschaftlichen Maßnahmen ermöglichen. 
Wasserwirtschaftliche Entscheidungen können mit wissen-
schaftlich fundierten Daten begründet werden, statt rein 
auf politischen Interessen beruhend. Die Voraussetzung 
hierfür ist, dass die Modellentwicklung mit Beteiligung der 
relevanten Akteure erfolgt, um das Vertrauen in das Mo-
dell und die Unabhängigkeit der Simulationsergebnisse 
sicherzustellen. 

Bildung von IWRM-Organisationen und -Strategien
Als ein Gremium, in dem die Entscheidungsträger von nati-
onaler und Provinzebene sowie aus unterschiedlichen Sek-
toren regelmäßig zusammenkommen können, wurde für 
den Zayandeh Rud die erste Flussgebietsorganisation (Ri-
ver Basin Organization, RBO) gegründet. Mit der Gründung 
der RBO wird die Hoffnung verbunden, mehr Transparenz 
und Partizipationsmöglichkeiten in wasserwirtschaftliche 
Entscheidungsprozesse zu bringen, aber auch die Koordi-
nation der verschiedenen Stakeholder und den Wissens-
austausch zu verbessern. Letztlich erhöht dies die Wahr-
scheinlichkeit, dass Entscheidungen auch zur Umsetzung 
gelangen. Für eine zielorientierte Arbeit der Organisation 
benötigt der Iran allerdings noch Zeit und Erfahrung. Fra-
gen zur Koordination bzw. Abgrenzung der RBO zu existie-
renden Behörden, zur Finanzierung (z. B. konkreter Maß-
nahmen), und vor allem, wie eine integrierte Wasserma-
nagement-Strategie für das Einzugsgebiet formuliert und 
umgesetzt werden soll, bedürfen noch der Klärung. Bis-
lang werden von der RBO vorwiegend ad hoc-Entschei-
dungen für akute Fragen getroffen.
Ein Vorschlag, wie ein Bewirtschaftungs- inklusive Maß-
nahmenplan aussehen könnte, wurde in enger Zusammen-
arbeit mit einem GIZ-Projekt5 für den wasserintensivsten 
Sektor, die Landwirtschaft, entwickelt. Für ein Teileinzugs-

gebiet am Unterlauf werden darin eine ökologisch und so-
zial verträgliche Transformation der Landwirtschaft und 
Anpassungsmaßnahmen an die regionale Wasserknapp-
heit formuliert (Raber et al. 2018). Die Vorschläge reichen 
von veränderter Landnutzung, Schaffung von regionalen 
Wertschöpfungsketten und Diversifizierung der landwirt-
schaftlichen Einkünfte bis hin zur Belebung alternativer re-
gionaler Organisationsformen und Genossenschaften. 
Die Herausforderung bei der Umsetzung dieser Maßnah-
men ist, abgesehen von notwendigem Know-how und fi-
nanziellen Mitteln, das Aufbringen von Geduld. Denn die 
Ergebnisse der Maßnahmen für die Betroffenen und für die 
Wasserressourcen zeigen sich erst nach einiger Zeit. Hier 
kommt es darauf an, die Motivation nicht zu verlieren und 
mit geeigneten Instrumenten die „Durststrecke“ zu über-
winden.

Transfer von Technologie und Know-how
In einem technologieaffinen Land wie dem Iran stellt vor 
allem die Einführung von neuen Technologien eine will-
kommene Idee dar, ja ist sogar Anreiz, sich an den Prozes-
sen zu beteiligen. Zu diesem Zweck wurde im Rahmen des 
IWRM-Projektes eine Reihe von innovativen Technologien 
erprobt mit dem Ziel, den Wasserverbrauch zu reduzieren. 
Unter anderem wurden Technologien zu Weiterreinigung 
von kommunalen Abwässern und die Wiederverwendung 
zur landwirtschaftlichen Bewässerung oder als Prozess-
wasser in der Industrie getestet. Vor allem der Einsatz 
neuer Technologien zur bedarfsorientierten Bewässerung 
ist eine vielversprechende Möglichkeit, Wasserbedarf und 
-nutzung radikal zu reduzieren. Abgesehen von notwendi-
gen Investitionsmitteln steht hier vor allem die Weiterbil-
dung der Technologieanwender im Vordergrund. Ausrei-
chendes Know-how und Erfahrung, um solche Anlagen 
nachhaltig betreiben zu können, müssen generiert wer-
den.
Zu diesem Zweck, aber auch für die bessere Verbreitung 
des gesammelten IWRM-Wissens in anderen Regionen, 
sowie für die Verstetigung der deutsch-iranischen Zusam-
menarbeit über das Projekt hinaus wurde in Isfahan das 
deutsch-iranische Trainingszentrum für Wasser und Ab-
wassermanagement gegründet. Hier geben die iranischen 
Ausbilder, die vorher von deutschen Experten geschult 
werden, relevante Weiterbildungskurse für Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen der Wasserbehörden und -betriebe.

Politische Realität als IWRM-Bremse
Den beschriebenen positiven Entwicklungen zur Imple-
mentierung eines IWRM-Prozesses im Zayandeh Rud Ein-
zugsgebiet stehen u. a. fehlende finanzielle Mittel zur 
schnellen Umsetzung der Vorschläge sowie nationale und 
internationale politische Herausforderungen entgegen, 
die eine schnelle Besserung der Situation hemmen. Auch 
die Politik ist immer noch zu stark geprägt von der Angst vor 
Konflikten (z. B. im Zuge der möglichen Beschneidung tra-
ditioneller Wasserrechte), und so scheint gerade der öf-
fentliche Sektor im Iran eher Teil des Problems zu sein als 
seine Lösung. Zahlreiche Lösungsmöglichkeiten wurden er-
arbeitet und stehen bereit, jetzt liegt es an den Politikern, 
aber auch den Wassernutzern, sie umzusetzen.
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Fazit

IWRM ist das international anerkannte Leitbild zur Über-
windung von Nutzungskonflikten, für die ganzheitliche Be-
trachtung von gesellschaftlichen und ökologischen Aspek-
ten einer gerechten Wasserbewirtschaftung, für die 
partizipative Erarbeitung und Umsetzung von Lösungen 
für Wasserprobleme. Es findet in verschiedensten Ländern 
und Regionen Anwendung zur Ausgestaltung der Wasser-
politik, diese reichen z. B. von Australien oder den 28 Mit-
gliedsländern der Europäischen Union bis zu sogenannten 
Entwicklungsländern. Gleichzeitig gibt es viel Kritik an 
IWRM, und dabei steht häufig der Vorwurf der zu großen 
Komplexität im Fokus. Dies zeigt jedoch vor allem, wie sehr 
die Ressource Wasser alle erdenklichen (menschlichen) Le-

bensbereiche berührt, was sich auch daran verdeutlicht, 
dass ein nachhaltiges Wassermanagement für die Errei-
chung nahezu aller Nachhaltigkeitsziele relevant ist 
(vgl. z. B. van Edig/van Edig 2005 oder Thomas Kluge in 
diesem Heft). Trotz aller Kritik und aller Umsetzungsschwie-
rigkeiten bleibt also festzuhalten, dass es im Grunde keine 
Alternative zur ganzheitlichen Betrachtung eines Einzugs-
gebiets gibt, denn alles hängt mit allem zusammen.
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WEM GEHÖRT DAS WASSER?

Wie sinnvoll ist die Privatisierung 
öffentlicher Daseinsvorsorge?
Gerlinde Schermer

Dem Wasser-Volksentscheid des Jahres 2011 (vgl. den 
nachfolgenden Beitrag von Ulrike von Wiesenau und 
Karl Goebler) war die (Teil-)Privatisierung der Berliner 
Wasserbetriebe im Jahr 1999 vorausgegangen. Versu-
che, die strukturelle Schwäche des Berliner Haushalts mit 
der Veräußerung von Landesvermögen zu sanieren, wa-
ren von Beginn an umstritten. Gerlinde Schermer schil-
dert das intransparente Procedere der (Teil-)Privatisie-
rung der Wasserbetriebe und die finanziellen Details des 
Public-Private-Partnership-Vertrags. Zu den Folgen der 
Privatisierung zählen u. a. merklich gestiegene Wasser-
preise, unzureichende Investitionen sowie eine ungleiche 
Gewinnverteilung zwischen öffentlichen und privaten 
Partnern. Der Widerspruch zwischen dem Gewinnstre-
ben von privaten Unternehmen und einer am Gemein-
wohl orientierten öffentlichen Daseinsvorsorge war das 
ausschlaggebende Motiv für den Wasser-Volksentscheid.
 

Haushaltskonsolidierung durch Privatisierung?

Der erfolgreiche Wasser-Volksentscheid in Berlin im Feb-
ruar 2011, überschrieben mit dem Motto „Wir Berliner wol-
len unser Wasser zurück“, war der Höhepunkt des jahre-
langen Kampfes von engagierten Bürgerinnen und Bür-
gern in und um den Berliner Wassertisch für die Offenlegung 
der Teilprivatisierungsverträge der Berliner Wasserbe-
triebe.1 1999 erfolgte die (Teil-)Privatisierung des größten 
kommunalen Wasserversorgers Deutschlands unter dem 
Motto „Private können es besser“. 
Nach der deutschen Wiedervereinigung 1989/1990 explo-
dierten angesichts der Aufgaben und der Kosten für die An-
gleichung der Lebensverhältnisse die Schulden in Berlin von 
9,2 Milliarden Euro im Jahr 1990 auf 31,2 Milliarden Euro im 
Jahr 1998. Bereits 1996 wurde mit langfristigen gesetzli-
chen Vorgaben für Sparmaßnahmen und Privatisierungen 
begonnen. Die Politik postulierte seinerzeit: Nicht nur die 
deutsche Wiedervereinigung, auch der Maastrichter Ver-
trag (1993) hätte Folgen für Berlin. Zu einer Konsolidierung 
des Landeshaushalts gäbe es unter dem Gesichtspunkt der 
Schaffung einer Europäischen Währungsunion keine Alter-
native. Es müsse einen Abbau der Neuverschuldung um 
jährlich 332 Millionen Euro als „Eckpfeiler der Haushalts-
konsolidierung“ geben und „strukturelle Entscheidungen“ 
müssten getroffen werden. So kam das „Tafelsilber“ der 
Stadt Stück für Stück auf den Markt und das Personal wurde 
„weggespart“. Berlins Regierender Bürgermeister Klaus 
Wowereit prägte den Spruch: „Wir sparen, bis es quietscht.“ 
Wowereit setzte weitere drastische Kürzungen durch und 
ließ seinen Finanzsenator Thilo Sarrazin (beide SPD) kost-
bares Landeseigentum – auch Wohnungen – verkaufen. Im 

Rückblick werden die (Teil-)Privatisierungen angesichts der 
sichtbaren Folgen als Fehlentscheidungen eingeschätzt. 
Doch die dahintersteckende Logik – die Unterordnung der 
Bedürfnisse der Stadt unter die Wettbewerbsregeln der 
EU wird nicht in Frage gestellt, sondern durch die im Grund-
gesetz verankerte Schuldenbremse noch verschärft. 

Ist es sinnvoll, diese Politik fortzuführen?

Die verfassungsmäßig festgeschriebene Zielvorgabe einer 
strukturellen Netto-Neuverschuldung von maximal 0,35 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes für den Bund und das 
Verbot einer strukturellen Netto-Neuverschuldung für die 
Länder ab 2020 sind aus ökonomischer Sicht fragwürdig. 
Die Schuldenbremse hebelt de facto das Sozialstaatsprin-
zip des Grundgesetzes und der Verfassung von Berlin aus.

Wasser ist keine Handelsware, sondern ein ererbtes Gut, das 
geschützt, verteidigt und entsprechend behandelt werden 
muss. So steht es im Erwägungsgrund 1 der Wasserrahmen-
richtlinie des Europäischen Rates und Parlaments.
 picture alliance/dpa
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Wäre es nicht Aufgabe der Regierung seit den 1990er Jah-
ren gewesen, die Verlässlichkeit öffentlicher Aufgabenträ-
ger und der Wasserwirtschaft ins Blickfeld zu rücken und 
die Verunglimpfung öffentlicher Aufgaben als altmodisch 
und überflüssig abzuwehren? Stattdessen fügte sich bisher 
jede Regierung dem Druck der Märkte und organisierte 
„Vermögensaktivierung“ und „Streichkonzerte“. In der Ver-
waltung fehlt nun überall ausgebildetes Personal. Das er-
schwert es heute, öffentliche Investitionen zu planen und zu 
realisieren. Dies führt letztlich zu weiteren Privatisierungen.

Die Argumente der 1990er Jahre 

Die neuen europäischen Wettbewerbsregelungen, die 
Flexibilisierung und neue technische Errungenschaften 
müssten auch zu einer Neuabgrenzung von privater und 
öffentlicher Leistungserstellung führen. Vieles, was früher 
als unabdingbare öffentliche Aufgabe gegolten habe, 
werde heute von Privaten angeboten. Wo allerdings 
Marktprozesse allein nicht zu optimalen gesellschaftli-
chen Ergebnissen führen, müsse neu bestimmt werden, was 
Aufgabe des Staates ist und auf welche Weise die ge-
wünschte Dienstleistung und Produkte bereitgestellt wer-
den können. Nicht die Rechtsform sei entscheidend, son-
dern die Leistungsfähigkeit für die Bürgerinnen und Bürger 
dieser Stadt. So rechtfertigte in den 1990er Jahren die SPD 
die Privatisierung.
Den handelnden Akteuren ging es vorrangig darum, genü-
gend Geld für einen ausgeglichenen Haushalt der jeweili-
gen Legislaturperiode herbeizuschaffen Die Belange der 
Wasserwirtschaft mussten hinter anderen Interessen – vor-
nehmlich den Renditeinteressen der privaten „Partner“ – zu-
rücktreten. Dabei ist Wasser keine Handelsware, sondern 
ein ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt und ent-
sprechend behandelt werden muss. So steht es im Erwä-
gungsgrund 1 der Wasserrahmenrichtlinie RL 2000/60/EG 
(WRRL) des Europäischen Parlaments und des Rates.2 
Es gab Widerstand gegen die Privatisierung des Wasser-
versorgers. Doch die Politik erzwang sie. Was daraus 
folgte war ein intransparenter Public-Private-Partnership-
Vertrag (Konsortialvertrag)3, der bis heute negative Folgen 
hat, obwohl er am 25. April 2017 endlich aufgelöst wurde. 

Der Ablauf der Teilprivatisierung der Berliner 
Wasserbetriebe.

Am 22. Oktober 1999 stimmten die Abgeordneten von Ber-
lin der Drucksache 13/4187 per Mehrheit zu. Sie beschlos-
sen die Teilprivatisierung der Wasserbetriebe mit einem 
Public-Private-Partnership-Vertrag (der eine Laufzeit von 
30 Jahren vorsah) und verpflichteten sich außerdem, „da-
für Sorge zu tragen, dass der Konsortialvertrag vom 
18.6.1999 bis zum 29.10.1999 vollzogen wird und das Land 
Berlin seinen dort in § 23.7 übernommenen Verpflichtun-
gen nachkommt und das Teilprivatisierungsgesetz in Arti-
kel II §3 novelliert wird.“ 4 „Übernommene Verpflichtungen“ 
meint die im (damals) der Öffentlichkeit nicht zugänglich 
gemachten Konsortialvertrag gegenüber den Investoren 
für 30 Jahre gewährte Gewinngarantie. Das Berliner Ab-
geordnetenhaus wurde genötigt, dieser Entschließung zu-
zustimmen, ansonsten wäre der Kaufpreis nicht in den 
Haushalt geflossen. 

Denn es gab ein „Problem“. In seinem am 21. Oktober 1999 
ergangenen Urteil erklärte der Verfassungsgerichtshof 
des Landes Berlin die mit der Teilprivatisierung der Berliner 
Wasserbetriebe verbundenen Gesetze für teilweise nich-
tig.5 Der Verfassungsgerichtshof überprüfte lediglich das 
Teilprivatisierungsgesetz, ihm war der vollständige Wort-
laut der abgeschlossenen Verträge vom 18.6.1999 bei der 
Urteilsfindung auch nicht bekannt (vgl. VerfGH 42/99). Der 
Gewinnzuschlag von zwei Prozent im Gesetz war nun un-
zulässig, aber im Vertrag vom Juni bereits garantiert. Die 
internationale Ausschreibung von 49,9 Prozent der Was-
serbetriebe im Jahr 1999 war aber über die Investmentge-
sellschaft Merrill Lynch unter der Maßgabe (Renditezins R 
+ 2 Prozent) erfolgt. Man hielt sich bei der Höhe des Zins-
satzes an die Paragraphen 3 und 4 des Fernstraßenaus-
bauprivatfinanzierungsgesetzes, die einen Risikozuschlag 
vorsehen.6 Ohne diesen Zuschlag für ein wirtschaftliches 
„Risiko“ im Wassermonopol hätten die privaten Investoren 
den Vertrag nicht unterschrieben beziehungsweise weni-
ger bezahlt. Das widersprach den Interessen der SPD-Fi-
nanzsenatorin, die mit der Einmaleinnahme den Haushalt 
„konsolidieren“ wollte. Man versprach also Ersatz für die 
verfassungswidrigen Passagen auf Kosten der Bürgerin-
nen und Bürger.

Renditeabsicherung per Gesetz

Das Abgeordnetenhaus lieferte.7 Unter anderem deshalb 
werden Abschreibungen ab 2004 nach (den höheren) 
Wiederbeschaffungszeitwerten (WBZW) statt wie zuvor 
nach echten Anschaffungswerten im Wasserpreis kalku-
liert. Die daraus entstehenden Mehreinnahmen vom Kun-
den garantierte man den Investoren per Änderungsverein-
barung zum Konsortialvertrag anteilig zu 49,9 Prozent mit 
vielen Unterschriften bis 2028!8 Die Änderung der Ab-
schreibungsmethode im Gesetz wurde in der Öffentlichkeit 

288

G
er

lin
d

e 
S

ch
er

m
er

bis2018_04_inhalt.indd   288bis2018_04_inhalt.indd   288 04.12.18   08:0604.12.18   08:06



mit nötigen Investitionen begründet und hatte eine sofor-
tige Wasserpreisanhebung im Jahr 2004 um plus 15,4 Pro-
zent zur Folge. 
Die Rolle des Landes Berlin beschreibt das Oberlandesge-
richt Düsseldorf zehn Jahre später, also nach der erzwunge-
nen Offenlegung der Geheimverträge, so: „Das Land Berlin 
nimmt nämlich nicht nur die Rolle einer objektiven Tarifge-
nehmigungsbehörde wahr, sondern es hat aufgrund des 
Konsortialvertrages von 1999 eine enge Verflechtung mit 
den Betroffenen und ein ganz erhebliches Eigeninteresse 
daran, möglichst hohe Trinkwasserentgelte zu genehmi-
gen.“ 9 In diesem Zusammenhang ist durchaus zweifelhaft, 
ob die eingeräumte Gewinngarantie überhaupt durch die 
Verfolgung legitimer öffentlicher Auf gaben im Rahmen einer 
an den Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit orientierten 
Verwaltung gedeckt war, sondern vielmehr allein den finan-
ziellen Interessen der Privatinvestoren diente.10 Nachweis-
lich wuchsen die kalkulatorischen Kosten (Abschreibungen 
+ Rendite) im Wasserpreis. Über einen Zeitraum von 16 Jah-
ren, davon 13 Jahre unter der Herrschaft der Privaten, stieg 
ihr Anteil von 41,1 Prozent auf 52,2 Prozent im Jahr 2015 – im-
merhin satte elf Prozent!

Mehr Geld für Investitionen?

Die Mehreinnahmen (von den Wasserkunden) aus Ab-
schreibungen nach Wiederbeschaffungszeitwerten flie-
ßen laut Beschluss der Gewährträgerversammlung vom 1. 
Februar 2016 (wie unter RWE/Veolia) zu 60 Prozent in die 
jährlichen Rücklagen und erhöhen so die Bemessungs-
grundlage für die Verzinsung des betriebsnotwendigen 
Kapitals um 495,3 Millionen Euro per 31.12.2017. Die restli-
chen 40 Prozent werden jährlich ausgeschüttet (von 2004 
bis 2017 waren das 308 Millionen Euro).
Die Studie „Anforderungen an eine nachhaltige Sanierung 
des Wasser- und Abwassersystems in Berlin – Elemente zur 

Entwicklung eines Investitionsmonitorings“ von 2014 im 
Auftrag der Stiftung Baugewerbe äußerte Folgendes: 
„Eine wesentliche Erkenntnis […] ist, dass eine optimale 
Strategie zum nachhaltigen Substanzerhalt und zur Ver-
meidung einer Verschärfung des zukünftigen Investitions-
bedarfs dann vorliegt, wenn die Erneuerungsrate der an-
gesetzten Nutzungsdauer entspräche und diese mit der 
kalkulatorischen Nutzungsdauer übereinstimmte. Mit einer 
derzeitigen Erneuerungsrate von 0,33 % (303 Jahre), einer 
angesetzten mittleren Nutzungsdauer, über die uns bisher 
keine Informationen vorliegen und einer kalkulatorischen 
(betriebsgewöhnlichen) Nutzungsdauer von 30–50 Jah-
ren im Kanalnetz dürften diese Ziele einer optimalen Sa-
nierungsstrategie in Berlin nach bisherigen Informationen 
nicht erreichbar sein.“ 11

Investiert wurde also zu wenig. Das Geld von den Wasser-
kunden für Investitionen wurde aber eingenommen. Das 
nicht investierte Geld landete in den Rücklagen (Umlauf-
vermögen) und erhöhte so Jahr für Jahr die Bemessungs-
grundlage für die Verzinsung (2017 mit 5,1%). Von 3,071 
Milliarden Euro im Jahr 1999 stieg das betriebsnotwen-
dige Kapital auf 3,669 Milliarden Euro im Jahr 2017. Ein 
Wachstum um 598 Millionen Euro. 
Da die Rücklagen aus den Mehreinnahmen (AfA WBZW) 
nach den Regeln der „Wassertarifordnung“ nicht zum „Ab-
zugskapital“ zählen, werden sie jährlich „verzinst“, und die-
ser Zins wird erneut den Kunden in Rechnung gestellt. Es gibt 
für die Kunden kein Mittel, die Verwendung des von ihnen 
gezahlten Geldes für Investitionen zu kontrollieren. Die For-
derung der Bauindustrie nach einem öffentlichen Investiti-
onsmonitoring ist berechtigt, wird aber nicht umgesetzt. 
Der Mechanismus verleitet angesichts niedriger Zinsen 
dazu, Investitionen über Kredite zu finanzieren. Der Be-
trieb wird verschuldet, obwohl der Kunde genug zahlt. 
Was ist, wenn die Zinsen steigen?

Kalkulatorische Kosten werden zu Gewinn

Die beiden privaten Partner, die für den Anteilserwerb (An-
teil von insgesamt 49,9 Prozent jeweils hälftig) insgesamt 
rund 1,679 Milliarden Euro aufgewendet haben, haben im 
Rahmen der Gewinnabführung seit 1999 erhebliche Zah-
lungen erhalten. Sie erhielten in den Jahren 1999 bis 2011 
Gewinnabführungen in Höhe von insgesamt 1,526 Milliar-
den Euro und damit nahezu den gesamten aufgewendeten 
Kaufpreis zurück. Zudem haben die beiden Partner durch 
den inzwischen erfolgten Rückkauf ihrer Anteile durch das 
Land Berlin den Kaufpreis faktisch in doppelter Höhe zu-
rückerhalten. So formulierte es das Oberlandesgericht 
Düsseldorf im Februar 2014.12

Rückkauf auf Kredit außerhalb des Landeshaushaltes

Wegen der Schuldenbremse erfolgt der Rückkauf der An-
teile von RWE (618 Millionen Euro) und Veolia (590 Millio-
nen Euro) nicht aus dem Haushalt, in den der Verkaufpreis 
floss, sondern über die Wasserbetriebe und damit die 
Wasserkunden. Zins und Tilgung für die Kredite laufen bis 

Das Foto zeigt einen Gully-
deckel der Berliner Wasserbe-
triebe. Die (Teil-)Privatisierung 
der Berliner Wasserbetriebe in 
den 1990er Jahren war von 
Beginn an umstritten. Zu den 
Folgen der Privatisierung zäh-
len u.a. merklich gestiegene 
Wasserpreise, unzureichende 
Investitionen sowie eine unglei-
che Gewinnverteilung zwi-
schen öffentlichen und priva-
ten Partnern.

picture alliance/dpa
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2043. Das Land verzichtet gegenüber den BWB gemäß 
Beschluss vom 20. Februar 2018 für 2018/2019 „großzü-
gig“ auf 27 Millionen Euro pro Jahr Gewinnabführung.13 
Die Tilgungsrate beträgt aber 33,8 Millionen Euro – Ten-
denz steigend!
Die Schulden Berlins liegen heute bei knapp 59 Milliarden 
Euro. Das Land vereinnahmte einmal 1,68 Milliarden Kauf-
preis im Haushalt. Die Privaten haben die Rendite. Investi-
tionen in die Rohrinstandhaltung unterblieben Die Was-
serbetriebe werden verschuldet. Die Berlinerinnen und 
Berliner zahlen die Zeche.

Transparenz ist nicht gegeben

Der Berliner Wassertisch zog 2009 vor das Verfassunsge-
richt und gewann. In seinem am 6. Oktober 2009 verkün-
deten Urteil hob der Verfassungsgerichtshof des Landes 
Berlin die Entscheidung des Senats über die Unzulässig-
keit des Volksbegehrens auf. Im Urteil heißt es: „Ein Rechts-
geschäft, dessen Inhalt den ‚Kernbereich der Berliner 
Wasserwirtschaft‘ zum Gegenstand hat, ist unter dem As-
pekt der grundgesetzlichen Verteilung der Gesetzge-
bungskompetenz nicht dem Sachbereich des bürgerlichen 
Rechts zuzurechnen. […] Auch wenn es zulässig ist, Rege-
lungen im Bereich der öffentlich-rechtlichen Aufgaben der 
Daseinsvorsorge zwischen dem Staat und Drit ten gegebe-
nenfalls privatrechtlich auszugestalten und damit dem An-
wendungsbereich des bürgerlichen Rechts zugänglich zu 
machen, ändert dies nichts an dem Charakter des Gegen-
stands solcher Rechtsgeschäfte […]; diese werden hier-
durch nicht dem öffentlichen Recht entzogen.“14 Dennoch 
blieb der Vertrag bis zum Volksentscheid geheim! 
Auch die Informationsfreiheitsbeauftragten kritisieren „die 
Flucht ins private Recht“. In einer Entschließung von Man-
chester aus dem Jahr 2017 fordern sie: „Auch wenn öffent-
liche Dienstleistungen durch Firmen der Privatwirtschaft 
erbracht würden, sei die Transparenzpflicht des staatli-
chen Handelns zu garantieren.“15 Davon sind wir weit ent-
fernt, denn landeseigene Unternehmen unterfallen selbst 

dann nicht dem Berliner Informationsfreiheitsgesetz (IFG), 
wenn sie sich vollständig in der Hand des Landes Berlin 
befinden und unternehmerische Entscheidungen vollstän-
dig vom Land Berlin getroffen werden. Hierbei handelt es 
sich um eine Regelungslücke im Informationsfreiheitsge-
setz, die dringend geschlossen werden muss.16 Doch der 
Senat von Berlin lehnt das ab.17 Denn wie sollen Bürgerin-
nen und Bürger sich wehren, wenn weiterhin die Unterwer-
fung unter die Schuldenbremse das politische Handeln be-
stimmt und intransparente Verträge diese Handlungen 
zum Nachteil des Gemeinwesens unterstützen?

ANMERKUNGEN
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Gerlinde Schermer, Diplom-Betriebswirtin, war von 1991 bis 
1999 Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses. Seit den 
1990er Jahren ist sie Privatisierungskritikerin und Vertrauensfrau 
der 2011 Berliner Bürgerinitiative „Wir Berliner wollen unser Was-
ser zurück“. In der Kontroverse um die Teilprivatisierung der Ber-
liner Wasserbetriebe engagierte sie sich gegen den Verkauf von 
49,9 Prozent der Anteile an private Investoren. Aktuell engagiert 
sie sich gegen die Privatisierung weiterer öffentlicher Güter.

 
U

N
SE

R
E 

A
U

TO
R

IN

290

G
er

lin
d

e 
S

ch
er

m
er

bis2018_04_inhalt.indd   290bis2018_04_inhalt.indd   290 04.12.18   08:0604.12.18   08:06



PARTIZIPATION IM BEREICH DER DASEINSVORSORGE

Der Berliner Wasserrat – 
Demokratisierung statt Ökonomisierung 
Ulrike von Wiesenau, Karl Goebler

Durch einen Volksentscheid, initiiert von der Bürgeriniti-
ative Berliner Wassertisch, wurde im Februar 2011 ein 
Gesetzentwurf zur Offenlegung der Teilprivatisierungs-
verträge bei den Berliner Wasserbetrieben (BWB) ange-
nommen. Der Volksentscheid war ein deutliches Signal 
für demokratische Transparenz und gegen Privatisierun-
gen im Bereich der Daseinsvorsorge. Damit sich der Be-
trieb der BWB künftig am Gemeinwohl orientiert statt an 
privatwirtschaftlichen Kriterien, formulierte die Bürger-
initiative Berliner Wassertisch eine Wassercharta und 
gründete den Berliner Wasserrat, ein für interessierte 
Bürgerinnen und Bürger offen stehendes Gremium der 
Partizipation. Ulrike von Wiesenau und Karl Goebler 
schildern den Weg von der Teilprivatisierung der BWB, 
den Volksentscheid selbst und die Rekommunalisierung 
der Wasserbetriebe bis hin zur Gründung des Berliner 
Wasserrats und dessen Integration in ein aktuelles Par ti-
zi pa tions mo dell. 

„Die parlamentarische Demokratie basiert auf dem Vertrauen 
des Volkes; Vertrauen ohne Transparenz, die erlaubt zu ver-
folgen, was politisch geschieht, ist nicht möglich.“
 (Bundesverfassungsgericht BVerfGE 40, S. 196, 327)

Ein demokratisches „Sommermärchen“

An einem kalten Februarabend des Jahres 2011 wurde in 
der deutschen Hauptstadt ein demokratisches „Sommer-
märchen“ wahr: 666.000 Berlinerinnen und Berliner stimm-
ten beim von der Bürgerinitiative Berliner Wassertisch ini-
tiierten Volksentscheid über die Offenlegung der Teilpri-
vatisierungsverträge bei den Berliner Wasserbetrieben1 
für die Position des Wassertischs. Sie setzten damit ein Zei-
chen für mehr Transparenz, Demokratie und Partizipation. 
Es war der erste gewonnene Volksentscheid in der Ge-
schichte Berlins – ein Ereignis, das in der Folgezeit zum 
Sinnbild des erfolgreichen Widerstands von Bürgerinnen 
und Bürgern gegen Privatisierungen im Bereich der Da-
seinsvorsorge wurde.

Die Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe 
und ihre Folgen

Im Jahr 1999 hatte die Große Koalition aus CDU und SPD 
unter Hinweis auf den Landeshaushalt und die angeblich 
effizientere Wasserbewirtschaftung durch private Unter-
nehmen 49,9 Prozent der Berliner Wasserbetriebe für 1,68 
Milliarden Euro an die Konzerne RWE und Veolia verkauft. 
Dies stellte die größte Teilprivatisierung eines kommunalen 

Wasserbetriebes innerhalb der Europäischen Union (EU) 
dar. Zugleich war der Verkauf ein Musterbeispiel für die 
unheilvolle Allianz von Wirtschaft und Politik, die sich seit 
den 1990er Jahren unter dem verharmlosenden Namen 
„Öffentlich-Private Partnerschaft“ (ÖPP) europaweit mani-
festiert.
Typisch für diese Art von „Partnerschaften“ sind in der Re-
gel folgende Merkmale: Ein dubioses Vergabeverfahren, 
überproportionale Entscheidungsbefugnisse und exorbi-
tante Gewinngarantien zugunsten der beteiligten privaten 
Unternehmen. Und nicht zuletzt: Die Geheimhaltung aller 
Vereinbarungen und Dokumente gegenüber der Allge-
meinheit und den Abgeordneten.
Dass diese Merkmale auch im Fall der Teilprivatisierung 
der BWB gegeben waren, brachte die Offenlegung der 
geheimen Privatisierungsverträge an den Tag: Den priva-
ten Anteilseignern waren nicht nur außergewöhnlich hohe 

Mit Hilfe einer Schablone mit Blindenschrift können sehbe-
hinderte und blinde Bürger am 13. Februar 2011 in einem 
Wahllokal im Berliner Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf 
ihre Stimme zum Volksentscheid über die Offenlegung der 
Teilprivatisierungsverträge bei den Berliner Wasserbetrie-
ben abgeben. In dem ersten gewonnenen Volksentscheid in 
der Geschichte Berlins stimmten 660.000 Berlinerinnen und 
Berliner für die Offenlegung der Verträge. picture alliance/dpa
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Gewinne zugesichert worden, sondern das Land Berlin 
hatte sich überdies verpflichtet, für die Gewinne der Priva-
ten zu haften.2 Auch ließen es die getroffenen Vereinba-
rungen zu, dass sich der Berliner Senat seiner Entschei-
dungsbefugnisse beraubte – die betriebliche Führung der 
BWB lag am Ende faktisch bei den privaten Minderheits-
eignern.
Das Geschäftsmodell, das mit der Teilprivatisierung reali-
siert wurde, führte auch keineswegs zu der von den Politi-
kern in Aussicht gestellten Effizienzsteigerung, jedenfalls 
nicht im Hinblick auf die Erfüllung der öffentlichen Aufgabe 
der BWB. Im Gegenteil: Während der Zeit der „Partner-
schaft“ mit den privaten Wirtschaftskonzernen stiegen die 
Wasserpreise um 37 Prozent, und die Berliner mussten im 
deutschen Städtevergleich die höchsten Wasserpreise 
zahlen.3 Drei Wasserwerke wurden geschlossen, ökolo-
gisch wichtige Wasserschutzgebiete in lukratives Bauland 
verwandelt, Verwertungsrechte auf Patente privatisiert 
und der Personalbestand massiv abgebaut. Aufgaben wie 
Netzrehabilitation, Energieeffizienz und Reinigungsquali-
tät wurden nur unzureichend angegangen, und die Investi-
tionen blieben deutlich hinter dem zurück, was von den 
Wasserkunden dafür bezahlt worden war. Wieder einmal 
wurde allzu deutlich, dass ein prinzipieller Widerspruch 
besteht zwischen einem nach maximalem Gewinn streben-
den privaten Wirtschaftskonzern und einem am Gemein-
wohl orientierten öffentlichen Unternehmen.

Rekommunalisierung durch Rückkauf

Angesichts der unübersehbaren Negativfolgen der Öf-
fentlich-Privaten Partnerschaft, die schon vor dem Volks-
entscheid immer stärker ins Bewusstsein der Berliner Öf-
fentlichkeit getreten waren, ist das Votum der Berlinerinnen 
und Berliner nicht nur als Ausdruck der Forderung nach 
Transparenz und Partizipation zu verstehen, sondern auch 
als Entscheidung gegen eine Privatisierung der BWB und 
für deren Rekommunalisierung. Jedenfalls war nach Wahr-
nehmung des Berliner Wassertischs in der Berliner Öffent-
lichkeit die Meinung vorherrschend, dass Privatisierungen 
mit den in der öffentlichen Daseinsvorsorge zu erfüllenden 
Aufgaben prinzipiell nicht zu vereinbaren sind, zumal ähn-
liche Fälle mit negativen Folgen aus dem In- und Ausland 
bekannt wurden.4

Vor diesem Hintergrund forderte die Bürgerinitiative nach 
dem erfolgreichen Volksentscheid nicht nur die unverzügli-
che Umsetzung des Offenlegungsgesetzes, sondern auch 
die sofortige Aufkündigung der Öffentlich-Privaten Part-
nerschaft und die Rekommunalisierung der BWB. Sie be-
kam dabei Rückendeckung von Abgeordneten aller Par-
teien, die, anders als 1999, als das Abgeordnetenhaus die 
Teilprivatisierung mit großer Mehrheit beschlossen hatte, 
diese nun als „Fehler“ bezeichneten.
Da die mit den privaten Anteilseignern getroffenen Verein-
barungen nach Einschätzung namhafter Juristen rechts-
widrig5 waren, sprach sich der Berliner Wassertisch für 
eine kostengünstige Rekommunalisierung der BWB durch 
Rückabwicklung der Verträge mit den privaten Anteilseig-
nern wegen Nichtigkeit aus. Doch der Berliner Senat, der 
bei den erforderlichen rechtlichen Schrit ten hätte mit-
wirken müssen, verweigerte sich, da er, trotz der offen-
sichtlichen Rechtsverstöße bei der Teilprivatisierung, dem 
Grundsatz pacta sunt servanda oberste Priorität einräumte. 

So kam es schließlich im Oktober 2012 bzw. November 
2013 zum Rückkauf der Anteile durch das Land Berlin. Mit 
dieser im Vergleich zur Rückabwicklung teuren Lösung 
wurde eine fast 14-jährige Teilprivatisierung beendet, die 
den Berlinerinnen und Berlinern einen Berg an Problemen 
eingebracht hatte. 

Der Berliner Wasserrat: Auf Rekommunalisierung 
muss Demokratisierung folgen!

Die Rekommunalisierung der BWB durch teuren Rückkauf, 
der der Bevölkerung weitere Lasten im Zusammenhang mit 
der Teilprivatisierung aufbürdete, war für den Berliner 
Wassertisch kein befriedigendes Ergebnis. Zufrieden war 
man in der Bürgerinitiative auch insofern nicht, als der Se-
nat keinerlei Entschlossenheit erkennen ließ, den Vertrag 
mit den Privaten aufzulösen und die komplexe Holding-
struktur der BWB im Sinne demokratischer Kontrollierbar-
keit zu vereinfachen. 
Hinzu kam die Erkenntnis, dass die gesellschaftlichen Ent-
wicklungen der letzten Jahre den Charakter des öffentli-
chen Sektors tiefgreifend verändert haben: Der öffentliche 
Status eines Betriebes als solcher garantiert heute weniger 
denn je die gebotene Orientierung am Gemeinwohl. Zu 
gravierend ist die Dominanz partikularer privatwirtschaft-
licher Interessen gegenüber der Politik und zu verbreitet 
der Einfluss von Wirtschaftslobbyisten und der neolibera-
len Ideologie auf die Führungskräfte in Politik und Verwal-
tung.

Luftballons mit dem Aufruf zum 
Volksentscheid am 13. Februar 
2011 sind vor dem Branden-
burger Tor zu sehen. Eine 
Folge des erfolgreichen Volks-
entscheids war die Gründung 
des Berliner Wasserrats, der 
sich als basisdemokratisches 
Gremium der Bürgerbeteili-
gung an der Berliner Wasser-
bewirtschaftung versteht. Der 
offen zugängliche Wasserrat 
diskutiert turnusmäßig über 
wichtige Fragen rund um das 
Berliner Wasser.
 picture alliance/dpa
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Die Gefahr weiterer Schädigungen des Gemeinwesens 
durch eine unangemessene Ausrichtung der rekommunali-
sierten BWB an privatwirtschaftlichen Prinzipien schien 
deshalb keineswegs gebannt. Aus diesem Grund erstellte 
der Berliner Wassertisch mithilfe von Unterstützern, die 
über die entsprechende Expertise verfügten, die Berliner 
Wassercharta. Sie enthält die Kriterien für eine transpa-
rente, sozial gerechte, ökologisch nachhaltige und demo-
kratische Wasserbewirtschaftung, anhand derer sich das 
Handeln der BWB orientieren soll. Nicht zuletzt die Erfah-
rungen im Zusammenhang mit der Wasserprivatisierung in 
Berlin hatten jedoch deutlich gemacht, dass es im Hinblick 
auf die Umsetzung der in der Wassercharta geforderten 
Standards nicht genügen würde, lediglich vertrauensvoll 
auf die Organe der repräsentativen Demokratie zu setzen. 
Aus diesem Grund beließ es der Berliner Wassertisch nicht 
bei der Erstellung der Wassercharta, sondern gründete im 
November 2013 unter dem Motto „Auf Rekommunalisie-
rung muss Demokratisierung folgen“ den Berliner Wasser-
rat, einen Bürgerrat, der den Repräsentativorganen an die 
Seite gestellt werde sollte.
Beim Berliner Wasserrat handelt es sich um ein basisdemo-
kratisches Gremium der Bürgerbeteiligung an der Berliner 
Wasserbewirtschaftung, das öffentlich zugänglich ist und 
die Aufgabe wahrnimmt, turnusmäßig über wichtige Frage-
stellungen rund um das Berliner Wasser zu diskutieren, um 
entsprechende Stellungnahmen zu veröffentlichen oder 
Anträge an die BWB zu richten. In diesem Gremium haben 
seit seiner Gründung zahlreiche Vertreter gesellschaftli-
cher Initiativen, Organisationen und Verbände mitgewirkt 
oder als Experten Vorträge gehalten wie etwa Anne Le 

Strat, Präsidentin von Eau de Paris und ehemalige Vizebür-
germeisterin von Paris, Gisela Erler, Staatsrätin für Zivilge-
sellschaft und Bürgerbeteiligung in Baden-Württemberg 
oder der Autor und „Wassermann“ Ralf Steeg, um nur ei-
nige zu nennen6. 
Die Resonanz in der Öffentlichkeit war gleichwohl eher 
verhalten. Es wurde deutlich, dass der Berliner Wasserrat 
ohne offiziell zuerkannte Informations-, Antrags- und Mit-
bestimmungsrechte auf Dauer zu wenig Einfluss und Öf-
fentlichkeitswirkung würde generieren können, um die an-
gestrebte Mitwirkung der Bevölkerung zu erreichen. So 
entstand die Idee zu einem umfassenderen Modell der 
Partizipation der Bürgerinnen und Bürger an den Berliner 
Wasserbetrieben, das den bereits bestehenden Wasser-
rat als zentrales basisdemokratisches Element integriert 
und durch dessen institutionelle Einbettung zu einem in 
Hinblick auf Transparenz und demokratische Kontrolle 
wirksameren Gremium macht. 

Die Integration des Berliner Wasserrats in ein 
erweitertes Partizipationsmodell

Das vom Berliner Wassertisch vorgeschlagene Modell 
sieht eine direktdemokratische7 und kontinuierliche ergeb-
niswirksame Mitwirkung von interessierten Berlinerinnen 
und Berlinern an der Berliner Wasserbewirtschaftung vor, 
wobei der Fokus auf den zukunftsrelevanten, grundlegen-
den Zielen, Prinzipien und Weichenstellungen der Berliner 
Wasserbetriebe (BWB) liegt. Zu diesem Zweck erhalten 
die Bürgerinnen und Bürger umfassende Informations-
rechte in Bezug auf die BWB.8 
Zentrale Gremien der Partizipation sind der Berliner Zu-
kunftsrat9 Wasser, in dem 25 bis 40 durch qualifizierte Zu-
fallsauswahl10 bestimmte Berlinerinnen und Berliner für ein 
oder zwei Jahre mitwirken, außerdem der real bestehende, 
frei zugängliche Berliner Wasserrat als vorgeschaltetes 
Gremium, das im Hinblick auf die im Zukunftsrat zu bera-
tenden und beschließenden Themen oder Anträge eine 
Sortier funktion übernimmt. Beide Gremien sind bei der 
Berliner Verwaltung angesiedelt, wobei dem Zukunftsrat 
dort eine Geschäftsstelle zugeordnet ist, die organisatori-
sche Aufgaben übernimmt und die nötigen Mittel, etwa für 
Moderatoren oder externe Experten bereitstellt.
Essentiell sind die im Modell vorgesehenen Mitbestim-
mungsrechte der beteiligten Bürgerinnen und Bürger: Die 
Mitglieder des Zukunftsrats besitzen nicht nur das Recht, 
Anträge an die BWB zu stellen, zu denen zeitnah Stellung 
genommen werden muss, sondern entsenden zwei Vertre-
ter aus ihren Reihen in den Aufsichtsrat der BWB. Darüber 
hinaus hat der Zukunftsrat im Fall einer nicht aufgelösten 
Kontroverse mit den BWB unter bestimmten Bedingungen 
das Recht, ein Veto mit aufschiebender Wirkung einzule-
gen und ggf. die übrige Berliner Bürgerschaft über ein Be-
teiligungsformat seiner Wahl einzubeziehen, um den Ent-
scheidungsprozess voranzubringen; die Letztentschei-
dung liegt dabei jedoch grundsätzlich beim Berliner 
Abgeordnetenhaus. Unabhängig von einem Veto können 
die zusätzlichen Beteiligungsformate unter bestimmten Be-
dingungen aber auch zu dem Zweck durchgeführt werden, 
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ein breiteres Spektrum an Perspektiven und Ideen aus der 
Gesamtbevölkerung zu gewinnen. 
Die Bürgerinnen und Bürger im Wasserrat wiederum ha-
ben das Recht, dem Zukunftsrat eine begrenzte Anzahl 
Themen oder Anträge vorzugeben, aus denen dieser dann 
mindestens eines auszuwählen und in angemessener Zeit 
zu bearbeiten hat; daneben werden sie auch über die in-
formellen Beziehungen, die sich mit den Mitgliedern des 
Zukunftsrats zwangsläufig entwickeln, Einfluss ausüben 
können.11 
Die Konzeption eines vorgeschalteten Wasserrats soll ge-
währleisten, dass der Zukunftsrat immer wieder Ideen und 
Impulse aus der gesamten Berliner Bürgerschaft erhält und 
auch die nicht für den Zukunftsrat ausgewählten, aber am 
Umgang mit dem Wasser interessierten Berlinerinnen und 
Berliner direkten Einfluss darauf ausüben können. Auf diese 
Weise wird auch die Beteiligungsdynamik und Mitwir-
kungsmotivation lebendig erhalten. In diesem Modell ist 
die Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger keine bloße „Mit-
machfalle“12, bei der ein Nachlassen des Engagements 
vorprogrammiert ist.
Des Weiteren soll das Modell auch dazu dienen, die Viel-
falt der in die Wasserbewirtschaftung eingebrachten Per-
spektiven zu erhöhen, die politische Bildung bei allen Be-
teiligten, einschließlich der bei den Wasserbetrieben Be-
schäftigten und der involvierten Verwaltungsmitarbeiter 
und Politiker, zu verbessern und verlorenes gegenseitiges 
Vertrauen wiederherzustellen. Eine Bürgerbeteiligung in 
dieser Form verbessert die Legitimität und Umsetzbarkeit 
staatlicher Entscheidungen. Darüber hinaus lässt sie quali-
tativ hochwertigere und kreativere Ergebnisse im Sinne 
des Gemeinwohls erwarten, als dies bei der herkömmli-
chen Bewirtschaftung durch die öffentlichen Verwaltun-
gen und Repräsentativorgane der Fall ist; erst recht gilt das 
im Vergleich zum Einbezug einzelwirtschaftlich orientierter 

Privatunternehmen durch Privatisierungen oder Öffentlich-
Private Partnerschaften. 
Das Partizipationsmodell des Berliner Wassertischs wird 
unter dem Leitprinzip „Nicht weniger Staat, sondern bes-
serer Staat“ zurzeit verschiedenen Ansprechpartnern aus 
Politik, Verwaltung und Wissenschaft vorgestellt. Bei ers-
ten Gesprächen mit Vertretern des Personalrats der Berli-
ner Wasserbetriebe, der Gewerkschaft ver.di und Vertre-
tern der Parteien stieß die vorgeschlagene Form der Parti-
zipation auf überwiegend positive Resonanz. Durch den 
vor kurzem getroffenen Beschluss des Berliner Abgeordne-
tenhauses, Berlin zur Blue Community zu machen, ist zudem 
ein neuer politischer Kontext entstanden, der die Wahr-
scheinlichkeit einer ernsthaften Diskussion und Prüfung des 
Vorschlags von Seiten der Entscheidungsträger deutlich 
erhöht. Das Modell könnte sich als nützlicher Bezugsrah-
men für die konkrete Ausgestaltung von basisdemokratisch 
fundierten Gremien der direkten Bürgerbeteiligung an ei-
nem öffentlichen Unternehmen der Daseinsvorsorge er-
weisen und dazu beitragen, eine Zukunftsvision für unsere 
Demokratie zu eröffnen.

ANMERKUNGEN

1 Genaugenommen ging es um den Volksentscheid über ein Gesetz für 
die vollständige Offenlegung von Geheimverträgen zur Teilprivatisierung 
der Berliner Wasserbetriebe. Laut Landesverfassungsgericht Berlin besit-
zen die Berlinerinnen und Berliner die gleiche Gesetzgebungskompetenz 
wie das Berliner Abgeordnetenhaus (VerfGH 63/08, Berlin 06.10.2009).
2 Es gab sogar eine Vertragsklausel, die den Berliner Senat verpflichte-
te, den privaten Unternehmen den „Schaden“ zu ersetzen, der sich unter 
Umständen daraus ergeben würde, dass Bestimmungen von Gesetzen, 
die den Teilprivatisierungsverträgen zugrunde lagen, vom Landesverfas-
sungsgericht für nichtig erklärt würden. In diesem Fall hatte das Land Ber-
lin in entsprechender Höhe auf eigene Gewinne zu verzichten, oder, wenn 
dies nicht ausreichen würde, einen Ausgleich aus dem Landeshaushalt zu 
zahlen. 

Ein Glas mit dem Schriftzug 
„Berliner Wasserbetriebe“. 
 Vieles spricht dafür, dass eine 
öffentliche Wasserbewirtschaf-
tung unter direkter Mitwirkung 
und Mitbestimmung der Bürge-
rinnen und Bürger qualitativ 
hochwertigere, kreativere und 
konsensfähigere Resultate im 
Sinne des Gemeinwohls 
erbringt, als dies bei der her-
kömmlichen Bewirtschaftung 
der Fall ist.
 picture alliance/dpa
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3 Das Bundeskartellamt hat deshalb im Juni 2012 eine Preissenkungs-
verfügung gegen die Berliner Wasserbetriebe wegen „missbräuchlich 
überhöhter Wasserpreise“ verfügt.
4 Zahlreiche Beispiele aus Deutschland finden sich u. a. bei Werner Rü-
gemer: Privatisierung in Deutschland. Eine Bilanz. Von der Treuhand zu 
Public Private Partnership. Münster 2006. 
5 So sind laut Markus Krajewski, Professor für Öffentliches Recht und 
Völkerrecht an der Universität Erlangen-Nürnberg, „Geheimverträge, Ge-
winngarantien für private Unternehmen und die Auflösung politischer Ver-
antwortung in sog. Öffentlich-privaten Partnerschaften mit den Grund-
werten der Europäischen Union unvereinbar“ (M. Krajewski, 2011, pers. 
E-Mail an die Verf.). Nach Silke R. Laskowski, Professorin für Öffentliches 
Recht, Völkerrecht und Europarecht an der Universität Kassel „ist das ‚Ber-
liner Holding Modell‘ bereits wegen Verstoßes gegen das Demokra-
tieprinzip als verfassungswidrig zu betrachten.“ (Silke R. Laskowski, 2011, 
pers. E-Mail an die Verf.). 
6 Siehe dazu die Website des Berliner Wasserrats. URL: www.berliner-
wasserrat.de [23.10.2018].
7 Der Begriff stellt hier darauf ab, dass die Mitwirkung und Mitentschei-
dung der Bürgerinnen und Bürger direkt erfolgt, d. h. nicht vermittelt über 
Organe der repräsentativen Demokratie.
8 Das Berliner Informationsfreiheitsgesetz ist im Sinne umfassender 
Transparenz weiterzuentwickeln. Dass diese Forderung keineswegs unan-
gemessen ist, zeigt nicht zuletzt die Entscheidung der 10. Internationalen 
Konferenz der Informationsbeauftragten in Manchester 2017. In dieser 
Entschließung wird gefordert, die Transparenzpflicht staatlichen Han-
delns auch dann zu garantieren, wenn öffentliche Dienstleistungen durch 
Firmen der Privatwirtschaft erbracht werden. URL: www.bfdi.bund.de/DE/
Infothek/Pressemitteilungen/2017/16_ICIC_Manchester.html. 
9 Das Zukunftsrat-Konzept geht auf Claus Leggewie und Patrizia Nanz 
zurück, wird aber hier im Sinne einer Mitentscheidungsmöglichkeit der 
Bürgerinnen und Bürger anders akzentuiert (vgl. Claus Leggewie/Patrizia 
Nanz: Neue Formen der demokratischen Teilhabe am Beispiel der Zu-
kunftsräte. In: Jörg Sommer (Hrsg.): Kursbuch Bürgerbeteiligung. Berlin 
2015, S: 167–182). 
10 Qualifizierte Zufallsauswahl meint hier die reine Zufallsauswahl der 
Zukunftsratsmitglieder aus jeweils bestimmten Bevölkerungs- bzw. Experten-
gruppen, die sich beworben haben, wobei die ‚Normalbevölkerung‘ ein 
deutliches Übergewicht gegenüber den Experten haben sollte. Alternativ 
könnte auch die reine Zufallsauswahl aus dem Melderegister zum Zuge 
kommen (ähnlich wie bei Schöffen am Gericht). Zur Bedeutung einer Zufalls-
auswahl vgl. David van Reybrouck: Gegen Wahlen. Göttingen 2016.
11 Zu weiteren Einzelheiten des Modells siehe URL: www.berliner-was-
sertisch.net [23.10.2018].
12 Vgl. Thomas Wagner: Die Mitmachfalle. Bürgerbeteiligung als Herr-
schaftsinstrument. Köln 2013.
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»Fake News« - ein Produkt der neuen Medien?
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Karl Goebler ist Ökonom und arbeitet als Analyst bei einer inter-
nationalen Unternehmensberatung. Er engagiert sich für „Ge-
meingut in BürgerInnenhand“, unterstützt den Berliner Wasser-
tisch und ist Mitbegründer des Berliner Wasserrats.
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Ulrike von Wiesenau ist freie Konzertorganistin. Als Pressespre-
cherin des Berliner Wassertisches, Gründerin von „Gemeingut in 
BürgerInnenhand“ und im Vorstand des Freiburger Instituts für 
soziale Gegenwartsfragen setzt sie sich für den Schutz der Ge-
meingüter und für mehr direkte Demokratie ein.
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WASSER IST ZWIEGESICHTIG

Tiefe, die verlockt und verschlingt 
Das Meer und das Wasser in ihren kulturellen und katastrophischen Effekten

Hartmut Böhme

Die literarischen Texte, die Hartmut Böhme vorstellt und 
interpretiert, zeigen die zwei Gesichter des Wassers: Es 
kann lebenssteigernd und frei, doch auch abgründig und 
gefährlich, gar tödlich sein. Das Verlockende und die 
tödliche Dynamik, das Doppelgesicht von Eros und Tod 
zeigen sich beispielsweise in der Figur der Wasser-Frau. 
Die „Eroberung“ des Wassers und die Entdeckung der 
Meere haben literarische Entsprechungen. So spiegelt 
die „Odyssee“ von Homer den stets von Angst begleite-
ten Übergang von territorialen zu marinen Herrschafts-
formen wider. Angst nicht zuletzt deswegen, weil Schiff-
fahrt stets mit der Gefahr des Schiffbruchs und Unter-
gangs verbunden ist. Menschen waren der destruktiven 
Kraft des Wassers nicht nur in früheren Zeiten ausgesetzt. 
Die Flutkatastrophen der letzten Jahre sind ein deutlicher 
Beleg dafür, dass heutige Generationen weiterhin mit 
Naturgewalten konfrontiert sind. Das Verderben, das 
durch Wasser über Menschen kommen kann, zeigt sich 
aber nicht nur in Katastrophen. Inmitten des Ozeans wer-
den Individuen auf sich selbst zurückgeworfen, indem 
ihnen „in einer Nussschale auf dem Wasser“ die Gefähr-
lichkeit des Meeres und seine gewaltige Raumdimension 
bewusst werden.  

„Feuchtgefühl des Gewässers“: Goethe badet

1775. Die erste Schweizer Reise, die Goethe bis auf den 
Gotthardt führt. Goethe und seine drei Begleiter treten in 
Werther-Kleidung auf. Die jungen Männer baden in 
Schweizer Seen und Flüssen – „halb nackt wie ein poeti-
scher Schäfer, oder ganz nackt wie eine heidnische Gott-
heit“. Man kann sich denken, dass die braven Schweizer 
ob dieser nackten Götter Griechenlands aus Deutschland 
empört sind. „Nackte Körper jedoch leuchten weit“, so 
dass „Mißwollende“ die Badenden mit Steinen bewerfen. 
Doch „beim Anblick und Feuchtgefühl des rinnenden, lau-
fenden, stürzenden, in der Fläche sich sammelnden, nach 
und nach zum See sich ausbreitenden Gewässers“ mögen 
sie „der Versuchung nicht zu widerstehen“, „ganz unver-
fänglich die Kleider abzuwerfen und sich kühnlich den 
schäumenden Stromwellen entgegen zu setzen“. Der alte 
Goethe kommentiert diese „Frechheit“ als „wildes, unbän-
diges, ja heidnisches Naturell“. Rebellischen Rousseauis-
mus mag man diese Episode nennen: Der Körper und das 
Wasser, das ihn umrinnt, überstürzt, weich umspielt, er-
frischt, leicht macht, erquickt und ein „wildes, teils von der 
Kühlung, teils von dem Behagen aufgeregtes Lustjauch-
zen“ weckt. Das ist gegen die gesitteten Lebensverhält-
nisse der Protest des erotischen Körpers im Namen der An-
tike. Noch genauer erkennt man dies in den angeblich 
„unter Werthers Papieren“ gefundenen Briefen aus der 
Schweiz von 1796:

„Ich veranlaßte Ferdinanden zu baden im See; wie herrlich 
ist mein junger Freund gebildet! welch Ebenmaß aller Teile! 
welch eine Fülle der Form, welch ein Glanz der Jugend, 
welch ein Gewinn für mich, meine Einbildungskraft mit die-
sem vollkommenen Muster der menschlichen Natur berei-
chert zu haben! Nun bevölkre ich Wälder, Wiesen und Hö-
hen mit so schönen Gestalten; ich seh ihn als Adonis den 
Eber folgen, ihn als Narciß sich in der Quelle bespiegeln!
Noch aber fehlt mir leider Venus die ihn zurückhält, Venus, 
die seinen Tod betrauert, die schöne Echo, die noch einen 
Blick auf den kalten Jüngling wir ft ehe sie verschwindet. Ich 
nahm mir fest vor, es koste was es wolle, ein Mädchen in 
dem Naturzustande zu sehen wie ich meinen Freund gese-
hen hatte“ (MA IV.1, 640).1

Die Briefe aus der Schweiz sind angeregt durch die drit te 
Schweizreise. Im Umkreis der Lehrjahre wendet sich der 
nunmehr 47-jährige Goethe erneut der Werther-Problema-
tik zu. Die homoerotische Badeszene und der voyeuristi-
sche Anblick einer nackten Frau, den sich Werther von ei-
ner Kupplerin in Genf arrangieren lässt, – diese Szene ist 
der nicht erzählte Hintergrund des Werther-Schicksals: 
nämlich der Mangel an sexuellen Erfahrungen. Venus und 
Adonis, an deren Anblick Werther sich begeistert, sind die 
Gegenbilder der züchtigen Lotte.

Ein von Karl Friedrich Schinkel 
entworfenes Bühnenbild zu 
E.T.A. Hoffmanns Oper 
„Undine“. Aus dem Wasser 
taucht das „feuchte Weib“ auf, 
Figuration der weiblichen Ver-
führung. Sie stellt dem „Men-
schenwitz“ und der „Men-
schenlist“ die erotische Seligkeit 
des Untergangs im nassen Ele-
ment gegenüber.
 picture alliance/dpa
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So also erwachen erotische Bilder im 18. Jahrhundert. Ein 
mittzwanziger Bürgersohn hat noch kein nacktes Mäd-
chen gesehen. Er findet am Leib des badenden Freundes 
das Muster der Schönheit und bevölkert die Landschaften 
seiner Phantasie mit den antiken Figuren des Erotischen.
Im Wasser offenbart sich der Eros zwiegesichtig – lebens-
steigernd, frei, jauchzend, doch auch abgründig, gefähr-
lich, tödlich. Das Wasser selbst ist zwiegesichtig, ja zwei-
geschlechtlich. Von den antiken Wasser-Mythologien her 
ist das bekannt. Der männliche Okeanos, bewegt, mächtig, 
zeugend; das mütterliche Meer, das Urgewässer, ruhend, 
archaisch, gebärend; die männlichen Flussgottheiten; die 
weiblichen Quellnymphen; die verschlingende Kraft des 
Meeres und die kulturbegünstigende Lage an Flüssen. All 
dies kehrt in den Goethe‘schen Phantasmen des Wassers 
wieder. Lebensgrund und Todesabgrund, Verschmelzung 
mit dem All-Einen und Kampf mit dem feindlichen Element, 
das den Menschen bedroht und seine Selbstbehauptung 
herausfordert.

Ertrinken und Retten

In dem fast 50 Jahre späteren Roman Wilhelm Meisters 
Wanderjahre berichtet Wilhelm von einer Badeszene mit 
einem Fischerknaben, der ihn ins verführerische Element 
des Wassers lockt. Nackt wie die Werther-Jünglinge von 
1775 baden beide Knaben im Fluss. Die Scheu Wilhelms 
„vor dem unbekannten Elemente“ wird vom Fischerjungen 
überspielt. Nach dem Bade, voreinander stehend, sind die 
Augen Wilhelms „von einer dreifachen Sonne geblendet: 
so schön war die menschliche Gestalt, von der ich nie ei-
nen Begriff gehabt“ (MA XVII, 501). Die dreifache Sonne: 

sie ist kosmisches Zeichen, Leibesschönheit und inneres 
Licht. Doch diese Initiation ins kosmologische, medizini-
sche und ästhetische Geheimnis enthält schon den Tod, 
der auch im Wasser ist: nämlich als Krebs, ein saturnisches 
Melancholie-Tier mit todesweisender Bedeutung. Einen 
Tag später ertrinkt der Fischerknabe im Fluss. Zwiegesicht 
des Wassers: Ort kosmischer Einweihung und Ort des To-
des. Diese Episode ist die Urszene der Motivation Wil-
helms für den Arztberuf: Den Ertrinkenden wiederbeleben 
– das ist beim späten Goethe das Gleichnis für die ret-
tende Bewahrung vor den bedrohlichen Aspekten der ele-
mentaren Natur.
Der Roman endet damit, dass der Sohn Wilhelms mit dem 
Pferd in einen Fluss stürzt, „entseelt“ herausgezogen und 
von Wilhelm, der nun mit der Medizin vertraut ist, wieder-
belebt wird. Dies ist die symbolische Wiedererschaffung 
des Menschen, der durch die gefährlichen Elemente der 
Natur bedroht ist.

Verlockung der Wasser-Frau

Wenn ein Mann ertrinkt, so niemals ganz unfreiwillig. Drei 
Jahre nach den Schweizer Badeszenen schreibt Goethe 
1778 die Ballade Der Fischer. Die Sirene, die Nymphe, die 
Undine lebt. Ja, sie hat große Zukunft in der romantischen 
Literatur des 19. Jahrhunderts, man denke an die „Undine“ 
Friedrich de la Motte Fouqués und E. T. A. Hoffmanns 
gleichnamige Oper bis zu Christian Andersens „Meer-
jungfrau“. Aus dem Wasser taucht das „feuchte Weib“ auf, 
Figuration der weiblichen Verführung, und spricht: Sie stellt 
dem „Menschenwitz“ und der „Menschenlist“ die erotische 
Seligkeit des Untergangs im nassen Element gegenüber. 
Hier auch kehrt die Spiegelfunktion des Wassers aus dem 
Narziss-Mythos von Ovid wieder (Metamorphosen III, 
339–512):
Labt sich die liebe Sonne nicht, 
Der Mond sich nicht im Meer?
Kehrt wellenatmend ihr Gesicht 
Nicht doppelt schöner her?
Lockt dich der tiefe Himmel nicht, 
Das feuchtverklärte Blau?
Lockt dich dein eigen Angesicht 
Nicht her in ewgen Tau? (MA II.1, 42)

Diese Vertiefung des Makrokosmos (Sonne, Mond, Him-
mel) und des Mikrokosmos („dein eigen Angesicht“) im 
Wasserspiegel wird als die Verlockung des Weiblichen 
verstanden. Diese entspricht den Sehnsüchten nach Auflö-
sung im archaischen Urwasser, in der mütterlichen Matrix. 
Es ist dies das Begehren des Mannes, das Begehren aber 
auch der Poesie, die im Sirenenklang der Verse dieser 
Wassernixe aufklingt. In der Verschmelzung von Frau und 
Wasser, wie sie in zahllosen Nymphen, Sirenen, Undinen, 
Nixen begegnet, trägt die Frau das Doppelgesicht von 
Eros und Tod, Verführung und Schuld. Sie ist gespalten in 
das Zauberwesen des Unglücks und in die Wunschfigur 
dessen, was Gottfried Benn die „thalassale Regression“ 
oder Sigmund Freud die „ozeanischen Gefühle“ nennt.2 
Weil sie der Verführungskraft des Wassers verfallen sind, 
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ertrinken Fischer und Fische-Knabe. In der Romantik dann 
enden viele Novellen für die Protagonisten, die mit der Na-
tur oder dem Weiblichen verschmelzen, tödlich oder im 
Wahnsinn. Gewiss gehören die femmes fatales zu dieser 
ebenso verlockenden wie gefährlichen Phantasien.
Oft genug hatten reale Frauen den Preis dafür zu zahlen, 
dass ihnen im Begehren der Männer die sowohl beseli-
gende wie tödliche Dynamik des Wassers begegnete. Die 
mythische Gefahr des Wassers mag daher rühren, dass es, 
sofern es nicht magische Reinigungskraft zeigt wie das 
Taufwasser, das Element des Unheils und der Sünde ist. In 
der Apokalypse des Johannes ist das Meer der Ursprungs-
ort des siebenköpfigen Seeungeheuers, das die sieben 
Todsünden symbolisiert. Auch die mythischen Ungeheuer 
Behemoth und Leviathan (Hiob, Kap. 40) sind Seeunge-
heuer.
Fast fünf Jahrzehnte später, 1823, zur Zeit der Wanderjahre, 
kommt Goethe gegenüber Eckermann auf die Ballade vom 
Fischer zurück. Als wüsste er um das Imaginäre des Begeh-
rens, kritisiert er Maler, die den Fischer und die Wasserfrau 
zum Gegenstand eines Gemäldes machen:
„Da malen sie z. B. meinen Fischer und bedenken nicht, daß 
sich das gar nicht malen lasse. Es ist ja in dieser Ballade 
bloß das Gefühl des Wassers ausgedrückt, das Anmutige, 
was uns im Sommer lockt, uns zu baden; weiter liegt nichts 
darin, und wie läßt sich das malen!“ (Goethe an Eckermann 
am 3. November 1823, MA XIX, 60).
In der Tat bestätigen die zahllosen Gemälde von Wasser-
frauen und ihnen verfallenen Männern, was Goethe hier 
konstatiert: die malerische Undarstellbarkeit des „Gefühls 
des Wassers“.
Eine ganz andere Form, sich von der Unterwasserwelt fas-
zinieren zu lassen, ist das U-Boot als autarke Lebensein-
heit. Wenige Jahrzehnte nach Goethe, in Jules Vernes Ro-
man „20 000 Meilen unter dem Meer“ von 1869/703, hat 
sich der Protagonist Kapitän Nemo in den Tiefengrund des 
Meeres zurückgezogen – in einem völlig autarken, tech-
nisch perfekten U-Boot und einer gesichtslosen Mann-
schaft, die – wie das U-Boot selbst – nichts als eine instru-
mentelle Erweiterung Nemos ist. ‚Nemo’ heißt so, wie sich 
Odysseus gegenüber dem höhlenbewohnenden Zyklopen 
Polyphem nennt: „Outis“ (Οữτις), dt. „niemand, keiner“, lat. 
nemo, altlat. hemo = Mensch. Der Kapitän ist nemo nostrum, 
keiner von uns. Denn er hat mit der Menschheit gebrochen 
und mithilfe seines U-Boots im Meer eine heimatlose Hei-
mat gefunden. Nemo ist einer dieser genialen Wissen-
schaftlertypen mit perfekt eingekapseltem Ich (das ist sein 
U-Boot). Unerkannt und ruhelos durchstreift er die Welt-
meere und erforscht die üppige, gewaltige, ebenso schöne 
wie erhabene Tiefendimension der Natur. Das künstliche 
Milieu des autarken Bootes ist auch ein Bild des Fichte-
schen absoluten Ich. Von der Menschengesellschaft radi-
kal abgewandt und in seiner Freiheit durch nichts einge-
schränkt, hängt Nemo völlig von der nutritiven und energe-
tischen Potenz des (mütterlichen) Meers und der technischen 
Hülle, dem uterinen U-Boot ab. Nemo ist nicht nur ein Mis-
anthrop, sondern auch ein Parasit des Meeres und, von der 
Technik her gesehen, ein Parasit eben der Kultur, von der er 
sich polemisch abgewendet hat. Er agiert wie ein Nietz-
scheanischer Herrenmensch, ein autoritärer, zölibatärer 
Alleinherrscher seiner mobilen Reichszelle in der Tiefe, ein 
Verehrer der unterirdischen Natur, in der er das Weibliche 
und Mütterliche, dem er verfallen ist, niemals erkennt. 
Nemo ist nicht nur der nautische Nachfahre des Odysseus, 

sondern die technische Realisation des absoluten romanti-
schen Subjekts. 

Kleiner Abriss der Katastrophenstatistik der letzten 
Jahre

Der größte Rückversicherer der Welt, die Munich Re, legt 
jährlich einen Jahresbericht über Naturkatastrophen vor: 
 l Das Jahr 2017 erreicht den historischen Schadens-

höchststand von 330 Milliarden US-Dollar. 
 l 93 Prozent der Schadensereignisse entfielen auf Wetter-

ereignisse. Er fasst wurden insgesamt 710 relevante Er-
eignisse; im 30-Jahres-Vergleich lag der Schnitt bei 490 
Ereignissen. 

Das Resümee der Munich Re lautete seit 2011 immer gleich: 
„Extreme Wetterverhältnisse, ausgelöst durch den fort-
schreitenden Klimawandel, erzeugen immer höhere Schä-
den“. Bei Katastrophen sind die am wenigsten aufgeregten 
Institutionen die Versicherungen. Sie tun nichts weiter, als 
sogenannte Ereignisse zu registrieren, zu klassifizieren und 
in Langzeitentwicklungen zu transformieren, um daraus 
die Risikowahrscheinlichkeiten und Versicherungspolicen 
zu berechnen. Es gibt keine kühlere Umgangsweise mit 
 Katastrophen als diese. Sie hat nichts mit Religion, Moral, 
Politik, Nation, Medienerregungen, mit Heldentum und 
Versagen, Trauer und Schmerz, Solidarität und professio-
nellen Hilfsmaßnahmen zu tun. Die Rückversicherer sind 
am nahesten am Ereignis und zugleich am meisten distan-
ziert.

Eine etruskische Urne zeigt Odysseus und die Sirenen. Die 
Auseinandersetzung mit dem Meer in der „Odyssee“ von 
Homer spiegelt den kulturellen Sprung des Landvolks der 
Griechen auf die See wider, den Übergang von territorialen 
zu marinen Herrschaftsformen. Es sind Kultivierungsleistun-
gen, durch die sich die Griechen auf die Übermächte der 
Natur einstellten: in der Religion, in Mythos, Wissenschaft 
sowie Technik, Seefahrt und Navigation. picture alliance/dpa
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Um 500 n. Chr. verdichteten sich in Byzanz die Nachrich-
ten über katastrophale Ereignisse: Erdbeben, Großbrände, 
Dürrekatastrophen, Überschwemmungen, Brandschatzun-
gen und Pest schienen das oströmische Reich heimzusu-
chen. Der Mittelmeergürtel gehört zu einer erdbeben- und 
vulkanaktiven geologischen Zone, weswegen auch Tsuna-
mikatastrophen und Großbrände nicht selten waren. Die 
Katastrophenbewältigung bestand darin, die Naturkatas-
trophen als Symptome einer gestörten Gott-Mensch-Kom-
munikation, d. h. gerade nicht als physikalische, sondern 
als semantische Ereignisse zu deuten. Katastrophen liegen 
erst dann vor, wenn sie als solche Bedeutungsgeschehen 
konstruiert werden. Durch Opfer und Bittzeremonien ver-
suchte man, die pax deum wieder herzustellen. Katastro-
phen waren Zeichen bzw. Vorzeichen. Die kultische Süh-
nung ist in alten Kulturen die Form postkatastrophischer 
Sinnbewältigung. Dass die hermeneutische Arbeit die 
Hauptsache war, wurde im Christentum noch verstärkt. Ka-
tastrophen wurden erklärt durch apokalyptische und chro-
nographische Spekulationen. Dazu gehörten in Ostrom 
vor allem die Weltende-Erwartungen: um 500 würde die 
Welt untergehen und zu diesem Beginn des Weltendes ge-
hörte als Vorzeichen die erschreckende Serie von Natur-
katastrophen.4 
Wir halten fest: das moderne Risikomanagement konzent-
riert sich auf Bewältigung von feststellbarem Schaden; die 
antike Variante zielt dagegen auf die symbolische Heilung 
der Wunden in der menschlichen und göttlichen Welt. Ge-
waltige Zerstörungen sind in der Moderne „Ereignisse“, 
deren letzter Referent eine sinnfreie Natur ist; während 
diese Natur in der Antike nur das Medium darstellt, durch 
das mächtige Botschaften in die Menschenwelt einbre-
chen, die die Identität von Gemeinschaften erschüttern 
und semantische Antworten erfordern. In der Moderne wird 
der materielle Schaden kompensiert, in der Antike wird der 
symbolische Schaden geheilt. Nun sind aber auch in der 
Moderne Großschadensfälle nicht nur „Ereignisse“, son-
dern ebenfalls Katastrophen, d. h. sie betreffen die morali-
sche und affektive, oft auch die politische Ordnung von 

Kollektiven – und sie müssen deswegen auch semantisch 
reguliert werden.5 Dafür sind heute nicht mehr Priestereli-
ten zuständig, sondern die Medien und die Politik. Sie 
übernehmen jene Aufgaben, die Religionen und Rituale in-
nehatten – und sie müssen es tun, weil auch bei modernen 
Katastrophen nach Schuld gesucht wird. Darum können 
noch heute die Toten als Opfer für das (unverdiente) Über-
leben des Kollektivs verstanden werden; oder die Opfer 
der Katastrophe erfordern neue Opfer – nämlich Sünden-
böcke –, um für die Katastrophe Sühnearbeit zu verrichten. 
Vielleicht ist gerade deswegen, weil Naturkatastrophen 
kontingent sind, der Bedarf nach sinnerzeugenden Narra-
tiven nie so groß und fordernd wie hier. Es lässt sich eine 
Regel aufstellen: mit Naturkatastrophen, Epidemien, Kri-
sen steigt der Orientierungs- und Sinnbedarf. Eben darum 
ist jede Katastrophe potentiell eine Gefährdung der Eliten, 
wenn diese den vom Kollektiv ausgehenden Erwartungen 
auf Sinndeutung nicht nachkommen. Umgekehrt ist die Ver-
lockung der für Sinnverwaltung zuständigen Eliten sehr 
groß, die Katastrophe zu instrumentalisieren, um das Volk 
mit herrschaftsaffirmativen Deutungen zu binden.

Im Anfang war die Angst 

Die Auseinandersetzung mit dem Meer in der „Odyssee“ 
von Homer spiegelt den kulturellen Sprung des Landvolkes 
der Griechen auf die See, den Übergang von territorialen 
zu marinen Herrschaftsformen. Es sind bedeutende Kulti-
vierungsleistungen, durch die sich die Griechen auf die 
Übermächte der Natur einstellten: symbolisch wie prak-
tisch, in der Religion, in Mythos, Wissenschaft sowie Tech-
nik, Seefahrt und Navigation. Die Odyssee reflektiert noch 
jenes mythische Bewusstsein, das die Natur als Schauplatz 
von Göttern phantasiert – im Guten wie im Bösen. Wetter-
gottheiten sind nicht nur in Griechenland, sondern in vie-
len Kulturen verbreitet. In der Antike tragen fast alle Natur-
erscheinungen die Namen von Gottheiten.
Denn die Götter stellten sich vorwiegend in der stummen 
Beredsamkeit übermächtiger Naturkräfte dar, mehr rheto-
risch als physikalisch. Darum riefen sie Angst hervor, wel-
che die Wurzel der meisten Religionen ist. In der Odyssee 
zeigt sich, dass im Grenzfall mit Gottheiten nicht zu ver-
handeln ist, sondern dass ihre Wut in ein mörderisches 
Wetter umschlägt und das Chaos wie ein nahes Weltende 
droht. Dies gilt auch für die Sintflutgeschichte. Beinahe alle 
Apokalypsen sind Wetterkatastrophen. 
Die Elemente als Medien von Katastrophen bieten die Sze-
narien der ‚großen Ängste‘. Kataklysmos und Ekpyrosis 
sind feste Vorstellungsfiguren unserer Kultur. Die Sintflut-
Mythe und das Weltbrandszenario sind nur zwei Exempel 
der interkulturell verbreiteten Katastrophennarrative. Seit 
der mesopotamischen Hochkultur haben sich die Ängste 
vor der Natur gerade im Bann der Elemente entwickelt. Im 
Gegenzug entfaltet die Technik ihre Macht in den Medien 
der Elemente: von der Zähmung des Feuers bis zu den Ener-
gietechniken, von den mythischen Flugphantasien bis zur 
Weltraumreise, von der Erfindung des Schiffes bis zur Ter-
ritorialisierung des Meeres, von der mythischen Gaia bis 
zur Erde, die in den Besitz des Menschen genommen ist. In 
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Feuer, Wasser, Erde und Luft wird die Macht der Natur 
am intensivsten erfahren und darum sind sie die großen 
Schulen der Angst. In Feuer, Wasser, Erde und Luft wird 
aber auch die Machtentfaltung durch Technik am nachhal-
tigsten etabliert. Darum ist Technik auch eine Unterneh-
mung zur Vertreibung der Angst. Sie ist darin Erbin der Re-
ligionen. 

Wasser, Schifffahrt und Kultur

Die Geschichte der Nutzung von Flüssen und Meeren 
durch Schiffe ist Jahrtausende alt. Ohne Schiffe hätte sich 
die Menschheit nicht auf alle Kontinente ausbreiten kön-
nen; und niemals hätte sich der Mensch zum Herrn der 
Erde entwickelt ohne diese vielleicht folgenreichste Erfin-
dung vor der Erfindung des Flugzeugs. Der Mensch ist phy-
siologisch ein Landtier; zum Kolonisator der Erde wurde er 
erst durch das Schiff. „Weltbewusstsein“ ist ein Effekt der 
seefahrerischen Unternehmen, welche die Grundlagen 
legten für die globale kartographische Erfassung und für 
Nachrichtennetze, welche Erzählungen, Informationen 
und Bilder überall hin transportierten. Mit dem Verkehr von 
Personen und Waren über das Meer beginnt die Ge-
schichte der Globalisierung.6 Schiffsrouten sind die ersten 
medialen Übertragungswege. Sie sind indes auch die Li-
nien kühner Grenzüberschreitung. Sie sind die Vektoren, 
auf denen sich Staatsmacht und Kapitalmacht mobilisier-
ten. Es sind die Routen, in denen die Herausforderungen 
der erschreckenden Raumweite bewältigt werden. Hier 
auch finden die globalen Raumnahmen und imperialen 
Hegemonien ihre politischen Formen. Längst haben Histo-
riker diese elementare Rolle der Meere für die Geschichts-
wissenschaft entdeckt.7 
So fand die Pathosformel „Navigare necesse est, vivere 
non est necesse“ (Schiff fahrt ist notwendig, Leben aber 
nicht) weite Verbreitung. Nach Plutarch (Vitae parallelae, 
Pompeius 50,1) nahm Gnaeus Pompeius Magnus, in Sorge 
um die Getreideversorgung Roms, mit diesen Worten den 
Schiffern ihre Angst vor einem Sturm und ging selbst als 
erster an Bord. Darin drückt sich ein heroisches Bewusst-
sein aus, das jene Angst überwindet, die das eigene Leben 
höher schätzt als den zivilisatorischen Imperativ. Denn 
Schiff fahrt und Schiffbruch sind aufs engste verbunden. 
Keine der Kulturtechniken ist so unmittelbar dem Tode kon-
frontiert wie die Fahrt über das Meer. 
Wasserheroen wie Odysseus oder Kolumbus sind so wirk-
mächtig, weil sie symbolische ‚Marker‘ darstellen für die 
Ausbildung neuer Eroberungsdynamiken. Warum wurde 
Europa für einige Jahrhunderte zum Zentrum der Welt? 
Weil es auf allen Gebieten – von der Wissenschaft bis zur 
Ökonomie – eine einzigartige Dynamik entwickelte, die ih-
ren konzentriertesten Ausdruck auf dem Meer fand. Das 
Meer war das Medium, in dem sich Europa zuerst konstitu-
ierte in Konkurrenz wie Gemeinsamkeit. Nicht zufällig wer-
den Schiff und Seefahrt seit der Antike als Grundmetapher 
für den Staat, die Gesellschaft oder die Lebensreise ver-
wendet. Der Schiffbruch spielt als „Daseinsmetapher“ 
(Hans Blumenberg) eine durchgehende Rolle. Nichts kann 
so wie die Schiff fahrt den Selbsterhaltungskampf des 
Menschen in endlosen Weiten, den Schmerz der Trennung 
und das Glück der Rettung, das triumphale Können des 
‚großen‘ Menschen und sein Scheitern sinnlich erfahrbar 
machen. Bis ins 19. Jahrhundert sind die Schiffsnarrative 

verbunden mit den Mythen von der Entstehung der Kultur 
auf einer wilden Erde und einem wüsten Wasser – Schulen 
der heroischen Männlichkeit.8 
Carl Schmitt unterscheidet terrestrische von marinen Kultu-
ren. Er stellt fest, dass die historische Dynamik von solchen 
Gesellschaften bestimmt wurde, die eine Wasserkultur 
entwickelt hätten. Dies gilt schon für die Antike: man denke 
an die Phönizier oder Karthager, an die maritime Expan-
sion der Perser und erinnere sich, dass der Aufstieg der 
Athener Demokratie mit der Entwicklung einer hocheffizi-
enten Thalassokratie verbunden war. Auch Roms langer 
Weg zum Meer ist identisch mit seinem Aufstieg zum Mit-
telmeerimperium. In der Bemeisterung der meerischen Di-
mension vollzieht sich eine Raumrevolution, die erst im ko-
lumbianischen Zeitalter mit der ozeanischen Herausforde-
rung eine neue Stufe erreicht. Europa wurde auf dem Meer 
geboren, zuerst in zwei unabhängigen seeischen Sphä-
ren, dem Mittelmeer und den nordischen Meeren, dann 
aber durch die nautische Verbindung des Mittelmeers mit 
dem Atlantik. Staatliche Macht, militärische Überlegen-
heit, technischer und handelskapitalistischer Reichtum 
werden auf dem Meer ermittelt. 
Wo Seemacht und Seehandel die Motoren der histori-
schen Evolution sind, werden das Risiko des Untergangs 
und die Faszination der Rettung zu Topoi der Kultur. Darum 
ist Odysseus eine Figur maritimer Kulturen, gerade Odys-
seus, der immer wieder am Meer scheitert. Der Schiffbruch 
gehört zu dieser Kulturstufe wie der technische Unfall der 
modernen Industriekultur. Nur deswegen konnte, wie Blu-
menberg zeigte, der „Schiffbruch mit Zuschauer“ zum Mo-
dell der theoria-Position werden.9 Die Reflexion der Welt-
desaster ist nur möglich aus gesicherter Distanz. Dennoch: 
das Meer gehört seit den ersten Seeherrschaften zentral 
zur Kultur. Erst der Mensch, der sich vom Land zu lösen ver-
mag, betrit t recht eigentlich den Globus. Der Genuss des 
Meeres aber, etwa in Seebädern, ist erst Jahrtausende 
später möglich.
Die Ungewissheit des Meeres hält bis in die Neuzeit an 
und wird oft mit Fortuna verbunden. Schauen wir ins „Emb-
lematum libellus“ (1531) des Andreas Alciatus: auf dem Ku-
bus sitzt – unter dem Titel ARS NATURAM ADIUVAT – Her-
mes, der die Künste repräsentiert, während Fortuna mit ei-
nem Fuß im Wasser, mit dem anderen auf der Kugel steht. 
Der Wind umbraust sie, Tuch und Haare bauschend. Sie ist 
den Elementen Wasser und Luft zugeordnet; im Hinter-
grund erleidet ein besegeltes Schiff gerade Schiffbruch. 
Das Meer ist das Risikoelement überhaupt, aber auch das 
Element der Raumexpansion, des Handels und der Nach-
richten. Insofern passt das Nautische der Fortuna, die seit 
der Antike oft auch mit einem Steuerruder dargestellt wird, 
bestens zu der neuen ozeanischen Dimension, in die Eu-
ropa mit dem Geburtsjahr von Alciatus, 1492, eingetreten 
war.
Darum ist Fortuna mit der Nautik so verbunden, mal als 
Mast die Segel für erfolgreiche Fahrt, mal das Steuerruder 
haltend, mal den Schiffbruch auslösend, mal das Füllhorn 
mit sich führend. Sie ist grausam und spendend zugleich. 
Gerade ihr dämonischer Charakter passt gut zu der ozea-
nischen Dimension, in die Europa 1492 eingetreten war. 
Verlust und Gewinn auf dem Meer werden zu Gegenstän-
den des Kalküls der Versicherungen sowie der Risikodiver-
sifikation (so schon im Merchant of Venice von Shakes-
peare).10 Die Flüchtigkeit der Fortuna, das liquide Element 
des Meeres und die Mobilität des Kapitals entsprechen 
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sich. Dem Risiko von Schiffsuntergängen wird gekontert mit 
exponentieller Rendite bei glücklicher Heimkehr. Fortuna, 
die als Occasio beim Schopfe gepackt werden muss, ist die 
Göttin des modern auf dem Weltplan agierenden Entre-
preneurs. Das Vertrauen auf das Steinern-Stabile der se-
des quadrata ist nicht nur ein Schutz gegen den Zufall, ein 
Faktor also der securitas. Sedes quadrata ist im Baconschen 
Zeitalter auch die Formel des Konservativen, ja Pfahlbür-
gerlichen. Wenn Hermes eine Unterstützung der Natur 
sein soll, wie schon Nikolaus von Kues diese rhetorische 
Lehrformel benutzte (Comp. III 7, 14 (H.7)11, entspricht es 
der Fortuna-Seite, dass Künste und Wissen die Säulen des 
Herkules hinter sich lassen, also selbst risikoreich werden. 
Diese Säulen waren seit Pindar Symbole einer verbotenen 
Welt. Mit den Herakleioi stelai hatte Herkules, indem er den 
Atlantik mental verschloss, den antiken Kulturkreis be-
stimmt. Lange hatten die Säulen als Schranke, als „Tabu 
der Abschreckung“ gegolten. Dann aber hatte Dante im 
„Inferno“ (Canto XXVI, Vers 88–142) einen Odysseus erfun-
den, der das Säulenpaar überschrit ten hatte und nach 
fünfmonatiger Schiffsfahrt an einem mysteriösen Berg 
scheitert. Es braucht über Dante hinaus noch mehr als 170 
Jahre, bis man lernte, die Meere jenseits der Herkuleischen 
Säulen zu navigieren. Dann aber wurde das Angst und 
Neugier erweckende Meer zum Raum neuer Fertigkeiten, 
die halfen, die Fortuna durch kalkuliertes Risikohandeln zu 
besiegen und die Welt in die Verfügung des Menschen zu 
bringen: das war ein Motor des Fortschrit ts.
Die Formel „Multi pertransibunt & augebitur scientia“ aus 
Daniel 12,4 ist die Subscriptio auf dem Frontispiz des „No-
vum organum scientiarum“ (1620) von Francis Bacon – eine 

Inkunabel und ein Grundbuch der Neuzeit. Eine Kogge 
kehrt von ozeanischer Fahrt zurück und läuft durch die Säu-
len des Herkules ein wie in einen Hafen. Europa als Hafen. 
Dies war der Beginn einer neuen Ära. Das Plus Ultra wird 
zum Emblem der Geopolitik von Karl V. von Spanien, z. B. 
im Relief am königlichen Sitz in Sevilla. Und es wird zum 
Motto auf dem Wappen Spaniens. Plus Ultra ist die mo-
derne Losung der Fortuna, die Dynamik der Raumexpan-
sion, des Wissens, der Macht, und des Kapitals. Mit dem 
Plus ultra beginnt die Moderne in der ozeanischen Dimen-
sion, beruhend nicht auf dem traditionellen Herrscher, son-
dern dem Seehandel betreibenden Entrepreneur, dem 
Abenteurer und Risikospieler.

Wasser-Katastrophen und kulturelle 
Selbstbehauptung

Wir erinnern uns an die Oderflut 1997, der die Elbüber-
schwemmungen 2002 und die mitteleuropäische Flut im 
Juni 2013 folgten. Die Bilder der Tsunamikatastrophe im 
indischen Ozean 2004 und der Überschwemmung von 
New Orleans 2005 haben sich uns eingebrannt ebenso 
wie die Bilder vom Erdbeben in Haiti oder der Über-
schwemmung in Pakistan 2010. Im Januar 2011 wurde 
Queensland (Australien) von unfasslichen Regenfluten 
heimgesucht. Im März 2011 folgten dann die konsekutiven 

Das Bild von Theodor de Bry 
zeigt die erste Landung von 
Kolumbus auf Guanahani. 
Wasserheroen wie Christoph 
Kolumbus sind so wirkmächtig, 
weil sie symbolische „Marker“ 
darstellen für die Ausbildung 
neuer Eroberungsdynamiken. 
Europa entwickelte eine einzig-
artige Dynamik, die ihren kon-
zentriertesten Ausdruck auf 
dem Meer fand.
 picture alliance/dpa
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Katastrophen von Seebeben, Tsunami und der Atom-Gau 
in Japan. Immer wieder macht man dabei die Erfahrung, 
dass Worte und Bilder an die Wucht des Schreckens und 
das Leiden der Betroffenen nicht heranreichen. 
Wie in mythischen Zeiten sind wir der zerstörerischen 
Wucht des Wassers oder der Erde ausgesetzt, oder beider 
zusammen, wie dies in Japan 2011 der Fall war. Doch his-
torisch gesehen, sind Seebeben und Tsunamis schon öfters 
zu Megakatastrophen eskaliert; man denke nur an Lissa-
bon 1755 oder den Untergang der mykenisch-minoischen 
Kultur.
Wir erinnern uns der zivilen Hilfsbereitschaft, die jedes 
Mal schnell und global einsetzte – und niemals genügte. 
Dennoch gab es 2004 bei der Tsunamikatastrophe neue 
Zeichen: Fernempfindungen, Anteilnahme und Solidarität 
über Kontinente hinweg, ein Vorstellungsvermögen, das 
nicht mehr an die Raumordnungen von Nachbarschaften, 
Ethnien oder Nationen gebunden ist: dies sind Momente 
dessen, was man das kulturelle Kapital der Globalisierung 
nennen darf. Es stellt nicht selbst schon eine universale 
Ethik dar, wohl aber deren emotionales Fundament. Denn 
jede Ethik ist mehr als ein Codex legitimer Normen. Ethiken 
bedürfen stets der moral senses, der Gefühle für das mora-
lisch Angemessene. In einer Weltkultur ist die Fähigkeit nö-
tig, sich vom Fernsten berühren zu lassen. Zivile Hilfsbereit-
schaft ist die praktische Folge dieser Elementarempfindung 
des Ethischen. 
Daraus erwachsen Sekundärpflichten. Zum einen geht es 
um die Nachhaltigkeit der Hilfsbereitschaft. Das ist eine 
Aufgabe der Politik und der Medien, der Erzieher und El-
tern, der Religionen und Organisationen. Zum anderen 
aber handelt es sich um eine selbstreflexive Wende der 
Katastrophe, die nicht unsere, sondern die ‚der anderen’ 
ist. Hier herrscht eine krasse Asymmetrie zwischen den 
Ländern und Kulturen. Wer erinnert sich an das Erdbeben 
2008 in der Provinz Sichuan (China) mit mehr als 70 000 
Toten und 5,8 Millionen Obdachlosen? Der Tsunami 2004, 
ebenso wie die Erdbeben im Iran oder in Pakistan oder die 
Hungerkatastrophen in Afrika trafen arme Länder. Das war 
in Japan 1995 und 2011 anders, weil hier ein hochtechni-
siertes Land seine Vulnerabilität erfahren musste, ähnlich 
wie die USA durch den Wirbelsturm Katrina 2005. Heute 
müssen wir uns fragen: Ist die Globalisierung mitursächlich 
für die Form und das Maß der Verheerungen, die durch 
Naturgewalten ausgelöst werden? Ursächlich auch für die 
sozialen und ökonomischen Desaster, von denen wir jeden 
Tag hören.12 Im Kern geht es um die Frage, welches die Kul-
tur ist, die aus den Katastrophen hervorgeht. Denn man 
sagt nicht zu viel, wenn man behauptet: alle Kultur ist post-
katastrophisch. Durch die Geschichte der Katastrophen 
haben die Kulturen ihre Selbstbehauptungskräfte erst ent-
wickelt.
Daraus entsteht eine weitere Wendung: Flutdesaster nen-
nen wir eine Naturkatastrophe. Die Natur indes kennt 
keine Katastrophen. Was immer auch geschieht – Erdbe-
ben, Vulkanausbrüche, Sintfluten –: es sind zwar seltene 
Phänomene, immer aber solche innerhalb der Ordnung 
der Natur. Diese Natur aber enthält keinen Sinn, sie ist kein 
Paradies, kein Heilsversprechen. Wie man früher sagte, 
dass es derselbe Gott ist, der gibt und der nimmt, so ist es 
dieselbe Natur, die Leben hervorbringt und auslöscht. 
Diese Kontingenz gehört zur condition humaine der Mo-
derne. Wir haben Mitmenschen, aber keine Mit-Natur. 
Kultur ist nichts anderes, als zwischen dem empfindlichen 

Gebilde unseres Überlebens und einer gewaltigen Natur 
Grenzen zu ziehen. Aber auch: Allianzen zu bilden, wie wir 
dies zum Zwecke des Nahrungserwerbs seit jeher tun: wir 
arbeiten, damit es wächst und gedeiht. – Katastrophen 
sind nun solche Ereignisse, in denen die Natur ihre kultur-
abgewandte Seite hervorkehrt. Katastrophen sind kollek-
tive Ereignisse radikalen Distanzverlusts, worin sich keine 
Botschaft und kein Sinn mitteilen. 
Kultur benötigt ein umsichtiges Verhalten zur Natur, die 
zwar Leben erzeugt, nicht aber Kultur. Innerhalb der 
ringsum toten Weltsphäre ist das Leben von äußerster Sel-
tenheit. Kultur ist in ihr nicht vorgesehen. Das macht die 
Empfindlichkeit der Kultur in der Welt aus. Kultur erhalten 
zu wollen heißt darum, alle Klugheit darauf zu verwenden, 
ein Auskommen mit und gegen die Natur zu finden.
Katastrophen sind Zusammenbrüche kultureller Barrie-
ren.13 Über Abgrenzungsmechanismen zu verfügen, ist 
eine Voraussetzung von Selbsterhaltung. Das führt auf die 
drit te Ebene einer Selbstreflexion. Sprache ist eine unver-
gleichbare Erfindung, um zwischen uns und die andrän-
gende Macht der Dinge eine Zwischenschicht einzuziehen, 
die uns Erinnerung, Planung, Probehandeln, gemeinsames 
Verabreden, und das ‚Dahinstellen’ der Dinge und Sach-
verhalte erlaubt. Auch das Vermögen, uns ‚Bilder’ zu 
 machen, dient diesem Ziel: sie stellen uns ‚Dinge’ vor Au-
gen, ohne dass sie uns materiell berühren. Über Dinge 
sprechen zu können und uns Bilder von ihnen zu machen, 
ist eine einzigartige kulturelle Kompetenz, um unseren Be-
stand zu sichern und unseren Handlungskreis zu vergrö-
ßern. Das auch ist die soziale Funktion der Künste und Lite-
raturen.
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Flutkatastrophen sind Beispiele dafür, dass wir sprachlos 
und bilderlos werden können – inmitten einer Flut von Bil-
dern und Kommentaren. Es ist, als stürzten wir auf den 
sprach- und bildlosen Urgrund unserer Kultur zurück: das 
Chaos und das Tohuwabohu. Jüdische Bibel wie griechi-
sche Philosophie haben dieses Chaos mit dem Wasser ver-
bunden. Ein mythisches Ereignis wie die Sintflut oder die 
realen Tsunamis 2004 und 2011, aber auch die Überflutun-
gen in Pakistan 2010 bezeichnen das Undarstellbare und 
das Bildlose schlechthin. Dies berührt einen letzten Punkt 
des kulturellen Existierens in der Welt: auch wir Heutigen, 
geschützt durch die Errungenschaften der technischen Kul-
tur, bleiben konfrontiert mit den Mächten der Natur, die 
sprach- und bilderlos sind und machen. Das gilt trotz der 
Omnipräsenz der Medien: nicht erst Japan 2011 hat uns 
gelehrt, dass die Medien, die pausenlos Bilder und Worte 
produzierten, merkwürdig bild- und sprachlos blieben an-
gesichts der Wucht des Ereignisses. 

Wasser-Kultur und das katastrophale Paradox

Das Wasser ist unser Lebensstoff; doch auch derjenige der 
Tiere und Pflanzen. Darum nannte der griechische Philo-
soph Thales das Wasser den „Urgrund“. Der Weltwasser-
kreislauf, das System der Meeresströmungen, des Wasser-
austausches zwischen den Ozeanen und dem Land durch 
den Lufttransport der Wolken sowie die Rückkehr alles Flie-
ßenden zum Meer: dies ist eine Energiemaschine, gegen 
die alle menschliche Technik schwindet. Auf der Sonnen-
einstrahlung, dem Wasserkreislauf und dem Regime der 

Winde beruht das Klima, von dem das organische Leben 
abhängt. 
 Das Verderben, das durch Wasser über uns kommen kann, 
haben wir im letzten Jahrzehnt immer wieder erfahren. 
Nichts reißt so sehr aus dem Kontinuum der Zeit heraus wie 
die Katastrophe. In ihr fällt Gegenwart und Angst zusam-
men. Dann wird das Wasser zum Feind, gegen den wir zu-
erst unser Leben und sodann Hab und Gut verteidigen. 
Auch dies ist eine kulturelle Universalie. Kultur ist ein Sys-
tem von Abwehrmechanismen zur Bildung eines Binnen-
raumes, der vor Katastrophen schützen soll. Wo immer wir 
der Natur schutzlos ausgesetzt sind, bleiben wir an ein ru-
dimentäres Niveau kultureller Reproduktion gefesselt. Kul-
tur muss verlässliche Ordnungen, stabile Sozialbeziehun-
gen und Zukunftsvertrauen erzeugen. Gerade darum ist es 
so wichtig, wenn in der Katastrophe besonnenes Krisen-
management, sorgsame Vorbereitung auf den unwahr-
scheinlichsten Fall und helfende Solidarität die sozialen 
Bindekräfte nicht vollends kollabieren lassen. Katastro-
phen schlagen leicht in Barbarismus um. Insofern sind Ka-
tastrophen immer auch Bewährungsproben für die Binde-
kraft einer Gesellschaft. Diese kann nur überleben, wenn 
sie über die Fähigkeit zur Solidargemeinschaft verfügt. 
Sonst versinkt sie im Wirbel der Katastrophe wie die Dinge 
im Strudel der Wasser.
Heute kommt ein weiteres hinzu. Die Eingrif fe in Klima und 
Landschaften werden selbst zu Faktoren von Katastro-
phen. Wir haben gelernt, dass Selbstbehauptung immer 
auch die Gefahren vergrößert, vor denen sie schützen soll. 
Dieser Dialektik ist nicht zu entkommen. Zu ihr gehört auch, 
dass es einen fatalen Zusammenhang zwischen zivilisato-
rischer Dichte und der Intensität von Katastrophen gibt. Je 
kompakter die Besetzung natürlicher Räume durch Einrich-
tungen der Zivilisation ist, umso schwerer sind die Auswir-
kungen katastrophaler Singularitäten. Wir haben es mit 
einem neuen ‚katastrophalen Paradox‘ zu tun: die ‚Angriffe‘ 
auf die Grenzen des humanisierten Raums haben ihren Ur-
sprung immer mehr im Zentrum der Kultur selbst. Dies skan-
dalisiert unser Sicherheitsbedürfnis, unsere Sensationsgier 
und unsere Angst. Es erinnert an die wachsende Verletz-
lichkeit unserer Gesellschaft, die Menschen, Sachwerte 
und hochrangige Symbole immer dichter zusammenpackt 
und dadurch ihre Vulnerabilität erhöht. Der drit te Schrit t 
hinter dem Schrecken und dem ersten ‚Aufräumen‘, der Kal-
kulation der Kosten und dem Wiederaufbau muss also die 
Diskussion über die Werte sein, durch welche Gesellschaf-
ten sich zusammenbinden und erhalten –: eine Diskussion 
über den Ort, den die Kultur in der Ordnung des Globus 
einnimmt und wie sie beides, Kultur und Natur, nachhaltig 
zu sichern beabsichtigt.
Die globale Erschließung des Wassers ebenso wie seine 
globale Militarisierung und Verrechtlichung, schließlich 
die Einschaltung des gesamten technosozialen Kreislaufs 
in den Kreislauf des Wassers haben gegenüber der alten 
mythischen eine sekundäre Elementarität des Wassers ge-
schaffen: Das Wasser ist einer der Schauplätze, auf denen 
die Folgen der technischen Umarbeitung der Erde aufge-
führt werden. Weil das Wasser keine Grenzen kennt; weil 
es sich nicht nur in einem komplexen Weltkreislauf bewegt, 
sondern auch die Körper aller Menschen sowie die Körper 

Durch den Wirbelsturm Katrina 
erfuhr ein hochtechnisiertes 
Land wie die USA seine Ver-
letzbarkeit. Nichts reißt so sehr 
aus dem Kontinuum der Zeit 
heraus wie die Katastrophe. 
In ihr fällt Gegenwart und 
Angst zusammen. Das Wasser 
wird zum Feind, gegen den 
Menschen zuerst ihr Leben 
und sodann Hab und Gut 
 verteidigen.
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der Gesellschaften, der Häuser und Fabriken, der Städte 
und Dörfer durchströmt, und weil dieser anthropogene 
Kreislauf in den natürlichen Kreislauf des Wassers einge-
schlossen ist und ihn zugleich verändert, ist es im unmittel-
baren Interesse der Kulturen, zu einer weltweiten Ordnung 
des Wassers zu kommen. Diese muss Gesellschaft, Politik, 
Recht, Kultur und Künste einzuschließen. In dieser globalen 
Hydroökologie wird das Wasser als unendliches Medium 
erkennbar; es fundiert nicht nur die menschliche Kultur, 
sondern den biotischen Kosmos.

„So habe ich denn auch das Meer mit Augen 
gesehen.“

Die maritime Existenz der Republik Venedig konnte lange 
als die gelungene Form einer Wasserkultur gelten, bevor, 
durch die „Raumrevolutionen“ der ozeanischen Eroberer 
verursacht, ihr Niedergang einsetzte. Auf dieser Ebene 
nimmt Goethe die Wasserstadt Venedig wahr. Sie figuriert 
für ihn die Balance von zivilisatorischer Leistung und ur-
sprünglicher Natur. Stadt und Gesellschaft sind abge-
stimmt auf die unbewohnbar scheinende Landschaft aus 
Sümpfen, Inseln, Wasserfluten.
Denn das hat Goethe am Meer begriffen: seine Gefähr-
lichkeit und seine gewaltige Raumdimension. Auf der Fahrt 
nach Sizilien erlebt er Stürme: er beobachtet die dem Meer 
vorbehaltenen Effekte des Lichts – und vor allem den Hori-
zont. „Hat man sich nicht ringsum vom Meere umgeben ge-
sehen, so hat man keinen Begriff von Welt und seinem Ver-
hältnis zur Welt.“. „Nun“, so schreibt er, „versteh‘ ich erst 
Claude Lorrain […]“ (MA XV, 287f). Der leere, objektlose 
Horizont des Meeres – das ist die kopernikanische Wende 
in den Raumvorstellungen Goethes. Das Unendliche des 
Ozeans oder des Weltalls ist diejenige Kategorie, die das 
Selbst- und Weltverständnis des Menschen der Neuzeit 
umwälzt. 

Nietzsche wird diese Erfahrung zur Metapher der neuen 
Philosophie radikalisieren. Im Aphorismus Im Horizont des 
Unendlichen heißt es:
„Wir haben das Land verlassen und sind zu Schiff gegan-
gen! Wir haben die Brücke hinter uns, – mehr noch, wir 
haben das Land hinter uns abgebrochen! Nun, Schifflein! 
Sieh’ dich vor! Neben dir liegt der Ocean, es ist wahr, er 
brüllt nicht immer, und mitunter liegt er da, wie Seide und 
Gold und Träumerei der Güte. Aber es kommen Stunden, 
wo du erkennen wirst, dass er unendlich ist und dass es 
nichts Furchtbareres gibt als Unendlichkeit. Oh des armen 
Vogels, der sich frei gefühlt hat und nun an die Wände die-
ses Käfigs stösst! Wehe, wenn das Land-Heimweh dich be-
fällt, als ob dort mehr F r e i h e i t gewesen wäre – und es 
gibt kein ‚Land‘ mehr!“14

Derart ein „Columbus Novus“ (Nietzsche) der endlosen 
Fahrt im unendlichen Raum zu werden, ein Philosoph des 
„gefährlich leben!“15, ohne Rückversicherung auf gebrechli-
chem Schifflein und im Stolz der selbstbewussten, selbst-
gewählten Ausgesetztheit, Philosophie des riskierten To-
des – das wird Goethe, einhundert Jahre früher, auf keinen 
Fall versuchen. Dennoch weiß er um diese Perspektive. Im 
Gedicht Meeresstille (1795) ist das spiegelglatte Meer das 
Bild eines still-ungeheuren Todes in fürchterlicher Weite. 
Glückliche Fahrt dagegen (ebenfalls 1795): Das meint, an-
ders als bei Nietzsche, bei günstigem Wind und freundlich 
sich teilenden Wellen das Heimkommen zum Land. Und 
dies ist niemals sicher. Wie Nietzsche seine Philosophie als 
eine Fahrt ohne Landkontakt bestimmt – Philosophie des 
„Fliegenden Holländers“ –, so hat Goethe auf seiner Schiff-
fahrt nach Sizilien den Schiffbruch als drohende Möglich-
keit gespürt. Im Sturm arbeitet er, seekrank, am Tasso. Und 
die Schlussworte dieses im Konflikt zwischen Kunst und 
Gesellschaft scheiternden Dichters müssen wohl dem 
Scheitern eines Schiffs an felsiger Küste nachgebildet sein. 
So spricht Tasso zu seinem Gegenspieler, dem Hofmann 
Antonio:

„Zerbrochen ist das Steuer, 
und es kracht
Das Schiff an allen Seiten. 
Berstend reißt
Der Boden unter 
meinen Füßen auf!“
(Torquato Tasso, 3448-3450)
 picture alliance/dpa
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Zerbrochen ist das Steuer, und es kracht 
Das Schiff an allen Seiten. Berstend reißt 
Der Boden unter meinen Füßen auf!
Ich fasse dich mit beiden Armen an! 
So klammert sich der Schiffer endlich noch 
Am Felsen fest, an dem er scheitern sollte 
(Torquato Tasso, 3448–3453, MA III.1, 519f).

Die Bilder phantastischer Todesfahrten auf dem Meer, die 
später Edgar Allan Poe in seinen novels oder Herman Mel-
ville in seinem Roman „Moby Dick“ verarbeiteten, werfen 
Tasso zurück auf ein Gefühl des „Nichts“ („Bin ich Nichts,/ 
Ganz Nichts geworden?“, MA III.1, 519) und des Unter-
gangs, worin es keine Rettung gibt als den poetischen Aus-
druck dieses Schiffbruchs selbst. 
Von diesen Bildern aus ahnt man die poetischen Todes-
kämpfe mit dem Meer voraus, die die Literatur des 19. Jahr-
hunderts in reichem Maße kennt. Die Literatur selber wird 
zu dem untergangsdrohenden Meer, auf dem der Autor 
seine unheimlichen Fahrten unternimmt. Die Texte selbst – 
bei Poe zu beobachten – nehmen in ihre Struktur das auf, 
was Hans Blumenberg die „Daseinsmetaphorik“ der See-
fahrt und des Schiffbruchs genannt hat. Der moderne Zu-
schauer ist ein in die Strudel der unheimlichen Wasser des 
Erzählens gezogener Leser, hineingezogen in die faszinie-
renden Kurslosigkeiten und Abgründe, die oft genug sol-
che seiner eigenen verstörten Phantasien sind.
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Kurt Gildisch: das Profil eines NS-Schergen

Bernhard Sauer:
In Heydrichs Auftrag: Kurt Gildisch und der Mord an Erich 
Klausener während des „Röhm-Putsches“.

Metropol Verlag, Berlin 2017.
154 Seiten, 16,00 Euro.

Der „Röhm-Putsch“ war eine Zäsur in der Entwicklung des 
„Drit ten Reiches“. Ende Juni, Anfang Juli 1934 wurden zahl-
reiche SA-Führer unter dem Vorwand, einen gegen Hitler 
gerichteten Putsch geplant zu haben, gezielt hingerichtet. 
Weithin unbekannt ist jedoch, dass das NS-Regime im 
Zuge der nachträglich per Gesetz legitimierten Ermordung 
von 90 namentlich bekannten SA-Führern auch Politiker aus 
dem bürgerlich-konservativen Lager gezielt ermorden ließ. 
Einer von ihnen war Erich Klausner, in der Weimarer Repu-
blik Leiter der Polizeiabteilung im Preußischen Innenminis-
terium. Die NS-Machthaber vernichteten alle Spuren sys-
tematisch. Dies war mithin ein Grund, dass die juristische 
Aufarbeitung erst nach 1945 beginnen konnte. Allerdings 
wurden nur wenige der Täter zur Rechenschaft gezogen. 
1951 und 1953 fanden zwei Prozesse statt gegen den ehe-
maligen SS-Hauptsturmführer Kurt Gildisch, der für Rein-
hard Heydrich, Leiter des Geheimen Polizeiamtes sowie 
des SD-Hauptamtes, „spezielle“ Aufträge durchführte. 
Es ist das Verdienst des Berliner Historikers Bernhard 
Sauer, sich der Aufarbeitung der bislang von der histori-
schen Forschung vernachlässigten Gildisch-Prozesse an-
genommen zu haben. Beide Prozesse werden überaus 
sorgfältig beschrieben und analysiert. (Die beiden Urteile 
des Schwurgerichts Berlin und der Revisionsantrag der 
Verteidigung werden im Übrigen im Anhang dokumen-
tiert.) Gleichzeitig ist Bernhard Sauer eine präzise Charak-
terstudie von Gildisch gelungen. Die dichte Beschreibung 
des Prozesses, im Buch zitierte Aussagen und Auszüge aus 
persönlichen Dokumenten lassen ein Täterprofil entstehen, 
das auf unzählige NS-Schergen unterschiedlichster Rang- 
und Dienststufen zutreffen dürfte. 
Der eigentlichen Erörterung und Analyse der beiden Pro-
zesse ist ein Kapitel über den „Röhm-Putsch“ vorangestellt. 
Die klandestine Vorbereitung innerhalb der NS-Führungs-
clique und die Ereignisse in der „Nacht der langen Messer“ 
selbst – so die verharmlosende Umschreibung der Exekuti-
onen – werden konzise dargestellt. Ebenso wird die nach-
träglich und zynisch anmutende Legitimation der gezielten 
Hinrichtungen geschildert. Durch das am 3. Juli 1934 erlas-
sene „Gesetz über Maßnahmen der Staatsnotwehr“ wird 
der „Röhm-Putsch“ zur präventiven Maßnahme, werden 
die Hinrichtungen als „rechtens“ erklärt. Hitler schwang 
sich zum obersten Gerichtsherrn auf. Die Reichswehr 
wurde nach der Mordaktion auf die Person Hitlers verei-
digt. In der gleichgeschalteten Presse wurde die Mordak-
tion als „rettende Tat“ bezeichnet. 
Im Zuge des „Röhm-Putsches“ wurden nicht nur SA-Führer, 
sondern auch Politiker gezielt liquidiert – so der frühere 
Reichskanzler Kurt von Schleicher und Erich Klausner. 
Klausner hatte als Leiter der Polizeiabteilung im Preußi-
schen Innenministerium in den Jahren vor 1933 Einblicke in 
Strukturen, Programmatik und Kalküle der NSDAP gewin-
nen können. Klausner wurde am 30. Juni 1934 in seinem 

Dienstzimmer im Reichsverkehrsministerium von dem SS-
Hauptsturmführer Kurt Gildisch kaltblütig hingerichtet. 
Nachdem er sich Zutrit t zu Klausners Dienstzimmer ver-
schafft hatte, eröffnete Gildisch ihm, dass er im Auftrag der 
Gestapo verhaftet sei. Klausner wandte Gildisch für einen 
kurzen Moment den Rücken zu. In diesem Moment schoss 
Gildisch Klausner heimtückisch eine Kugel in den Hinter-
kopf. Von Klausners Diensttelefon teilte Gildisch Heydrich 
den Vollzug des Auftrags mit und bekam die Anweisung, 
Klausner die Pistole in die Hand zu drücken, um einen Sui-
zid vorzutäuschen. Klausners Leiche wurde wenige Tage 
nach dem gezielten Mord eingeäschert. Die Angehörigen 
hatten keinen Zugang zur Leiche, eine Leichenschau durch 
Ärzte fand nicht statt. Der Totenschein wurde von einem 
Kriminalsekretär ausgestellt. 
Gildisch wird – einem Zufall geschuldet – am 28. August 
1949 bei der Staatsanwaltschaft Berlin angezeigt. Die ein-
geleiteten Ermittlungen und die von Bernhard Sauer detail-
liert wiedergegebenen Zeugenaussagen fangen die At-
mosphäre des 30. Juni 1934, die Ereignisse im Reichsver-
kehrsministerium und den Tathergang selbst eindrucksvoll 
ein. Der Verdacht gegen Gildisch erhärtete sich im Laufe 
der Ermittlungen immer mehr, so dass er schließlich am 24. 
August 1950 – nahezu eine ganzes Jahr später – verhaftet 
wurde. Das Landgericht Berlin sprach am 24. Mai 1951 das 
Urteil. Landgerichtsdirektor Levy bezeichnete Gildisch als 
eine „Landsknechtnatur mit modernem Gesicht“. Gildisch 
habe sich als willfähriges Werkzeug des Regimes erwie-
sen. Gildisch wurde wegen Verbrechens gegen die 
Menschlichkeit zu einer Zuchthausstrafe von 15 Jahren ver-
urteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass Gildisch 
den Mord aus freien Stücken gebilligt hatte. Die Verteidi-
gung legte Revision ein. In der zweiten Verhandlung ver-
kündete das Schwurgericht beim Landgericht Berlin am 18. 
Mai 1953 wiederum das gleiche Urteil: Gildisch wurde we-
gen Mordes zu einer 15-jährigen Zuchthausstrafe verur-
teilt. 1955 stellte Gildischs Rechtsanwalt ein Gnadenge-
such. Noch vor der Entscheidung des Justizsenators ver-
starb Gildisch im Frühjahr 1956. Die Ärzte konstatierten 
eine Leberzirrhose.
Besonders aufschlussreich sind diejenigen Passagen, in 
denen sich Bernhard Sauer der Biografie des Täters anzu-
nähern versucht und ein Psychogramm des Täters entwir ft. 
Gildisch, 1904 als Sohn eines Lehrers geboren, besuchte 
nach der Volksschule das Lehrerseminar. 1924 legte er die 
Prüfung ab, fand keine Möglichkeit, den Beruf auszuüben 
und bewarb sich daraufhin bei der Schutzpolizei in Inster-
burg. Nach absolvierter Polizeischule kam er 1925 nach 
Berlin. Wegen nationalsozialistischer Umtriebe wurde er 
1931 fristlos aus dem Polizeidienst entlassen. 1931 trat Gil-
disch in die NSDAP ein und lebte zunächst von Gelegen-
heitsarbeiten. Durch die persönliche Fürsprache eines Be-
kannten wurde er dem Begleitkommando „Adolf Hitler“ – 
der Leibwache Hitlers – unterstellt, wurde aber wegen 
wiederholter Trunkenheit aus dem Kommando entlassen, 
aufgrund seiner „Verdienste“ beim „Röhm-Putsch“ jedoch 
nach Dresden versetzt. Wegen wiederholter Zwischenfälle 
und einer Gefängnisstrafe erfolgte 1936 der Parteiaus-
schluss. Bei Kriegsbeginn meldete sich Gildisch freiwillig, 
um seine Rehabilitierung zu erlangen. Er beteiligt sich am 
sogenannten Westfeldzug und nahm ab 1942 am Krieg 
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gegen die Sowjetunion teil. Aufgrund einer nicht ausge-
heilten Verwundung aus dem Jahr 1944 musste ihm nach 
der Rückkehr aus russischer Gefangenschaft das rechte 
Bein amputiert werden.
Bernhard Sauer geht es bei der Charakterstudie nicht um 
ein „Verweilen beim Grauen“ (Hannah Arendt). Mit analy-
tischer Schärfe beschreibt er, nach welchem Muster die 
Karriere von Gildisch verlief. Aussagen vor Gericht und 
Briefe von Gildischs Familie erlauben gleichzeitig einen 
Blick darauf, wie Gildisch sich selbst und seine Tat wahrge-
nommen hat. Der Mord wurde aus Gildischs Perspektive 
„stimmig“ gedeutet: Rechtfertigungen wurden konstruiert, 
die Verantwortung an Autoritäten und Hierarchien dele-
giert. Wiederum bewahrheitet sich ein Zitat von Raul Hil-
berg, der sich als einer der ersten systematisch mit der Ge-
schichte des Holocaust befasste: „Der deutsche Täter war 
kein besonderer Deutscher“. Sauer zeigt geradezu bei-
spielhaft auf, wie sich für „ganz normale Männer“ (Christo-
pher R. Browning) Gelegenheiten boten, zu Nutznießern 
einer Diktatur zu werden. Dieses Arrangement mit dem NS-
System setzte allerdings voraus, moralische Überzeugun-
gen hintan zu stellen und politisch „korrekt“ zu handeln. 
Gildisch war ein überzeugter Nationalsozialist, hat den 
Mord an Erich Klausner willentlich begangen und in bei-
den Prozessen keinerlei Einsicht, geschweige denn Reue 
gezeigt. Die Briefe an seine Frau und seine Eltern – so die 
von Bernhard Sauer in seiner Schlussbetrachtung zitierten 
Passagen – sind voller Selbstmitleid, enthalten jedoch kei-
nerlei Andeutung des Bedauerns. Er habe, betont Kurt Gil-
disch gebetsmühlenhaft und trotzig, lediglich auf Befehl 
gehandelt. 

Siegfried Frech

Rechtsextremistischer Terror

Tanjev Schultz:
NSU. Der Terror von rechts und das Versagen des Staates

Droemer Verlag, München 2018
555 Seiten und 16 Seiten Farbfotos, ausführliche Bibliografie, 
Personenregister, 26,99 Euro
In der politischen Diskussion dieser Tage ist vielerorts und 
vielmals die Rede vom „Staatsversagen“. So wählt auch 
Tanjev Schultz, seit 2016 Professor für Journalismus an der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz, den Titel seines 
mit 555 Seiten sehr umfangreichen Buches „NSU. Der Ter-
ror von rechts und das V e r s a g e n des Staates“.
Einleitend beschreibt er die Erschütterung in unserem Land, 
die der NSU (Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate 
Zschäpe) 13 Jahre lang mit zehn Morden, drei Sprengstoff-
anschlägen und fünfzehn Raubüberfällen auslöste.
Das Versagen des Staates sei beispiellos gewesen: Chefs 
von Verfassungsschutzämtern mussten deshalb zurücktre-
ten. Um die Dimension voll zu erfassen, haben neun Parla-
mente (Bundestag sowie Landtage) Untersuchungsaus-
schüsse eingerichtet. Über z.T. zwei Legislaturperioden 
lang wurden Hunderte von Zeugen befragt und Hundert-
tausende Dokumente ausgewertet. Das OLG München ar-
beitete das Geschehene über fünf Jahre auf, es war eines 
der größten und längsten Strafverfahren in der Bundesre-
publik Deutschland.

Der Autor stimmt den Leser auf den ersten Seiten auf seine 
Sicht der Dinge ein: „Ignoranz und Inkompetenz auf allen 
Seiten der Sicherheitsbehörden“ und „Wohin man blickt: 
fatale Fehler.“ Später schreibt er vom „Kollaps der Sicher-
heit“, denn die Behörden befanden sich in unheimlich 
schlechter Verfassung. Polizei und Verfassungsschutz hät-
ten es den Tätern viel zu leicht gemacht, abzutauchen und 
in aller Ruhe ihre Verbrechen zu planen.
In sieben Kapiteln versucht Schultz, die Wahrheit zu finden 
oder sich ihr wenigstens anzunähern. Er benutzt dazu das 
Bild einer langen Reise, die durch ein Gestrüpp sperriger 
und teilweise widersprüchlicher Zeugenaussagen bis hin-
auf auf schwindelerregende Aktenberge führt.
Alles begann in den neunziger Jahren in Jena. Dort exis-
tierte die „Kameradschaft Jena“, der das NSU-Trio ange-
hörte. Es gab Vorfälle mit einem Koffer, auf den Haken-
kreuze gesprüht wurden, man bastelte Bombenattrappen  
und Briefbomben-Imitate. In Papieren mit Nazi-Symbolen 
sprachen sie Drohungen gegen Innenminister und den 
Zentralrat der Juden aus. 1996 marschierten Mundlos und 
Böhnhardt provokativ in braunen SA-Uniformen über die 
Gedenkstätte des ehemaligen Konzentrationslagers Bu-
chenwald. Sie hassten Ausländer und Juden. Bei einer Raz-
zia im Jahr 1998 wurde in einer Garage der Neonazis 
Sprengstoff entdeckt, aber auch rechtsextreme Broschü-
ren, Postillen, Disketten und Kontaktlisten. In Zschäpes 
Wohnung befanden sich eine Reichskriegsflagge, Haken-
kreuz-Bilder und ein Exemplar des Spiels „Pogromly“. Es 
funktioniert wie Monopoly. Statt der üblichen Straßenna-
men stehen dort die Orte von Konzentrationslagern. Wäh-
rung ist die Reichsmark. Ereigniskarten fordern z.B. „Ma-
che eine Inspektion ins KZ Buchenwald“. Jedesmal, wenn 
ein Spieler über „LOS“ kommt, soll er den Hitlergruß ma-
chen.
Bei der Durchsuchung gab es insgesamt zu viele Pannen 
bei den Polizeibehörden, die Schultz detailliert schildert. 
Das NSU-Trio konnte schnell untertauchen.
Im Kapitel „Generation Terror“ betrachtet der Autor, wie 
viele Jugendliche der ehemaligen DDR mit dem neuen Sys-
tem nicht klarkamen. Es gab überall Brüche, Halt- und Hei-
matlosigkeit in Schule, Ämtern und im Alltag. Eine diffuse 
„Sehnsucht nach Radikalität“ sei in der Wendegeneration 
gewachsen. Dies alles habe es den Neonazi-Kadern leicht 
gemacht, Anhänger zu gewinnen. Die rechte Szene konnte 
sich im Osten rasch ausbreiten. Helfer aus dem Westen 
hatten großen Anteil daran.
Schultz gibt über viele Seiten hinweg sehr detailliert Ein-
blick in die Jugendjahre des Trios. Beate Zschäpe war 
beim Mauerfall 14 Jahre alt. Ihren Vater hatte sie nie ken-
nen gelernt, die Mutter lit t unter finanziellen Problemen. 
Sie befreundete sich mit Uwe Mundlos und Uwe Böhn-
hardt. Alle drei bewegten sich fortan fast nur noch in 
rechtsradikalen Kreisen.
Ab jetzt warf der Staatsschutz ein Auge auf sie. Über 
Mundlos erfahren wir, dass er seine Freizeit mit antisemitis-
tischen Computerspielen verbrachte. In seinem Zimmer 
habe es ausgesehen wie im „Drit ten Reich“, erinnert sich 
ein Jugendfreund.
Nach dem Trio wurde nach der verpatzten Razzia 1998 
gefahndet – ohne Erfolg, trotz Überwachung von Telefo-
nen und Kontaktpersonen. Der Aufwand sei beträchtlich, 
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allerdings wenig planvoll gewesen. Keine Rede von geord-
netem, systematischem Vorgehen der Fahnder und der 
Staatsanwaltschaft. Auch die Beschattung von „Zielperso-
nen“, ebenso Anwerbeversuche, Einsatz von V-Leuten und 
Anmietung einer konspirativen Wohnung durch den Ver-
fassungsschutz blieben erfolglos.
Schultz stellt die Behauptung auf und untermauert sie mit 
Beispielen, die Polizei in Thüringen und Sachsen habe im 
Kampf gegen den Rechtsextremismus wenig Tapferkeit be-
wiesen. Es soll Beamte gegeben haben, die dem Treiben 
der rechten Szene lieber zusahen, als einzuschreiten. Ein 
Zeuge berichtet, in Jena habe ihm ein Polizist mit Blick auf 
eine braune Tür gesagt: „So braun wie diese Tür sind wir 
auch.“
Hinzu kamen die Schwierigkeiten und Behinderungen, die 
vom deutschen Föderalismus herrühren. Jedes Land unter-
hält seinen eigenen Verfassungsschutz. Es sind jeweils ei-
gene Institutionen, mit eigenen Chefs, eigenen Dateien 
usw. Ein erfahrener Ermittler: „Es ist manchmal schwieriger, 
eine Info von einem anderen Bundesland zu bekommen als 
vom Kongo.“ Es fehlt auf Bundesebene die Koordination 
zwischen Bundesnachrichtendienst (BND) Militärischem 
Abschirmdienst (MAD) und der Bundespolizei, die Bahn-
höfe und Flughäfen sichert.
Als ab dem Jahr 2000 die NSU-Morde begannen, wusste 
die Kripo schnell, dass die Taten zusammenhängen. Die 
Ermittler kannten nämlich die Tatwaffe, eine Ceska-Pistole, 
und glaubten an Berufskiller, an eine ausländische Bande 
oder an die türkische Drogenmafia, nicht jedoch an Neo-
nazis mitten in Deutschland.
Die Analyse des Mords in Heilbronn – um ein Beispiel aus 
Baden-Württemberg herauszugreifen – geht in dem Buch 
über 50 Seiten. Neben dem Festplatz Theresienwiese 
wurde auf zwei Polizisten geschossen, Michèle Kiesewet-
ter dabei getötet und Martin A. schwer verletzt in eine Kli-
nik geflogen. Kein Zeuge beobachtete den Mord direkt. 
Schultz wir ft in seinem Buch der ermittelnden Polizei vor, 
unprofessionell vorgegangen zu sein. Durch Passanten 
und Schaulustige seien Spuren verwischt oder vernichtet 
worden. In einem herrenlosen Mountainbike sahen die Er-
mittler keine Verbindung zum Mord, einer Zeugenaussage 
über blutverschmierte Menschen und blutige Taschentü-
cher sei nicht nachgegangen und Videoaufzeichnungen 
aus naheliegenden Tankstellen und Geschäften erst zwei-
einhalb Jahre später gesichtet und ausgewertet worden. 
Schlagzeilen machte die DNA-Spur einer unbekannten 
Frau am Streifenwagen der Opfer. Im Frühjahr 2009 kam es 
zur Enttarnung der „großen Unbekannten“: Eine Rentnerin 
hat die Wattestäbchen beim Verpacken versehentlich 
 verunreinigt. Zeitungen schrieben von der größten krimina-
listischen Blamage, einer „millionenteuren Ermittlungska-
tastrophe.“
Warum Heilbronn? Waren es allein die guten Verkehrs-
wege, die den  NSU in den Südwesten führte? Waren die 
Kontakte des NSU zu braunen Kameraden in Baden-Würt-
temberg viel enger als bekannt? Schultz kommt nach sei-
nen Recherchen zu dem Schluss, dass es zur Ideologie der 
Neonazis passen würde, nach den Morden an Einwande-
rern dazu überzugehen, Polizisten zu erschießen und somit 
gegen „das System“ zu kämpfen.

Vier Jahre später, im Jahre 2011, sollten Mundlos und Böhn-
hardt in Eisenach im verdächtigen Wohnmobil kontrolliert 
werden. Sie töteten sich dabei selbst und steckten ihr Fahr-
zeug in Brand. Zschäpe war zunächst flüchtig und stellte 
sich am 8. November 2011 der Polizei.
Zurück zur Eingangsfrage: Hat der Staat versagt? Zunächst 
einmal „Nein“, denn am 438. Prozesstag, am 11. Juli 2018, 
urteilte das OLG München: lebenslange Freiheitsstrafe für 
Beate Zschäpe wegen Mitschuld an zehn Morden.
Schultz selbst ist am Ende des Buches versöhnlich gestimmt: 
Man könne und müsse die Behörden scharf kritisieren und 
vieles sei noch immer ungeklärt. Die Bundesrepublik sei 
eben kein Polizeistaat, der alles im Blick und jeden unter 
Kontrolle habe. Es handele sich nicht um ein gewolltes Ver-
sagen. Ohne es zu wollen, könne der Staat mit seinen Be-
hörden aber durch Fahrlässigkeit, Ignoranz, Inkompetenz, 
Dummheit oder Sturheit eben doch eine gewisse Schuld 
auf sich laden.
Das Buch ist eine gelungene, facettenreiche „Gesamter-
zählung“, wie die rechte Szene entstand, sich aufbaute und 
eskalierte. Nach dem Lesen müssen dem einzelnen Bürger, 
der Gesellschaft und dem Staat klar sein, weiterhin wach-
sam zu sein. Wer noch tiefer in die Materie einsteigen will, 
dem sei empfohlen, die kompletten Gerichtsakten im De-
tail zu studieren. Sie umfassen 2000 Seiten und wurden 
u.a. von Tanjev Schultz und Annette Ramelsberger in Buch-
form ( „Der NSU-Prozess. Das Protokoll“) herausgegeben.

Berthold Schäffner

Nationalliberal mit einem gehörigen Schuss Realismus

Hans-Peter Schwarz:
Von Adenauer zu Merkel.

Deutsche Verlags-Anstalt (DVA), München 2018.
734 Seiten, 50,00 Euro.

Hans-Peter Schwarz zählte zu den herausragenden Politik-
wissenschaftlern der Bonner Republik und darüber hinaus. 
Als er im Juni 2017 bei München verstarb, hinterließ er ein 
beachtliches Werk, das in seiner Zunft seinesgleichen 
sucht. Herauszuheben sind seine großen Biographien, zu 
allererst die über Konrad Adenauer, seine beiden Bände 
über die Ära Adenauer von 1949 bis 1963, die als Teil zwei 
und drei der Geschichte der Bundesrepublik zu Beginn der 
1980er Jahre erschienen, seine Studien zur Außenpolitik 
und seine späten Biographien zu Axel Springer und Helmut 
Kohl. Letztere schrieb er mit kräftiger Unterstützung der 
Konrad Adenauer Stiftung, die wohl auch erwartete, dass 
dem Kanzler der Einheit eine ähnliche Huldigung wider-
fahren würde, wie ihrem Namensgeber. Doch hier wie 
auch in anderen Fällen erwies sich Schwarz als Überzeu-
gungstäter und Mann der spitzen Feder, der beim Namen 
nannte, was seiner Meinung nach falsch läuft in der Repu-
blik. So sparte er bei Würdigung der historischen Leistun-
gen dieses politischen Riesen nicht mit Kritik. Er rügte sei-
nen autokratischen, teils selbstgefälligen und selbstver-
liebten Führungsstil und die seiner Meinung nach nicht zu 
Ende gedachte Europapolitik. In der Wirtschafts- und 
Währungsunion erkannte er eine Fehlentwicklung, die Eu-
ropa mehr spaltete als einigte. 
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Die Veröffentlichungen von Hans-Peter Schwarz erregten 
stets das öffentliche Interesse, weil sie bravourös geschrie-
ben, brillant formuliert waren und die öffentliche Debatte 
anheizten, weil sie in ihrer poltisch-geistigen Ausrichtung 
klar Stellung bezogen. Schwarz war kein „Reinwascher“. Er 
vertrat seine Positionen weitgehend ohne Rücksichtnahme 
auf scharfe Kritik, die dann auch häufig nicht ausblieb. Als 
nationalliberaler Autor im Badischen herangewachsen 
und mit einem gehörigen Schuss Realismus ausgestattet, 
betrachtete er das politische Großwild zunächst in Bonn 
und später in Berlin. Das posthum nunmehr erschienene 
Buch seiner Lebenserinnerungen: „Von Adenauer zu 
Merkel“ knüpft daran an – aber um es gleich vorweg zu 
sagen, es erreicht in vielerlei Hinsicht nicht die Tiefe und 
Überzeugungskraft seiner früheren Werke. Dies liegt zum 
Teil an der Gesamtkonzeption, weil es Persönliches, Famili-
äres, Fachwissenschaftliches und Zeitgeschichtliches zwi-
schen zwei Buchdeckeln zusammenzuspannen versucht. 
Dennoch wird es nie langweilig, auch wenn manche Passa-
gen langatmig geraten und spätestens dann die Leserin-
nen und Leser spüren, dass das Gewicht des Buches doch 
merklich der Hand zusetzt und Lesepausen auch aus phy-
sischen Gründen notwendig werden. Für Zeitgenossen, 
die Hans-Peter Schwarz auf diese oder jene Weise verbun-
den gewesen sind, die eine gemeinsame Strecke mit ihm 
als Wissenschaftler oder Wegbegleiter oder auch nur als 
interessierte Leser seiner Werke und kritische Beobachter 
des Zeitgeschehens gegangen sind, entpuppen sich seine 
Erinnerungen als Fundgrube über die Schwächen und 
Stärken kleiner und großer Leute, nicht zuletzt mit Hilfe des 
Autors, teils gewollt, teils wohl nicht, über diesen selbst. 
Nach diesen eher grundsätzlichen Bemerkungen einige 
Anmerkungen, dem Inneren des Buches entnommen. Die 
wichtigste Anmerkung scheint mir die zu sein, dass der An-
spruch des Buches nicht darin liegt, die Zeitgeschichte von 
Adenauer bis zu Merkel auszuleuchten. Auch wenn der Ti-
tel dies zunächst nahelegt, geht es im Wesentlichen um die 
Regierungsjahre von Adenauer und Kohl. Die Betrachtung 
der sozialdemokratischen Kanzler Brandt, Schmidt und 
Schröder findet nur am Rande statt. In der rot-grünen Re-
gierung entdeckte er das philiströse Abbild der Spaßge-
sellschaft zur Jahrtausendwende. Deren moralisch be-
gründete globale Einsätze der Bundewehr erinnerten ihn 
an die Großschnäuzigkeit des letzten deutschen Kaisers. 
Eine moralische aufgeladene statt von den Notwendigkei-
ten ausgehende Politik zu betreiben, wir ft er auch Angela 
Merkel vor. Nicht nur in dieser Hinsicht sieht er sie in der 
Tradition von Rot-Grün. Nur mit dem Unterschied, dass es 
ihr an der Konsequenz und Reformbereitschaft ihres Vor-
gängers Gerhard Schröder mangele, der nach der Wahl-
niederlage seiner Partei in Nordrhein-Westfalen seine de-
mokratische Legitimation in Frage stellte und Neuwahlen 
herbeiführte. Die teilweise krachenden Wahlniederlagen 
der CDU während der Kanzlerschaft von Angela Merkel 
hinterließen offensichtlich keine ähnliche Wirkung. Viel-
mehr scheint sie wie eine Leistungssportlerin darauf aus zu 
sein, den Kohl’schen Rekord von 16 Regierungsjahren zu 
toppen, möglicherweise in der vagen Hoffnung, dadurch 
in die Reihe der ganz Großen vorzustoßen. Doch wird sie 
sich dadurch einen Platz in der Loge der deutschen Ge-
schichte sichern?

Angela Merkel zählte nicht zu Schwarz „Favoritinnen“, ob-
wohl er Seite an Seite mit ihr viele Jahre im Vorstand der 
Konrad Adenauer Stiftung saß. Dem Rezensenten fällt es 
schwer, sich vorzustellen, wie dies wohl ausgegangen 
wäre, wenn das Buch nicht posthum erschienen wäre. 
Schwarz hält Merkel u.a. vor, in der Flüchtlingskrise jäm-
merlich versagt zu haben und „die Inkarnation des Nanny 
State“ zu verkörpern. Dabei nennt er sie in einem Atemzug 
mit so lichternen Gestalten wie Boris Johnson, Geert Wil-
ders, Alexander Gauland und Beppo Grillo, wohl um da-
mit anzudeuten, dass sie ihre Politik für ebenso alternativ-
los hält wie jene es tun. Der eigenen Zunft wie weiten Teilen 
der veröffentlichten Meinung und den Funktionsträgern 
der Union wir ft er vor, dieser Politik nahezu Gott ergeben 
zu folgen. Überall herrsche nur das Schweigen der Läm-
mer. Schwarz bricht mit Tabus; ob er diese Zeilen zu Lebzei-
ten freigegeben hätte, steht auf einem anderen Blatte. Al-
lerdings entspricht die vorliegende Fassung bis auf die üb-
lichen Korrekturen der, die er drei Wochen vor seinem 
überraschenden Tod durchgesehen hatte.
Zweifel sind insofern angebracht, weil er an anderer Stelle 
ausführt, dass auch ein Professor der Politikwissenschaft 
nicht gegen Windmühlenflügel anrennen solle. Schwarz 
fühlte sich bei Hofe ungeachtet der Kritik, die er den Höf-
lingen und ihren Häuptern zuteil werden ließ, offenkundig 
ausgesprochen wohl. Im Inneren der Macht konnte er ihre 
Persönlichkeiten studieren und analysieren, wie politische 
Entscheidungsprozesse verliefen. Eine Stärke des Buches 
liegt gerade in diesen Studien, wo einzelne Akteure ihr Fett 
wegbekommen oder wie Bernhard Vogel als liebenswerter 
Weggefährte herausgehoben werden. Ob es dabei immer 
fair zugeht, wer will es beurteilen. Immerhin sind es diese 
Schmankerln, die den Leser bei der Stange halten. Man-
chen vielleicht auch in der stillen Erwartung, etwas über 
sich selbst zu erfahren. Schwarz zögert nicht, seine eigene 
Urteilskraft kritisch zu hinterfragen, und vor dem Leser aus-
zubreiten, wo er sich geirr t und wo er nach Lage der Dinge 
Recht behalten hat. Es ist nur allzu menschlich, dass dabei 
Irr tümer seltener eingeräumt, als richtige Vorhersagen be-
stätigt werden. Aber vielleicht entspricht dies auch den 
Tatsachen. Denn als politischer Realist neigte Schwarz 
nicht dazu, die Zukunft mit verklärtem Blick zu betrachten. 
Dass er genau wusste, was er bei gewissen Anlässen zu 
schreiben wagen durfte und was nicht, offenbart er an ver-
schiedenen Stellen. Dies ist nicht nur Ausdruck intellektuel-
ler Redlichkeit, sondern auch politischer Klugheit, denn er 
wollte ja im Geschäft bleiben. Am Beispiel von Erwin 
Scheuch, dem Kölner Soziologen, machte er deutlich, wie 
schnell auch ein international anerkannter Mann in den 
Sog der Missliebigkeit geraten kann. Lassen sie es mich so 
zusammenfassen, Schwarz war beileibe kein Opportunist, 
aber er wusste, wieviel Kritik zumutbar war und wieviel 
nicht. Mit seiner Kohl-Biographie ging er bis an die Grenze. 
Hätte er sie mit seinen posthum veröffentlichten Erinnerun-
gen überschrit ten?
Zur bereits erwähnten Langatmigkeit einiger Teile der Au-
tobiographie trägt bei, dass der Autor immer wieder Pas-
sagen einstreut, die für ihn selbst von Bedeutung gewesen 
sein mögen, aber die Leser im Grunde nicht interessieren. 
Zu denken ist dabei an die Schulmeisterei seiner ehemali-
gen Lehrer, die der Leser nicht kennt und zu denen er sich 

309

 BUCHBESPRECHUNGEN

bis2018_04_inhalt.indd   309bis2018_04_inhalt.indd   309 04.12.18   08:0604.12.18   08:06



Wenn Sie BÜRGER & STAAT abonnieren möchten, erhalten Sie die Zeitschrift für nur € 12,80, vier Hefte im Jahr, frei Haus. 
Schicken Sie diesen Abschnitt zurück an:
Sollten Sie jeweils drei Monate vor Ablauf des Kalenderjahres nicht abbestellt haben, läuft das Abonnement weiter.

Name, Vorname bzw. Organisation

Straße, Hausnummer Geldinstitut

PLZ, Ort IBAN                   BIC

Datum, Unterschrift Datum, Unterschrift 

Rechtlicher Hinweis:

Ich kann diese Bestellung binnen 14 Tagen widerrufen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung 
 (Poststempel) an: 

Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, Redaktion Bürger & Staat, Lautenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart.
Ich habe von meinem Widerspruchsrecht Kenntnis genommen.

 Datum, Unterschrift

�

�

kein eigenständiges Urteil erlauben kann. Am Ende sagen 
diese langatmigen Passagen allenfalls etwas über den Au-
tor aus. Erkenntnisse sind daraus aber nicht abzuleiten, 
denn wer erinnert sich nicht an gute und weniger gute Leh-
rer. Ermüden dürfte die allermeisten auch, wenn Schwarz 
mehrseitige Vorlesungskonzepte ausbreitet, deren Syste-
matik zwar bestechend ist, die ihren Reiz aber dadurch 
verloren haben, weil die Zeit darüber hinweggegangen 
ist. Allenfalls sind sie noch für Fachwissenschaftler von In-
teresse, aber für sie wurde dieses Erinnerungsbuch ja nicht 
geschrieben, obwohl darin zahlreiche Bezüge zu den 
Netzwerken der Politikwissenschaft in Freiburg, Osna-
brück, Hamburg, Köln und Bonn enthalten sind. Diese Dar-
stellungen sind durchaus wertvoll, weil sie deutlich ma-
chen, wie schon damals Netzwerke Freundschaften und 
Karrieren beflügelten und gefällige Rezensionen begüns-
tigten.
Zum schwierigsten Teil des Buches zählen die Beiträge zur 
Familie. Sie hängen mit der Entstehung des Buches zusam-
men, das sich auch an die Familie richtet. Das erste Konvo-
lut von über 1000 Seiten schenkten die Kinder dem Jubilar 
zum achtzigsten Geburtstag. Der Beschenkte strich es für 
eine Veröffentlichung um ein Drit tel zusammen und fügte 
ein abschließendes Kapitel an, in dem es um die „fehlpro-
grammierte Bundeskanzlerin“ geht. Der Herausgeber 
Hanns-Jürgen Küsters, ein Meisterschüler von Schwarz, er-
läutert in seinem Vorwort, dass das Werk bis auf die übli-

chen Lektoren- und Korrekturarbeiten den Vorgaben des 
Autors entspricht. So durchzieht das Buch Erinnerungsfä-
den aus der Familienchronik, die manches Mal deplatziert 
erscheinen, weil sie ohne näheren Bezug zum Kontext ein-
gestreut werden und jeder Form der Privatheit entbehren. 
Sie lesen sich wie Pressemeldungen und gehören zum tro-
ckensten Teil der Autobiographie. In dieser Form hätte da-
rauf gut und gerne verzichtet werden können. Kritisch an-
zumerken ist ferner, dass der Herausgeber gut beraten ge-
wesen wäre, derartige Längen herauszunehmen, es hätte 
der Stringenz des Werkes gedient und die Leserinnen und 
Leser erfreut. Dagegen spricht aber der Respekt vor der 
Familie und vor dem Autor.
Summa summarum, nicht wie es bei Schwarz Lieblings-
schriftsteller, Theodor Fontane, heißt, „Lirum larum Löffel-
stil, / Alles in allem, es war nicht viel.“ Wer diese Erinnerun-
gen gelesen hat, blickt auf einen Wissenschaftler, der mit 
sich im Großen und Ganzen im Reinen gewesen ist und 
nicht ohne Stolz auf eine ungewöhnliche Lebensleistung 
zurückblicken kann. Seine Erinnerungen zeugen davon. 
Der Leser hat daran teil, und je nach Alter erinnert er sich 
selbst an das geschilderte Zeitgeschehen. Ist es gewagt zu 
behaupten, je älter er ist, je größer dürfte der Zuspruch 
ausfallen? Trotz der geäußerten Kritik: ein bemerkenswer-
tes Buch mit zum Widerspruch herausfordernden Thesen 
gegen den Zeitgeist des Ungefähren.

Günther Rüther
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Außenstelle Freiburg 
Bertoldstraße 55, 79098 Freiburg
Telefon: 07 61/2 07 73-0, Fax -99

Leiter:
Prof. Dr. Michael Wehner 07 61/2 07 73-77
Thomas Waldvogel 07 61/2 07 73-33

Außenstelle Heidelberg
Plöck 22, 69117 Heidelberg
Telefon: 0 62 21/60 78-0, Fax -22

Leiterin: Regina Bossert 0 62 21/60 78-14
Stefan Artmann 0 62 21/60 78-13

Fachbereich Politische Tage im
Regierungsbezirk Stuttgart
Thomas Franke 07 11/16 40 99-83

Fachbereich Politische Tage im 
Regierungsbezirk Tübingen
Anja Meitner Telefon: 0 71 25/152-134
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